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mehr als der wirtschaftliche Zusammenbruch gleichzeitig mit 
den Protesten der Intellektuellen zusammenfiel, die sich gegen 
eine Verfassungsänderung wehrten, mit der Polen den sozialisti-
schen Charakter einer Volksrepublik und die Völkerfreundschaft 
zur UdSSR in der Verfassung festschreiben sollte.

Die politische Opposition vor 1980

Ein »Komitee zur Verteidigung der Arbeiter« (Komitet Obrony Ro-
botników – KOR) setzte sich zum Ziel, den Geschädigten und Ver-
folgten des Arbeiterprotests von 1976 zu helfen. Es wurde von ei-
nigen »Aktivisten für Demokratie und Unabhängigkeit« – zu 
denen u. a. Kuron, Michnik, Macierewicz gehörten, gegründet. 
Ein Jahr später entstand die »Bewegung für Verteidigung der Men-
schen- und Bürgerrechte« (»Ruch Obrony Praw Czlowieka i 
Obywatela«), eine unabhängige Vereinigung verschiedener demo-
kratischer Strömungen, deren Mitglieder die Förderung der Men-
schenrechte, eine Demokratisierung des politischen Systems und 
den Wiederaufbau eines unabhängigen souveränen Staates in 
Polen forderten. Zur Unterstützung dieser nach wie vor illegalen 
Organisationen wurde dann noch das unabhängige Verlagshaus 
NOWA gegründet, das das Informationsmonopol der Kommu-
nisten durchbrach, indem es mehrere unzensierte Zeitschriften 
und Bücher herausgab. Außerdem wurde mit großem Erfolg die 
Aktion »Fliegende Universität« umgesetzt. In diesen Vorlesungen 
war es erstmals möglich, kritisch philosophische, geschichtliche, 
politologische und ökonomische Fragen zu diskutieren, was in 
den regulären Vorlesungen der Universitäten undenkbar war.
Internationale Impulse kamen hinzu: Seit der KSZE-Schlussakte 
(1975) konnte sich z. B. die polnische Opposition auf die dort 
formu lierten und auch von den polnischen Machthabern unter-
schriebenen Menschenrechte berufen. Kontakte mit der Gefan-
genenhilfsorganisation »amnesty international« wurden auf-
genommen, was nicht ohne Erfolg blieb. Festnahmen von 
Oppositionsangehörigen durch die politische Polizei (»Sluzba 
Bezpieczenstwa«) fanden zwar trotzdem statt, wurden aber in der 
Regel früher beendet, vor allem wenn ausländische Sender wie 
»Radio Freies Europa«,« BBC« oder » Stimme Amerikas« darüber 

Das Jahr 1980 stellte zweifellos nicht nur in der polni- 
schen, sondern auch in der europäischen Geschichte ein 

epochales Ereignis dar. Die nach 1945 von den Siegermächten 
des II. Weltkrieges gestaltete politische Konstellation in Eu-
ropa, die vielen als äußerst stabil und unverletzlich schien, 
begann nunmehr zu zerfallen. Die Krise, die 1980 von Polen 
ihren Ausgang nahm, war dabei jedoch entgegen der Meinung 
der Mehrzahl der Journalisten und der westeuropäischen Poli-
tiker keineswegs nur das Ergebnis des wirtschaft lichen Zu-
sammenbruchs des kommunistischen Polens. Die polnische 
friedliche Revolution war das Resultat einer Protestbewe-
gung, die sich aufgrund 35-jähriger kommunistischer Regie-
rungszeit in der polnischen Gesellschaft aufgestaut hatte und 
sich nach etlichen Niederlagen und Verbitterungen Anfang 
1989 erfolgreich durchsetzen konnte. 

Die Krisen der Nachkriegszeit

Erste Proteste fanden bereits 1956 statt, als demonstrierende Ar-
beiter in Poznan (Posen) durch die schießende Polnische Armee 
auseinander getrieben wurden. Die neue Staatsführung ver-
sprach danach eine Veränderung des Regierungsstils und eine 
neue polnische Verfassung im Zeichen eines »realistischen Sozia-
lismus«, verändert hatte sich aber nichts Grundlegendes. Die 
zweite Krise kam 1979 in der Folge der Neuregelung der deutsch-
polnischen Beziehungen, die in Deutschland »Ostpolitik« ge-
nannt wurde und mit dem Namen des damaligen Bundeskanzlers 
Willy Brandt (SPD) verbunden ist. Hier kam es auf den Danziger 
Straßen zu einem Blutbad unter Werftarbeitern, die gegen die 
Preiserhöhung von Lebensmitteln protestiert hatten. 
Das Amt des Regierungschefs bekleidete damals der Technokrat 
Edward Gierek, ehemaliger KP-Parteichef in Oberschlesien, der 
sich guter Kontakte zum Westen rühmte. Er versprach eine Mo-
dernisierung der polnischen Wirtschaft und eine Verbesserung 
der Lebensbedingungen der arbeitenden Bevölkerung in Polen. 
Dafür wurden Darlehen aus den USA aufgenommen. Ideologisch 
kapitulierte Gierek aber vor der UDSSR, hatte diese doch noch 
1968 unter dem Staats- und Parteichef Breschnew jeden sozialis-
tischen Sonderweg im Ostblock (»Breschnew-Doktrin«) mit Waf-
fengewalt verhindert.
1976 wurden erneut Symptome der wiederkehrenden Krise sicht-
bar. Sie waren ein Ergebnis der Unterschiede in der wirtschaftli-
chen Entwicklung des Landes, nicht zuletzt hervorgerufen durch 
die ausländischen Investitionen, die die sozialen Unterschiede in 
Polen weiter verschärften. Investitionen in den Bereichen Energie 
und Transport wurden sträflich vernachlässigt und der Zustand 
der Landwirtschaft glich einem Desaster. Die Suche nach immer 
höherer Effektivität in der landwirtschaftlichen Produktion, vor 
allem bei tierischen Produkten, führte zur Investitionskonzentra-
tion im Bereich der Mastschweinezucht. Bei fehlender Futterver-
sorgung, die direkt aus dem Ausland bezogen werden musste, 
führte der trotz aller Investitionen herrschende Fleischmangel 
schließlich zu gesellschaftlichen Unruhen. Der Sejm, das polni-
sche Parlament, nahm deshalb ein Gesetz zur Erhöhung der Le-
bensmittelpreise an, was weitere Arbeiterproteste zur Folge 
hatte. Wenn auch die Erhöhung der Lebensmittelpreise widerru-
fen wurde, initiierten die Ereignisse des Jahres 1976 doch erste 
Ansätze zu einer organisierten politischen Opposition, umso 
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Abb. 1 Demonstration in Krakau am 18.10.1980: Solidarnosc-Mitbegründer 
Lech Walesa (Mitte) mit dem späteren ersten nichtkommunistischen Minister-
präsidenten Polens Tadeusz Mazowiecki des Jahres 1989 © picture alliance, dpa
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berichteten. Eine Wende in Polen brachte dann die Nachricht 
über die Wahl des Krakauer Erzbischofs Karol Wojtyla zum Papst.

Karol Wojtyla wird Papst

Als Johannes Paul II. begab sich Karol Wojtyla bereits vom 2. bis 
10. Juni 1979 zu seiner ersten Wallfahrt in sein Vaterland. Eine 
tiefe Bedeutung hatten dabei seine Worte, die über Funk und 
Fernsehen direkt im ganzen Land ausgestrahlt wurden: »Dein Geist 
komme herab und verändere das Antlitz der Erde, – dieser Erde!« Für die 
Mehrheit der Bürger war dies eine Metapher, die nicht nur als Auf-
ruf zur moralischen Erneuerung, sondern auch als Vorhersage der 
politischen Veränderungen verstanden werden musste.
So war bereits 1978 eine Bewegung entstanden, die letztendlich 
die entschiedene politische Änderung in Polen in Gang setzen 
sollte. Im Februar 1978 gründete Kazimierz Switon schließlich ein 
»Gründungskomitee für Freie Gewerkschaften« (»Wolne Zwiazki 
Zawodowe«), und wenige Tagen später entstanden weitere ille-
gale Organisationen diesen Typs wie z. B. die Initiative von An-
drzej Gwiazda, Anna Walentynowicz und Lech Walesa, die die 
Keimzelle der weltberühmten freien Gewerkschaftsbewegung 
»Solidarnosc« wurde.
Im Juli 1980 brach wegen der Ankündigung von Preiserhöhungen 
eine neue Streikwelle aus. Die Schuldenlast des polnischen Staa-
tes bei ausländischen Banken führte schließlich zum Zusammen-
bruch der Marktversorgung, der Einstellung eines Großteils der 
Investitionen sowie zu einem nahenden Staatsbankrott. Am 
16. August 1980 wurde deshalb auch auf der Danziger Lenin-Werft 
ein Streik ausgerufen und ein betriebsübergreifendes Streikko-
mitee mit Lech Walesa an der Spitze gegründet. In kurzer Zeit 
verbreitete sich die Streikwelle über das ganze Land. In den 
sogenann ten Augustvereinbarungen musste die amtierende Re-
gierung schließlich die Anerkennung einer unabhängigen, gesell-
schaftlich–politischen Organisation erlauben, der »Unabhängi-
gen selbstverwalteten Gewerkschaft Solidarität«.

»Solidarnosc« – »Solidarität«

Die neue unabhängige Organisation »Solidarnosc« prägte von da 
an die öffentlichen Diskurse und unzensierte Diskussionen. Statt 
Zensur gab es nun einen weitgehend offenen, politischen und ge-
sellschaftlichen Dialog in den Fabriken, den Medien und während 
der Kundgebungen. Stets war es ein großes Ereignis, wenn der 
bei einem Großteil der Bevölkerung zur Legende gewordene Lech 
Walesa vor Tausenden von Menschen öffentlich auftrat, sei es in 
Stadien, in Turnhallen oder auf Marktplätzen. Bisher verheim-
lichte Menschenrechtsverletzungen des sozialistischen Systems 
wurden an die Öffentlichkeit gebracht. Wenn auch das von »Soli-
darnosc« vorgeschlagene Wirtschaftsprogramm (| M 2 |) reali-
tätsfern und die Hoffnungen auf eine Demokratisierung naiv 

waren, so lag doch das Haupthindernis für eine Realisierung die-
ses Reformprozesses in der starken Ablehnung durch die Sowjet-
union sowie die sozialistischen Nachbarstaaten DDR und CSSR, 
die sich vor einer Destabilisierung auch ihrer eigenen Länder 
fürchteten. Aber auch die polnische Regierung, die seit 1981 
durch Wojciech Jaruzelski angeführt wurde, der in seinen Händen 
die wichtigsten Staats- und Parteiposten hielt (Ministerpräsi-
dent, I. Sekretär des Zentralkomitees der Polnischen Vereinigten 
Arbeiterpartei (PZPR), Verteidigungsminister), war unfähig, einen 
Kompromiss mit der »Solidarnosc« zu schließen. 

Verhängung des Kriegsrechts über Polen

Zwischen Frühling und Herbst 1981 hielten über den Sommer und 
Herbst hinweg die Streikwellen ungebrochen an. Erstmals seit 
den 50er-Jahren wurden damals Lebensmittelmarken wieder ein-
geführt. Jaruzelski und die PZPR warnten sodann die Streikenden 
beständig vor einer drohenden Intervention der sowjetischen 
Streitkräfte sowie des Warschauer Pakts, wie zuletzt 1968 in der 
CSSR praktiziert. Damit rechtfertigten sie letztlich die Verhän-
gung des Kriegsrechts in Polen am 13. Dezember 1981. Selbst der 
katholischen Kirche gelang es in diesen Monaten nicht, zwischen 
den Konfliktparteien zu vermitteln.
Ganz offiziell übernahm am 13. Dezember eine Militärjunta die 
Macht in Polen, der sogenannte »Militärrat der Nationalen Erret-
tung« (»Wojskowa Rada Ocalenia Narodowego« – WRON). Dies 
führte unverzüglich zu einer starken Begrenzung der Bürger-
rechte, der Festnahme von Oppositionellen, der Auflösung der 
Mehrheit der gesellschaftlich–politischen Organisationen und 
darunter vor allem der Unabhängigen Selbstverwalteten Gewerk-
schaft, der »Solidarnosc«. Einer Tragödie kam die Unterdrückung 
der Bergwerkarbeiterproteste in Oberschlesien im Bergwerk 
»Wujek« gleich. Die Funktionäre der »Motorisierten Reserven der 
Miliz« (ZOMO) eröffneten das Feuer gegenüber den Protestieren-
den, wobei neun von ihnen getötet wurden. Ähnlich dramatisch 
und gewaltsam wurde der Bergarbeiterstreik im Bergwerk »Piast« 
in Tychy beendet, wenngleich dort keine Todesopfer zu beklagen 
waren. Das Regime von Jaruzelski dauerte insgesamt sechs Jahre, 
auch wenn offiziell der Kriegszustand bereits 1983 beendet 
wurde. International wurde Polen in diesen Jahren weitgehend 
boykottiert. Die USA verhängten gar Wirtschaftssanktionen. Der 
Widerstandswille der Oppositionellen war in diesen Jahren nur an 
nationalen Feiertagen oder bei Papstwallfahrten Johannes Pauls 
II. in sein Heimatland erkennbar. Internationale Aufmerksamkeit 
erreichte in diesen Jahren höchstens die Nachricht von der Er-
mordung des »Solidarnosc«-Priesters Jerzy Popieluszko. Die an-

Abb. 2 Streikende am Eingang zur Danziger Lenin-Werft im August 1980. Der 
Streik erreichte am 31.8.80 die Garantie des Streikrechts, soziale Verbesserungen 
und die Freilassung politischer Häftlinge. © picture alliance, dpa

Abb. 3 General Wojciech Jaruzelski (in Uniform) im polnischen Sejm (Parla-
ment) im Jahre 1982. Das polnische Militär hatte am 13.12.1981 die Macht über-
nommen, das Kriegsrecht proklamiert und die Bürgerrechte stark eingeschränkt. 
Bis 1983 blieb Jaruzelski Ministerpräsident, Verteidigungsminister und Ober-
befehlshaber der Streitkräfte. 1985–1989 war er Staatsratsvorsitzender, von 
 1989–90 Staatspräsident Polens. Seine Rolle in den 80er-Jahren ist bis heute 
umstritten. Sein Nachfolger im Amt des polnischen Staatspräsidenten wurde 
Lech Walesa. © picture alliance, dpa
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dauernde Wirtschaftskrise erreichte ihren Höhepunkt im Jahre 
1987. Die Regierung war zu Preiserhöhungen bei Lebensmitteln 
und Brennstoffe gezwungen, was wieder vor allem die ärmeren 
Schichten der polnischen Gesellschaft hart traf. 

Perestroika in Polen und erste »Runde Tische«

Wirtschaftliche Reformen stellten sich erst in Folge der im Kreml 
mit Michail Gorbatschow einsetzenden Politik von »glasnost« 
und »perestroika« ein. 
Bereits im Februar 1988 schlug Bronislaw Geremek im Namen der 
Opposition der Regierung einen Pakt gegen die Krise vor, was 
schließlich am 26. August 1988 zu ersten Gesprächen mit dem In-
nenminister Czeslaw Kiszczak und zur Etablierung des ersten 
»Runden Tisches« zur Lösung der katastrophalen wirtschaftli-
chen und gesellschaftlichen Situation des Landes führte. Vermit-
telnd hatte sich hier die katholischen Kirche eingeschaltet. Ein 
Treffen des inzwischen mit dem Friedensnobelpreis ausgezeich-
neten Lech Walesa mit dem Chef der politischen Polizei führte 
schließlich zu mehreren Gesprächsrunden. Kurz zuvor war Walesa 
noch verboten worden, den Friedensnobelpreis anzunehmen und 
das Land für die Verleihungszeremonie zu verlassen.
Seit September 1988 fanden nun in der Villa Magdalenka in der 
Nähe von Warschau regelmäßig Gespräche zwischen General Kisz-
czak und Walesa statt. Kritiker fanden sich sowohl auf der Seite der 
orthodoxen Kommunisten als auch auf der Seite der radikalen Op-
positionellen. Schon damals war die Spaltung in der Opposition 
sichtbar. Die radikalen antikommunistischen Aktivisten der Orga-
nisation »Die Kämpfende Solidarität« (»Solidarnosc Walczaca«) 
und des Unabhängigern Studentenverbandes (»Niezalezne Zrzes-
zenie Studentów Polskich« – NZS) vertraten die Ansicht, dass jede 
Vereinbarung mit der Regierungsmacht ein nationaler Verrat sei. 
Nach den ersten Verhandlungen rief Walesa am 3. September 
1988 schließlich zur Beendigung der Streiks auf. Seit Mitte August 
hatten die Verhandlungen mit den Vertretern regierungsfreundli-
cher Gewerkschaften, dem »Gesamtpolnischen Gewerkschafts-
verband« und den Regierungsparteien, der »Vereinigten Bauern-
partei« (»ZSL«) und der »Demokratischen Partei« (SD) gedauert.
Die ursprünglich auf November angesetzten Verhandlungen am 
»Runden Tisch« kamen jedoch trotz aller Fortschritte nicht zu-
stande. Die Regierungsvertreter stimmten vor allem nicht der Be-
teiligung von Adam Michnik und Jacek Kuron zu, die sie als zu ra-
dikal einstuften. 
Im Dezember 1988 riefen die Aktivisten der Opposition schließ-
lich ein »Bürgerkomitee« (»Komitet Obywatelski«) ins Leben, das 
die Gespräche mit den Regierenden organisierte und koordi-
nierte. Kurz zuvor war Lech Walesa in einer im ganzen Land über-
tragenen Fernsehdebatte mit Alfred Miodowicz, dem Chef des 

regierungsfreundlichen Gewerkschaftsverbandes, als klarer Sie-
ger hervorgegangen und er genoss nun eine enorme Popularität. 
Das X. Plenum des Zentralkomitees der »Polnischen Vereinigten 
Arbeiterpartei« (»KC PZPR«) traf deshalb auf Druck von General 
Jaruzelski und dem damaligen Ministerpräsidenten Rakowski die 
Entscheidung, eine Opposition im politischen System zu dulden 
und damit die »Solidarnosc« auch rechtlich zu legitimieren. Am 
18. Januar 1989 stimmte das ZK der PVAP in einem Beschluss ganz 
offiziell für einen politischen und gewerkschaftlichen Pluralis-
mus, was ohne die vorausgegangenen Verhandlungen und Ver-
einbarung am »Runden Tisch« unmöglich gewesen wäre.
Die Schlüsselfrage der kommenden Verhandlungen war dabei das 
Problem künftiger Wahlen. Die Regierungsseite forderte vor 
allem die Schaffung einer gemeinsamen Wahlliste. Auf ihrer Seite 
waren vertreten: Aleksander Kwasniewski (ein zunehmend be-
deutend werdender Anführer der Postkommunisten), Wladyslaw 
Baka (ein sachkundiger Ökonom) und Janusz Reykowski (ein 
kompromissbereiter Psychologe und ehemals politischer Partei-
aktivist). Seitens der Opposition traten besonders hervor: Tade-
usz Mazowiecki (ein unabhängiger katholischer Aktivist, der 
schon seit den 60er-Jahren von sich reden machte), Witold Trzeci-
akowski (ein sachkundiger Ökonom) und Bronislaw Geremek (ein 
bekannter Historiker, der sich seit den 70er-Jahren in der politi-
schen Opposition engagierte). 
Als Kompromiss wurde schließlich fixiert, dass bei den kommen-
den Wahlen für die Regierungsseite rund 65 % der Mandate ga-
rantiert sein würden (Die Mandate sollten sich auf die »Polnische 
Vereinigte Arbeiterpartei« (PZPR), die »Vereinigte Bauernpartei« 
(ZSL), die »Demokratische Partei« (SD) sowie den »Christliche 
Verein« verteilen. Der Oppositionspartei wurden die weiteren 
35 % zur Verfügung gestellt. Eine zusätzliche Übereinkunft bezog 
sich auf eine sogenannte Landesliste, die schließlich den Kom-
munisten zum Verhängnis werden sollte. Alle Kandidaten dieser 
Liste mussten im ersten Wahlgang über 50 % der Stimmen errei-
chen, um ein Mandat zu gewinnen. Dieses Ergebnis erzielten nur 
zwei Personen, der Vorsitzende des Obersten Verwaltungsge-
richts Adam Zielinski und Prof. Mikolaj Kozakiewicz. 

Abb. 4 Am 31.8.2980 unterzeichneten Vertreter der Regierung und der über-
betrieblichen Streikkomitees eine Vereinbarung, durch die u. a. die Bildung unab-
hängiger Gewerkschaften ermöglicht wurde.  © picture alliance, dpa 

Abb. 5 In Gesprächen am »Runden Tisch« – hier am 5.4.1989 – wurden Verein-
barungen zwischen den kommunistischen Regierungsparteien und der Opposition 
zur Demokratisierung Polens und den ersten halbfreien Wahlen getroffen. 
Die deutsche Tageszeitung »Die Welt« titelte am 4. Juni 2009: »Im Jubel um 
20 Jahre Mauerfall vergessen die Deutschen oft: Den Weg ebneten die Polen fünf 
Monate davor« © picture alliance, dpa 
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Eine Neuigkeit in der 40-jährigen Wahlgeschichte des kommunis-
tischen Systems war zudem eine erneute Einführung des Amtes 
des Staatspräsidenten und die Etablierung einer zweiten Kammer 
des Parlaments – des Senats. Dies sollte demokratisch mit Hilfe 
des Mehrheitswahlsystems geschehen.

Unabhängige Wahlen?

Nach den Verhandlungen am »Runden Tisch« fing nun ein fast 
zweimonatiger Wahlkampf an. Das Datum der Wahlen war der 
4. Juni 1989. Bereits im ersten Wahlgang hatten die Solidarnosc-
Vertreter die ihnen zugestandenen 160 Sejm-Mandate erzielt. Im 
Senat eroberte Solidarnosc 92 von 100 Sitzen. Der zweite Wahl-
gang fand dann am 18. Juni statt und beschränkte sich auf die 
Vergabe der Sitze für die bisherigen Regierungsparteien. Er fand 
vor allem auch deshalb statt, weil man befürchtete, die Wahlen 
könnten ansonsten für ungültig erklärt werden. Eine deutliche 
Sprache stellte auch die Wahlbeteiligung dar: 62 % im ersten, nur 
noch 25 % im zweiten Wahlgang.
Der Senat bestand als zweite Parlamentskammer fast nur noch 
aus den Oppositionsvertretern, nach dem zweiten Wahlgang 
waren es sogar 99 von 100 zugunsten der Oppositionsbewegung. 
Zum Sejmpräsident wurde Prof. Mikolaj Kozakiewicz (Vereinigte 
Bauernpartei), zum Senatspräsident Andrzej Stelmachowski 
(»Bürgerlicher Parlamentarischer Klub« – OKP) gewählt. Am 
19. Juli ernannte die Nationalversammlung nach einer Vereinba-
rung mit der Opposition Wojciech Jaruzelski zum Staatspräsiden-
ten. Er war einziger Kandidat. 

Die Regierung von Tadeusz Mazowiecki und der 
Wirtschaftsplan von Balcerowicz

Nach einigem Hin und Her wurde schließlich Tadeusz Mazowiecki 
(»Solidarnosc«) das Amt des Premierministers übertragen. Damit 
ging am 12.9.1989 die Prophezeiung von Adam Michnik vom 3. Juli 
1989 in Erfüllung: »Euer Staatspräsident, unser Ministerpräsi-
dent«. Die neue Regierung war nun eine Koalitionsregierung: 11 
Ministern der OKP (»Bürgerlicher Parlamentarischer Klub«), 4 der 
ZSL (»Bauernpartei«), 3 der SD (»Demokratische Partei«) sowie 5 
der PZPR (Vereinigte Arbeiterpartei«). Die wichtigste Aufgabe war 
die wirtschaftliche Erneuerung Polens. Hier spielte der junge 
Ökonom Leszek Balcerowicz eine herausragende Rolle. Und ob-
wohl die Reformen des Balcerowicz-Plans durchaus zur Senkung 
der Inflation und des Staatshaushaltsdefizits führten und eine 
Verbesserung der Marktversorgung und die Abschaffung der Le-
bensmittelmarken sowie eine Währungsstabilisierung mit sich 
brachten, beeinflussten die negativen Folgen wie Konkurse vieler 
Unternehmen, steigende Arbeitslosigkeit und Vernachlässigung 
polnischen Dörfer stark das Befinden der Bevölkerung. Die nega-
tiven Folgen der Transformation waren dabei besonders in den 
bisher privilegierten Kreisen und den stark subventionierten 
Gruppen spürbar. Das betraf besonders die Schwer- und Rüs-
tungsindustrie sowie die staatlichen Landwirtschaftsunterneh-
men. Und für die staatlich organisierten Bereiche wie Polizei, 
Schul- und Gesundheitswesen standen kaum genügend Mittel 
zur Verfügung.

Der schwierige politische Pluralismus

Schon Anfang 1990 kam es dann zu einem Konflikt zwischen Lech 
Walesa einerseits, der damals noch als Vorsitzender der »Solidar-
nosc« tätig war, und der Regierung von Tadeusz Mazowiecki an-
derseits. Der Konflikt wurde als »Krieg an der Spitze« in Polen 
bekannt. Folgende Parteigruppierungen entwickelten sich: (1) 
Eine konservativ-nationalistische Gruppe unter Führung von Jaro-
slaw Kaczynski, die zur radikalen Abrechnung mit der kommunis-

tischen Vergangenheit aufrief. (2) Eine eher links-liberale Gruppe 
unter Adam Michnik, die sich zur Unterstützung der Regierung 
von Mazowiecki bereit erklärte. Im Zentrum dieses Konflikts 
stand abermals Lech Walesa. Beide Seiten wollten seine Populari-
tät zu eigenen Zwecken nutzen. 
Aus der Solidarnosc bildete sich aber auch der (3) »Liberal- Demo-
kratische Kongress« heraus, zu dem u. a. auch Donald Tusk, der 
aktuelle Ministerpräsident (2009) gehörte. Diese Gruppierung 
hatte zwar nur 10 Abgeordnete im Parlament, aber sie kämpfte 
mit großer Entschlossenheit für volle wirtschaftliche Freiheit, De-
zentralisierung der kommunalen Selbstverwaltung und für den 
politischen Liberalismus. 
Zu einer Spaltung kam es in den Kreisen der Postkommunisten. 
Im Januar 1990 fand der XI. Parteitag der (4) »Polnischen Vereinig-
ten Arbeiterpartei« statt. Während dieser Tagung schlug der 
 bisherige I. Sekretär des Zentralkomitees der PVAP, Mieczyslaw 
Rakowski, die Parteiauflösung und die Neugründung einer post-
kommunistischen Partei vor. So wurde am 29. Januar 1990 die 
»Sozialdemokratische Partei der Republik Polen« gegründet. An 
ihrer Spitze standen Aleksander Kwasniewski, der später zwei 
Wahlperioden lang das Amt des Staatspräsidenten bekleidete, 
Józef Oleksy und Leszek Miller, die später Ministerpräsidenten 
wurden. Das Verhältnis der Postkommunisten zur Solidarnosc-
Bewegung blieb aber gespannt. 
Trotz aller Gegensätzlichkeiten und Streitigkeiten wurden in den 
Folgejahren die marktwirtschaftlichen Wirtschaftsreformen des 
Balcerowicz-Plans konsequent durchgeführt, auch wenn es man-
chen Polen große Opfer abverlangte. Die Demokratisierung ließ 
sich ohnehin nicht mehr zurückdrehen. 
Am Thema »Europa« zeigte sich die Öffentlichkeit angesichts die-
ser Probleme zunächst wenig interessiert. Erst die Diskussion um 
einen EU-Beitritt Polens, 2004 dann realisiert, führte die Debatte 
um Vor- und Nachteile der EU für Polen wieder ins politische Be-
wusstsein.

Abb. 6 Tadeusz 
 Mazowiecki mit Sieges-
zeichen der »Solidar-
nosc«, nachdem er 
am 24.9. 1989 in War-
schau zum ersten nicht-
kommunistischen 
Minister präsidenten 
Polens – und eines War-
schauer-Pakt- Staates 
überhaupt – gewählt 
wurde.
 © picture alliance, dpa
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MATERIALIEN

M 2  Aus den Forderungen der Gewerkschaft »Solidarnosc« 
vom August 1980 

1.  Akzeptierung (…) unabhängiger freier Gewerkschaften, die 
sich aus der von der Volksrepublik Polen ratifizierten Konven-
tion Nummer 87 der Internationalen Arbeitsorganisation er-
gibt, die die Gewerkschaftsfreiheit betrifft.

2.  Garantie des Rechts auf Streik sowie der 
Sicherheit der Streikenden und der sie 
unterstützenden Personen.

3.  Einhaltung der von der Verfassung der 
Volksrepublik Polen garantierten Freiheit 
des Wortes, des Drucks und der Publi-
kation. Somit dürfen auch die unabhän-
gigen Zeitschriften nicht unterdrückt 
werden. Zugang der Vertreter aller Glau-
bensbekenntnisse zu den Massenmedien.

4.  a) Wiederherstellung der Rechte für alle 
Menschen, die nach den Streiks von 1970 
und 1976 entlassen, für alle Studenten, 
die wegen ihrer Überzeugung von den 
Hochschulen entfernt wurden. b) Freilas-
sung aller politischen Gefangenen (…).

5.  Veröffentlichung der Informationen über 
die Gründung des Überbetrieblichen 
Streikkomitees und seiner Forderungen 
in den Massenmedien.

6.  Schritte, um unser Land aus der Krisensi-
tuation herauszubringen durch: a) öffent-
liche Bekanntgabe sämtlicher Informati-
onen über die sozialökonomische Lage 
und b) Ermöglichung der Teilnahme an 

der Diskussion zum Reformprogramm für alle Gesellschafts-
kreise und -schichten.

7.  Lohnweiterzahlung an alle Streikteilnehmer für die Zeit des 
Streiks (…)

8.  Anhebung des Grundlohns für jeden Arbeiter um 200 Zloty 
pro Monat als Ausgleich für den bisherigen Preisanstieg.

9.  Garantie eines automatischen Lohnanstiegs parallel zu den 
Preissteigerungen und zum Absinken des Geldwertes 

10.  Sicherstellung einer vollen Versorgung des Binnenmarktes 
mit Nahrungsgütern (…).

12. Einführung von Auswahlkriterien für Leitungskader nach dem 
Qualifikationsprinzip und nicht nach ihrer Parteizugehörig-
keit sowie Beseitigung der Privilegien für die Bürgermiliz, die 
Staatssicherheit und den Parteiapparat durch Angleichung 
der Familienzuschüsse, Beseitigung von Sonderverkaufsstel-
len u. a.

13.  Einführung von Lebensmittelkarten für Fleisch und Fleisch-
produkte (bis die Lage auf dem Markt gemeistert ist). 

14.  Herabsetzung des Rentenalters für Frauen auf 50 Jahre und 
für Männer auf 55 Jahre oder eine Arbeitsdauer in der Volksre-
publik Polen von 30 Jahren für Frauen und 35 Jahren für Män-
ner ungeachtet des Alters.

15.  Die Alters- und sonstigen Renten, die nach alter Grundlage 
berechnet worden sind, sind dem Niveau der gegenwärtig ge-
zahlten anzugleichen.

16.  Verbesserung der Arbeitsbedingungen im Gesundheitswesen, 
was eine volle medizinische Versorgung für die arbeitenden 
Menschen gewährleisten bedeutet.

17.  Sicherstellung einer entsprechenden Anzahl an Krippen- und 
Kindergartenplätzen für Kinder von berufstätigen Frauen 

18.  Einführung eines bezahlten Mutterschaftsurlaubs für die Zeit-
dauer von 3 Jahren zur Erziehung der Kinder.

19.  Verkürzung der Wartezeit auf Wohnungen. 
20. Anhebung der Tagegelder von 40 auf 100 Zloty und Trennungs-

zuschläge 
21.  Einführung des Samstags als arbeitsfrei

Aus: Solidarnosc. Die polnische Gewerkschaft ›Solidarität‹ in Dokumenten, Diskussionen 
und Beiträgen 1980 bis 1982. Hrsg. v. Barbara Büscher, Ruth-Ursel Henning (= Politik und 
Zeitgeschichte). Köln: Bund-Verlag 1983, S. 36–43

M 1  Lech Walesa (Mitte): Mitbegründer der freien Gewerkschaftsbewegung 
»Solidarnosc« in Polen (1980) und Friedensnobelpreisträger (1983). Ehe-
mals Elektriker und Streikführer auf der Leninwerft in Danzig (Gdansk). 
Von 1981–190 Vorsitzender der »Solidarnosc«. 1990–1995: Staatspräsi-
dent Polens. Walesa organisierte den politischen Wandel Polens von einer 
kommunistischen »Volksdemokratie« zur parlamentarischen Demokratie.
 © picture alliance, dpa

M 3  Streikposten der Gewerkschaft »Solidarnosc« am Eingang zur Lenin-Werft 1980. Die Streikwelle in 
Polen, die am 1. Juli durch eine Erhöhung der Fleischpreise begann, wurde am 31.8. durch die Unter-
zeichnung eines Abkommens zischen dem Streikkomitee und der Regierung beendet. Es enthielt die 
Garantie des Streikrechts, die Gründungsgarantie unabhängiger Gewerkschaften und die Freilas-
sung politischer Häftlinge. © picture alliance, dpa
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M 5  Gespräch des Generalsekretärs der KPdSU Michail 
 Gorbatschows mit dem polnischen Premierminister 
Mieczslaw Rakowski (21.10.1988 in Moskau)

Rakowski: Wir wirken auch auf die Opposition ein. Sie müssen 
sich von der Vorstellung verabschieden, wir seien schwach. Für 
uns bedeutete ein Neuaufbau der Solidarnosc unser Ende. Das ist 
eine Partei der Streiks und der Demontage.
Gorbatschow: Eine Partei des Ultimatum-Stellens.
Rakowski: Ich habe der Opposition vorgeschlagen, sich vier Mo-
nate an der Regierung zu beteiligen. Sie haben abgelehnt. 
Gorbatschow: Und weiß das die Gesellschaft?
Rakowski: Sie weiß es.
Gorbatschow: Das heißt, sie will keine Verantwortung übernehmen.
Rakowski: Sie wäre sogar gerne an der Macht, aber so, dass sie 
keine Verantwortung übernehmen müsste. In den Augen der Ge-
sellschaft ging diese Runde an uns. Denen, denen, wir Plätze in 
der Regierung angeboten haben, werden wir das nicht mehr an-
bieten. Der Solidarnosc kann man keine Zugeständnisse machen. 
Aber man kann in eine Phase neuer Unruhen geraten. Obwohl ich 
mir aus meiner Intuition heraus nicht vorstellen kann, wie die Op-
position die Massen mobilisieren könnte. Es gibt lokale Streiks 
wegen niedriger Einkommen. Aber die dauern nicht länger als 1–2 
Stunden. Wenn wir die Partei am »Runden Tisch« gut in Szene set-
zen, dann können wir viele Menschen auf unsere Seite ziehen. 
Gorbatschow: Wo liegt die Grenze der Kompromisse? Wer wird am 
»Runden Tisch« teilnehmen und worüber wird verhandelt? Wollt ihr nicht 
zu viel auf einmal besprechen? Ich will wissen, worum es geht. 
Rakowski: Die Themen haben wir schon früher bestimmt: Unter-
stützung der Reformen, Umbau der politischen Strukturen, eine 
zweite Kammer des Sejms [des Parlaments], einen Rat der nationa-
len Verständigung, die Einbeziehung von vernünftig denkenden 
Menschen der Opposition, eine weitere Demokratisierung der 
Wahlen durch Vertretungsorgane. Das sind die konkreten The-
men, über die wir sprechen wollen.
Gorbatschow: Aber im Rahmen des sozialistischen Systems?
Rakowski: Selbstverständlich! Genau hier verläuft die Trennlinie 
in der Opposition. Ihr extremistischer Teil spricht offen davon, 
dass er beabsichtigt, Schritt für Schritt das Gesellschaftssystem 
zu verändern.

© Zmierzch dyktatury. Polska lat 1986–1989 w swietlie dokumentow, t. I, wybor i opraco-
wanie A. Dudek. IPN, Warszawa 2009, s. 332–333. (dt: Die Abenddämmerung der Diktatur. 
Polen 1986–1989 im Spiegel der Dokumente. Bd. I. Auswahl und Bearbeitung A. Dudek. 
IPN. Warszawa 2009. S. 332–333. (Aus dem Polnischen von Manfred Mack)

M 7  Bedeutung Polens als Vorreiter der ›friedlichen Revolu-
tion‹

Bis zum Jahr 1989 konnte in der Weltgeschichte fast die ›politi-
sche Regel‹ gelten, wonach ein vollkommener Wechsel eines poli-
tischen Systems nur durch eine gewaltsame Revolution, einen 
Staatsstreich oder als Folge eines Krieges stattfinden konnte. In 
den kommunistisch regierten Staaten Ost- und Mitteleuropas 
kam es im Jahr 1989 erstmals zu Ereignissen, die einen Wechsel 
von undemokratischen hin zu demokratischen Systemen auf 
friedlichem Wege eingeleitet haben. Die Bedeutung der Gewerk-
schaft »Solidarnosc« als der im ganzen Block der »Sozialistischen 
Staaten« zuerst legalisierten Opposition im Jahr 1980 kann dabei 
als überragend bezeichnet werden. Allerdings darf auch die Rolle 
der seit 1986 in der Sowjetunion eingeleiteten ›Perestroika‹ nicht 
unterschätzt werden. (…) Die Entwicklung der Protestbewegun-
gen in Polen darf unterdessen als eine Ausnahme gelten. Die 
Stärke des katholischen Glaubens und seiner institutionalisierten 
Form, der katholischen Kirche in Polen, die eine Ausnahme unter 
den kommunistisch regierten Staaten darstellte, darf durchaus 
als ursächlich für die Widerstandsfähigkeit der Polen gegen die 
kommunistische, wie auch schon früher die nationalsozialistische 
Ideologie betrachtet werden. Teile der polnischen Gesellschaft 
hatten in den Jahren 1956 und 1968 auch protestiert, allerdings 
nicht nur aus Solidarität mit den Bewegungen in Ungarn und der 
Tschechoslowakei. Der Verlauf bzw. Ausgang dieser Proteste in 
Polen war jedoch im Vergleich zu den erwähnten Staaten gewalt-
loser und führte weniger zu einer Traumatisierung, sondern viel-
mehr zur Bildung einiger oppositioneller Organisationen, vor 
allem in den intellektuellen Kreisen des Landes. Diese Opposition 
kam nach ihren Höhen und Tiefen, also nach den Erfahrungen in 
Zeiten der politischen Tauwetter und der immer darauf folgenden 
Rückschritte, in der zweiten Hälfte der Siebzigerjahre zu der 
Überzeugung, dass nur eine Bündelung der oppositionellen 
Kräfte von Intellektuellen und Arbeitern unter Mitwirkung der 
»legalen Oppositionskraft«, der Kirche, den gewünschten Effekt 
bringen kann. Die Zusammenarbeit der weiterhin heterogenen 
Kräfte leitete die »Solidarnosc« in die Wege. Diese Organisation, 
die das gesamte Spektrum der sozialen Schichten vertrat und 
eine Massenorganisation mit zuletzt etwa 10 Millionen Mitglie-
dern gewesen ist, war durchaus berechtigt, sich als Vertretung 
der polnischen Gesellschaft verstanden zu wissen. 

Beata Wloch-Ortwein: Die ›Solidarnosc‹ in Breslau. Die Entstehung einer oppositionellen 
gesellschaftlichen Bewegung in der Systemkrise 1980/81 und ihre Bedeutung für den Sys-
temwechsel in Polen 1989. Berlin: Logos 2000, S. 11f

M 4  18.4.1989: Arbeiterführer Lech Walesa (l.) im Gespräch mit dem polni-
schen Präsidenten General Wojciech Jaruzelski, Walesas Berater Bronislaw 
Geremek und Premierminister Mieczyslaw Rakowski in Warschau. 
 © picture alliance, dpa 

M 6  Der erste nichtkommunistische Ministerpräsident Polens Tadeusz Mazo-
wiecki am 24.11.1989 mit dem sowjetischen Staats- und Parteichef 
Michail Gorbatschow in Moskau. © picture alliance, dpa 
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Opposition, die in der Folgezeit Polen gemeinsam in ein »post-
kommunistisches Monstrum« verwandelt hätten. 

Bilanz nach 20 Jahren Umgestaltung in Polen

Waren es die »besten 20 polnischen Jahre in der Geschichte der 
letzten 300 Jahre« wie Adam Michnik, ein führender Oppositio-
neller, meinte, oder waren es »20 verlorene Jahre«, die lediglich 
die Diktatur der Kommunisten durch eine Kumpanei der Post-
kommunisten mit den linken Oppositionellen ersetzt hat? Ein 
Blick auf den schwierigen Prozess der Transformation und ein 
Blick auf die Ergebnisse der Meinungsforschung in Polen können 
hier für Klarheit in diesem ideologischen Streit sorgen.
Als der neugewählte, erste nichtkommunistische Ministerpräsi-
dent in einem Land des ehemaligen Ostblocks, Tadeusz Mazowie-
cki, die Regierungsgeschäfte übernahm, hatte er zwei Prämissen. 
(1.) Durch die Berufung von Leszek Balcerowicz zum Finanzminis-

ter setzte er auf eine radikale Umgestaltung der kommunisti-
schen Planwirtschaft zu einer freien Marktwirtschaft. 

Mit dem Slogan »Es begann in Gdansk« warb die polni- 
sche Regierung zum 20. Jahrestag der »Friedlichen Re-

volution« in der ganzen Welt. Sie erinnerte damit an die lan-
desweiten Streiks und die Zulassung der ersten unabhängi-
gen Gewerkschaft »Solidarnosc« im August 1980. Damit – so 
die Botschaft – begann der Untergang des Kommunismus. 
Und mit der Losung »Es hat am Runden Tisch angefangen« – 
zu sehen u. a. auf einem Banner vor der polnischen Botschaft 
in Berlin – wurde medienwirksam darauf hingewiesen, dass 
der »Völkerfrühling« des Jahres 1989 seinen Anfang in Polen 
nahm, dass der polnische »Runde Tisch« zum Vorbild einer ge-
waltlosen, friedlichen Ablösung der herrschenden kommunis-
tischen Parteien im gesamten damaligen »Ostblock« wurde. 
Zum 10. Jahrestag der denkwürdigen Ereignisse des Jahres 
1989 war es vor allem der Fall der Berliner Mauer, der symbo-
lisch für das Ende des Kommunismus und die Überwindung 
des Ost-West-Konflikts und des Kalten Krieges stand. Mit 
dem Abstand von 20 Jahren nun setzte sich in der öffentlichen 
Erinnerung auch außerhalb Polens die Sichtweise durch, dass 
der polnische Widerstand Voraussetzung, Vorbild und Inspi-
ration der friedlichen Revolutionen des Jahres 1989 war.

»Es begann in Gdansk«

In Polen selbst wurde allerdings heftig über die Bewertung der Er-
eignisse im Jahre 1989 und die darauffolgende Transformation de-
battiert. Nur der Slogan »Es begann in Gdansk« war unstrittig. Die 
Bedeutung des »Runden Tisches« vom Frühjahr 1989, der darauf 
folgenden halbfreien Wahlen am 4. Juni 1989 und der Umgestal-
tung des wirtschaftlichen und politischen Systems wurden zum Ge-
genstand heftiger Kontroversen zwischen dem Lager der gegen-
wärtigen Regierung von Ministerpräsident Donald Tusk und der 
Opposition, angeführt vom polnischen Staatspräsidenten Lech Ka-
czynski. Zur Erinnerung an den Sieg der »Solidarnosc« bei den Wah-
len vom 4. Juni 1989 plante die polnische Regierung eine große 
Feier in Danzig auf der ehemaligen Lenin-Werft, zu der Staatsgäste 
aus der ganzen Welt eingeladen werden sollten. Kritik kam nicht 
nur aus den Reihen der Kaczynski-Anhänger, sondern auch von der 
Gewerkschaft »Solidarnosc«, die für den Tag Demonstrationen in 
Danzig ankündigte, um auf die aktuelle Gefährdung des Fortbe-
stands der Werft wegen strenger EU-Subventionsrichtlinien hinzu-
weisen. Aus Angst vor Ausschreitungen in Danzig vor den Augen der 
Weltöffentlichkeit verlegte Tusk die Feierlichkeiten nach Krakau. 
Während Tusk mit der deutschen Bundeskanzlerin Angela Merkel, 
dem ehemaligen tschechischen Staatspräsidenten Vaclav Havel 
und anderen europäischen Politikern in Krakau der friedlichen Re-
volution von 1989 gedachte, feierte Lech Kaczynski in Begleitung 
seines Zwillingsbruders Jaroslaw Kaczynski zusammen mit Partei-
freunden und Mitgliedern der Gewerkschaft »Solidarnosc« in Dan-
zig. Dies wirft ein charakteristisches Schlaglicht auf die innenpoliti-
schen Diskussionen um 20 Jahre Transformation in Polen. 
Zum 20. Jahrestag erschienen in Polen zahllose Artikel zu diesem 
Thema. Während die Mehrzahl der Historiker, Publizisten und die 
damaligen Akteure eine sehr positive Bilanz der friedlichen Revo-
lution und der dadurch möglich gewordenen Umgestaltung des 
politischen und wirtschaftlichen Systems zogen, sprachen die An-
hänger des Kaczynski-Lagers von »faulen Kompromissen am 
Runden Tisch« zwischen den Kommunisten und einem Teil der 

III. MAUERÖFFNUNG IN EUROPA 

2.  »Es begann in Gdansk« – 
Rückblick und Bilanz

MANFRED MACK

Abb. 1 Ansprache von Polens Staatspräsident Lech Kaczynski am 4.6.2009 in 
Gdansk/Danzig anlässlich der Feierlichkeiten zum 20. Jahrestag der halbfreien 
Wahlen 1989 in Polen. © picture alliance, dpa
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(2.) Durch die Politik des »dicken Striches«, d. h. den Verzicht auf 
eine Abrechnung mit den ehemaligen politischen Gegnern, 
versuchte er, alle Kräfte auf die beginnende Systemtransfor-
mation zu konzentrieren.

Alternativen eines möglichen »dritten Weges« zwischen »kom-
munistischer Planwirtschaft« und »kapitalistischer Marktwirt-
schaft« wurden eine Absage erteilt. Angesichts der fundamenta-
len Wirtschaftskrise an der Schwelle zum Staatsbankrott mit 
einer Inflation von bis zu 600 % und Auslandsschulden von 41,4 
Milliarden US-Dollar glaubte man sich den Luxus einer Diskussion 
über Varianten zwischen freier und sozialer Marktwirtschaft nach 
deutschem oder skandinavischen Modell nicht leisten zu können 
(»Polen ist zu arm um zu experimentieren« Pysz 2009). 
Vor welchen existenziellen Herausforderungen der damalige Fi-
nanzminister Balcerowicz stand beleuchtete er in einem Inter-
view aus dem Jahr 2009: 
»Es gab keine Flut von Ideen, auch nicht von Leuten, die die Rolle eines 
Koordinators der Wirtschaftsreformen übernehmen wollten. Und was die 
Richtlinien angeht, so hatte Ministerpräsident Mazowiecki mir gesagt: 
Ich möchte, dass Sie mein Ludwig Ehrhard sind. Und da ich zufälliger-
weise die deutschen Erfahrungen studiert hatte, wusste ich, dass man in 
Polen viel mehr tun muss als in Westdeutschland nach dem Zweiten Welt-
krieg. Dort reichten zwei Operationen. Die Erste war die Stabilisierung, 
das heißt die Eindämmung der Inflation, und die Zweite war die Befrei-
ung der Wirtschaft von den Regulierungen der Kriegszeit. Sie mussten 
keine Institutionen der Marktwirtschaft aufbauen, weil der Kapitalismus 
dort nicht zerstört, sondern lediglich suspendiert worden war. Eine der 
größten Aufgaben bei uns war gerade der Aufbau und Wiederaufbau der 
vom Sozialismus zerstörten Institutionen. Das musste neben der Stabili-
sierung und Deregulierung geschehen.«
Durch die Freigabe der Preise, die Anreize zur Privatisierung, De-
regulierung der Märkte, Selbstständigkeit und Selbstfinanzie-
rung der Staatsbetriebe, Abschaffung des staatlichen Außenhan-
dels- und Devisenmonopols, Inländerkonvertibilität der 
einheimischen Währung (d. h. sie konnte von da an beliebig in an-
dere Währungen umgetauscht werden), restriktive Geldpolitik, 
restriktive Lohnpolitik, Aufbau eines leistungsfähigen Bankwe-
sens, Aufbau eines marktkonformen Steuersystems, Anpassung 
der institutionellen Struktur an die Erfordernisse der EU, d. h. 
durch eine Politik, die auf die Selbstregulierungs- und Selbsthei-
lungskräfte des Marktes setzte, konnte die Wirtschaft in relativ 
kurzer Zeit konsolidiert werden. 
Die polnische Volkswirtschaft erreichte in den folgenden Jahren 
Zuwachsraten im Bruttoinlandsprodukt (BIP) von über 5 Prozent, 

die Inflationsrate konnte schon 2001 auf unter 4 Prozent gedrückt 
werden, 2001 erwirtschaftete der Privatsektor bereits 75 % des 
BIP und stellte 70 % der Arbeitsplätze. Das alte Stereotyp von der 
»Polnischen Wirtschaft« bekam einen neuen Klang: »Polnische 
Wirtschaft« stand nun für die erfolgreiche Transformation von 
der Plan- zur Marktwirtschaft. 
Allerdings hatte dieser Prozess auch seine Schattenseiten. Die Ar-
beitslosigkeit stieg beträchtlich an. Für die Zeiten der Volksrepu-
blik bis 1989 galt noch der fatale Satz »Die Regierung tut so, als ob sie 
uns bezahlen würde und die Arbeiter tun so, als ob sie arbeiten würden«. 
Unter den Bedingungen der Marktwirtschaft – mache Beobach-
ter sprachen auch vom ungezügelten »Manchesterkapitalismus 
des 19. Jahrhunderts« – stieg die Arbeitslosigkeit und die Schere 
zwischen den Gewinnern und den Verlieren der Transformation 
fast ins Unermessliche. Dies wird heute auch von allen Befürwor-
tern der Umgestaltung der letzten 20 Jahre so gesehen. Aber fast 
alle sind sich darin einig, dass es keine vernünftige Alternative zu 
dem damals eingeschlagenen Weg gegeben hatte. Dies belegt 
auch die Tatsache, dass alle Regierungen nach 1989 – von den di-
versen Regierungen des »Postsolidarnosc-Lagers« bis zu den Re-
gierungen der Postkommunisten – an dem radikalen wirtschafts-
liberalen Kurs festhielten – ungeachtet aller Differenzen in 
politischen Fragen. 
Für eine Bilanz des in 20 Jahren Erreichten ist es aus historischer 
Perspektive zudem interessant, an zeitgenössische Kommentare 
zu den Erfolgsaussichten einer zeitgleichen Umgestaltung des 
politischen und wirtschaftlichen Systems in Polen zu erinnern. 
1990 prognostizierte der polnisch-amerikanische Soziologe Adam 
Przeworski: »Sobald die antikommunistische Euphorie verflogen sein 
wird und es zur politischen Organisierung von Interessenkonflikten 
kommt, wird die Politik in Osteuropa eine Form annehmen, die für den 
‹armen Kapitalismus› kennzeichnend ist. Es gibt keinerlei Gründe dafür, 
warum die Verhältnisse in Bulgarien, Ungarn oder Polen andere werden 
sollten als in Argentinien, Chile oder Brasilien […] Die Faktoren, die die 
Demokratie begünstigen, werden sich gleichzeitig zuungunsten wirt-
schaftlicher Reformen auswirken, wie sie in Ungarn, Polen und Jugosla-
wien bereits im Gange sind und von anderen Ländern ins Auge gefasst 
werden. Diese Reformen versprechen nicht nur radikal zu werden − nichts 
Geringeres als der Übergang vom Sozialismus zum Kapitalismus −, son-
dern auch außerordentlich schmerzhaft. Und die Erfahrung anderer Län-
der lehrt, dass solche Reformen unter demokratischen Verhältnissen 
schwer zu bewerkstelligen sind. Sie mobilisieren den Widerstand derjeni-
gen, die am meisten zu verlieren haben: Das sind die Manager der ge-
schützten oder subventionierten Firmen, die Arbeiter, die vor der Entlas-
sung stehen, und die zahllosen Menschen, die den Abbau der Aufwendungen 
für Einkommenssicherung und Sozialleistungen fürchten.« 

Abb. 2 Die Gegenveranstaltung: Der polnische Ministerpräsident Donald Tusk 
mit Lech Walesa und der deutschen Bundeskanzlerin Angela Merkel bei den 
Feierlich keiten der polnischen Regierung zu »20 Jahre friedliche Revolution« am 
4. Juni 2009 in Krakau. In Danzig wurde mit großen Demonstrationen gerechnet.
 © picture alliance, dpa

Abb. 3 Der polnische Staatspräsident Lech Kaczynski blieb den Feierlichkeiten 
in Krakau fern und nahm dafür an einer Mittagsmesse am Denkmal der gefalle-
nen Werftarbeiter in Danzig am 4. Juni 2009 teil. © picture alliance, dpa
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Przeworski war nicht der einzige Experte, der damals prophe-
zeite, Polen würde schließlich zusammen mit anderen Ländern 
aus der Region in der Dritten Welt landen. 
Der konservative britische Philosoph John Gray, ein Anhänger von 
Margaret Thatcher schrieb:
»Die menschlichen und sozialen Kosten des Übergangs zur Marktwirt-
schaft sind für die meisten postkommunistischen Länder so hoch, dass es 
an Wahnsinn grenzen würde anzunehmen, er könnte im Rahmen liberal−
demokratischer Institutionen vollzogen werden.« 
Er hielt die Rekonstruktion des Staates, die Herstellung der Ord-
nung, das Erzwingen von Respekt vor dem Gesetz für vorrangig. 
Das unterschied ihn nicht von den Ansichten vieler Liberaler zu 
Anfang der 1990er-Jahre. Mehr oder weniger offen zweifelten sie 
daran, dass grundlegende Wirtschaftsreformen im Rahmen der 
Demokratie durchgesetzt werden könnten.

»Dritte« oder »Vierte Republik«?

Trotz der wirtschaftlichen Erfolge wird die demokratische Umge-
staltung in Polen bis heute – trotz aller Erfolge – im innerpolni-
schen Diskurs immer noch in Frage gestellt wird. Der Wahlerfolg 
der Partei der Kaczynski-Brüder (Partei: »Recht und Gerechtigkeit«/
PIS) im Jahre 2005 und ihr Versuch, die nach 1989 etablierte 3. Re-
publik durch eine 4. Republik abzulösen, sind dafür der beste Be-
weis. Ihnen war es gelungen, die Verlierer der Systemtransforma-
tion auf ihre Seite zu ziehen. Dabei profitierten sie besonders von 
der niedrigen Wahlbeteiligung in Polen seit 1989, die es Ihnen er-
möglichte, mit nur 27 % der Stimmen (bei einer Wahlbeteiligung 
von 40 %) die Regierung zu übernehmen.
Dass dies gelang, hing wesentlich mit der zweiten Grundent-
scheidung der Regierung Mazowiecki aus dem Jahre 1989 zusam-
men, der Politik des sogenannten »dicken Strichs«. 
Premier Mazowiecki sagte in seiner Regierungserklärung »Wir zie-
hen einen dicken Strich unter die Vergangenheit. Wir werden nur das ver-
antworten, was wir getan haben, um Polen aus der jetzigen Krise zu hel-
fen«. Dies bedeutete den Verzicht auf eine juristische Abrechnung 
mit den Repräsentanten des kommunistischen Regimes und der 
Konzentration der Kräfte auf einen gemeinsamen Aufbau eines 
demokratischen Polen. Deshalb entstand in Polen auch zunächst 
keine der Gauck-Behörde in Deutschland vergleichbare Institu-
tion. Diese Politik des Einfrierens der Geschichte und der Archive 
erwies sich schon sehr bald als schwerwiegende Belastung für 
den Aufbau einer demokratischen Gesellschaft. Den Gegnern der 
Politik des »dicken Strichs« gelang es immer wieder, durch die 
Veröffentlichung von tatsächlichen oder fingierten belastenden 
Materialien des Geheimdienstes der Volksrepublik Polen politi-
sche Gegner zu diskreditieren. 
An dieser Praxis scheiterte auch eine der Regierungen aus dem 
»Solidarnosc-Lager«. Da es keine gesetzliche Grundlage für den 

Umgang mit den Dokumenten des ehemali-
gen Geheimdienstes gab, war politisch moti-
vierten Intrigen Tür und Tor geöffnet. Promi-
nentestes Opfer war der ehemalige 
Streikführer der »Solidarnosc« und spätere 
Staatspräsident Lech Walesa, der von seinen 
Gegnern als vermeintlicher Stasi-Agent mit 
dem Decknamen »Bolek« denunziert werden 
konnte. Zu seiner Diskreditierung trug auch 
die mittlerweile gegründete polnische 
Gauck-Behörde »IPN« (Institut des nationalen 
Gedenkens) bei. 
Unter der Regierung der Kaczynski-Partei 
»Recht und Gerechtigkeit« war diese Institu-
tion, die in Polen, anders als in Deutschland, 
auch staatsanwaltliche Kompetenzen hat, zu 
einer Institution geworden, die bisweilen 
auch gezielt im innenpolitischen Streit einge-
setzt wurde. 

Jaroslaw Kaczynski hatte schon 1991 gefordert: »Man hätte den 
Kommunismus in Polen angreifen und gänzlich vernichten müssen.« In 
seiner politischen Strategie sollte die moralische und juristische 
Abrechnung mit dem Kommunismus und das Eintreten für Moral 
und Gerechtigkeit den Verlierern der Transformation einen Aus-
gleich für die ökonomischen Zumutungen in der Übergangsphase 
(Arbeitslosigkeit, Anstieg der sozialen Ungleichheit, Gefährdung 
der Existenzgrundlagen) anbieten. 
Der polnische Soziologe Aleksander Smolar sieht fünf Gründe, 
warum sich dieses radikale Programm der Kaczynskis gegenüber 
der gemäßigten Politik, wie sie von Regierungen unterschiedli-
cher Provenienz betrieben wurde, nicht durchsetzen konnte:
(1.) Die Ablehnung des alten Systems war so weitreichend, dass 

alles, was nur im Entferntesten an Sozialismus erinnerte, auf 
Jahre kompromittiert war. Der Liberalismus wurde zum unan-
gefochtenen Monopolist auf dem Ideenmarkt. Auch die post-
kommunistischen Regierungen (1995–97, 2001–2004) hatten 
keine ideologische Alternative und setzten das liberale Re-
formprogramm fort.

(2.) Die gesellschaftlichen Erwartungen waren nach dem Schei-
tern der kommunistischen Utopie auf niedrigem Niveau. »Die 
Menschen akzeptierten die Systemtransformation, sie waren viel-
leicht entmutigt oder zornig, aber sie erwarteten keine Wunder von 
den Regierenden.« 

(3.) Die Hoffnungen der Menschen waren auf den Westen gerich-
tet, das Ziel einer geradezu mythischen »Rückkehr nach Eu-
ropa« zähmte selbst die radikalen Teile der politischen Elite.

(4.) Die Gesellschaft war trotz der Positionen von »Solidarnosc« 
und der katholischen Kirche politisch schwach organisiert, 
das Gefühl der Alternativlosigkeit gegenüber den Reformen 
lähmte die Gesellschaft.

(5.) Die Entscheidungsprozesse waren entpolitisiert. Die Schwäche 
der Parteien, der gesellschaftlichen Organisationen und der 
sozialen Bewegungen erlaubte es den regierenden Eliten, ihre 
Entscheidungen, insbesondere den »Balcerowicz-Plan« ohne 
nennenswerte gesellschaftliche Diskussion durchzuführen. 

Vorläufige Bilanz der Transformation in Polen

Für eine Bilanz der Transformation in Polen nach 20 Jahren ist es 
aufschlussreich, sich jenseits der aktuellen politischen Auseinan-
dersetzungen um die Rolle des »Runden Tisches«, um die Erfolge 
und Misserfolge der Umgestaltung, um die Notwendigkeit der 
Abrechungen mit dem kommunistischen System die Ergebnisse 
der Meinungsbefragungen anzuschauen. Denn daraus ergibt 
sich – trotz aller innerpolnischen Streitigkeiten und offensichtli-
chen negativen Begleiterscheinungen – das Bild eines alles in 
allem sehr erfolgreichen und gelungen Übergangs von einer 
kommunistischen Diktatur zu einem demokratischen System und 

Abb. 4 »Wenn Sie zurück blicken: Sind Sie der Ansicht, der politische Wandel in Polen hat sich gelohnt?«
 © CBOS, Polish Public Opinion 2/2009 S. 2 
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von einer kommunistischen Planwirtschaft 
zu einer liberalen Marktwirtschaft. Auffal-
lend ist dabei vor allem, dass der Zufrieden-
heitsindex nach dem Beitritt Polens zur EU 
auf allen Gebieten merklich zugenommen 
hat. Dies zeigt sich auch z. B. in folgenden 
demoskopischen Befunden:
(1.) Hat sich der Systemwechsel 1989 gelohnt? 

1994 antworteten 60 % mit Ja und 29 % 
mit Nein, im Jahr 2009 stieg die Zustim-
mung auf 82 % und nur noch 9 % antwor-
teten mit Nein- [cbos 02/2009) (| Abb. 4 |)

(2.) Brachte die Transformation mehr Kosten oder 
mehr Vorteile mit sich?
1994 glaubten noch 42 % dass die Belas-
tungen größer waren als die Entlastun-
gen (12 %), im Jahr 2009 hatten sich die 
Einschätzungen radikal geändert, nun glaubten nur noch 15 % 
das die Kosten überwogen hätten, während 56 % eindeutig 
die Vorteile und die Entlastungen sahen. (| M 3 |)

(3.) Ist das System der Marktwirtschaft und des privaten Unternehmer-
tums das beste Wirtschaftssystem für Polen?
2000 wurde diese Frage nur von 41 % bejaht, 2006 sogar nur 
von 35 %. Im Jahr 2009 bejahten bereits 59 % der Menschen 
diese Frage [cbos 3/2009] (| M 8 |)

(4.) Zufriedenheit mit den materiellen Lebensbedingungen
Im Zeitraum von 1994 bis 2009 stieg der Zufriedenheitsindex 
von 26 auf 52 %, die Anzahl der Unzufriedenen ging von 40 auf 
19 % zurück. [cbos 1/2009] (| M 6 |)

(5.) Soll die Periode der Volksrepublik weiterhin juristisch aufgearbeitet wer-
den oder soll man die Akten den Historikern zur Auswertung übergeben?
In dieser innenpolitisch sehr umstrittenen Frage geben die 
Befunde der Meinungsumfragen ein erstaunlich eindeutiges 
Ergebnis: Die übergroße Mehrheit (76 %) hält die juristische 
Aufarbeitung nicht für sinnvoll und will die Akten lieber in den 
Händen der Historiker sehen, nur 18 % sind gegenteiliger Mei-
nung. [cbos 6/2009] (| Abb. 5 |)

(6.) Was hat am stärksten zum Niedergang des Kommunismus in der Sowje-
tunion und den anderen Staaten des ehemaligen Ostblocks beigetragen?
Hier werden an erster Stelle die Solidarnosc und die polnische 
Opposition (44 %), danach das Pontifikat des polnischen 
Papstes (38 %), die Politik Michail Gorbatschows (25 %), die 
Politik Ronald Reagans (10 %) genannt. 44 % der Befragten 
sind der Meinung, dass die Ereignisse in Polen, zum Nieder-
gang des Kommunismus in den anderen Ländern beigetragen 
hat, 37 % glauben, dass es ohne die Veränderungen in Polen 
auch keine Änderung in den anderen Ländern gegeben hätte. 
Offensichtlich teilt eine Mehrheit der Polen die von der polni-
schen Regierung im Jubiläumsjahr lancierte Sichtweise. Blickt 
man auf die Feierlichkeiten und Veranstaltungen zum 20. Jah-
restag der friedlichen Revolutionen, so scheint sich diese Ein-
schätzung auch außerhalb Polens durchzusetzen: Es begann 
in Danzig. [cbos 2/2009] (| M 10 |)

Literaturhinweise

Bertelsmann Transformations-Index für Polen (Poland Country Report 2008) 
mit deutscher Zusammenfassung.
www.bertelsmann-transformation- index.de/169.0.html?&L=1

Bingen, Dieter/Ruchniewicz, Krzysztof Ruchniewicz (Hrsg.) (2009): Länder-
bericht Polen. Geschichte, Politik, Wirtschaft, Gesellschaft, Kultur. Bonn: 
Bpb 2009 (=Schriftenreihe; Bundeszentrale für Politische Bildung; Bd. 735).

Buras, Piotr/Tewes, Henning (2005): Polens Weg von der Wende bis zum 
EU-Beitritt. Stuttgart; Leipzig: Hohenheim-Verlag.

Freiheitliche Farbenlehre. Der Wende Not und Blütenträume (2009). The-
menausgabe der Zeitschrift polenplus (P+) Nr. 09.

Kneip, Matthias/Mack, Manfred (2007): Polnische Geschichte und deutsch-
polnische Beziehungen. Berlin. Cornelsen-Verlag.

Mack, Manfred (2008): Polens Identitätssuche nach dem Beitritt zur EU. In: 
Deutschland & Europa, Heft 56, S. 52–57.
www.deutschlandundeuropa.de/56_08/buergerunion.htm.

Merli, Franz/Wagner, Gerhard (Hrsg.)( 2006): Das neue Polen in Europa: Poli-
tik, Recht, Wirtschaft, Gesellschaft. Innsbruck: Studien Verlag.

Meyer, Gerd/Sulowski, Stanislaw/Lukowski, Wojciech (Hrsg.)(2007): Brenn-
punkte der politischen Kultur in Polen und Deutschland. Warszawa: Dom 
Wydawniczy Elipsa.

Quo vadis, Polonia? (2006): Kritik der polnischen Vernunft (Osteuropa Heft 
11–12/06)

Raabe, Stephan (2008): Transformation und Zivilgesellschaft in Polen: Die 
Kirche als »Verbündete« der Zivilgesellschaft. Überlegungen anhand neuer 
Studien. Warschau: Konrad-Adenauer-Stiftung.
www.kas.de/wf/de/33.14171/

Polen-Analyse Nr. 55 (2009): 1989: Zwanzig Jahre danach. Mit einem Beitrag 
von Andrzej Paczkowski. www.laender-analysen.de/polen/ 

Janicki, Mariusz/Wladyka, Wieslaw (2009): Denkmal mit Rissen. Polnisches 
Original in: Polityka Nr. 23 deutsche Übersetzung:
www.de-pl.info/de/page.php/article/1598

Smolar, Aleksander (2006): Polen: Die Radikalen an der Macht, in: Transit 31.  
www.eurozine.com/articles/article_2006-09-28-smolar-de.html

Internethinweise 

www.deutsches-polen-institut.de/Service/Links/index.php (Linksamm-
lung des Deutschen Polen-Instituts)

www.cbos.pl/EN/home_en/cbos_en.php (Aktuelle Meinungsumfragen)

www.de-pl.info/pad (Polityka auf Deutsch. Ausgewählte Beiträge der Wo-
chenzeitschrift Polityka in deutscher Übersetzung. Kostenloses online-Abo 
und Archiv)

www.eurozine.com (online erscheinendes Magazin, Eurozine – Gesell-
schaft zur Vernetzung von Kulturmedien mbH mit ausgewählten Beiträgen 
aus 70 europäischen Kulturzeitschriften)

www.laender-analysen.de/polen/ (Polen-Analysen: vierzehntägig erschei-
nende Analysen, die kostenlos abonniert werden können, frühere Ausgaben 
sind online abrufbar)

www.bpb.de/themen/SKSN6I (Dossier der BpB zu Polen)

www.poland.gov.pl/index.php?document=3 (Offizielles Förderportal der 
Republik Polen mit zahlreichen Beiträgen zu Politik, Kultur und Geschichte 
Polens)

www.transodra-online.net/ (Transodra-online. Internetportal mit aktuel-
len deutschen und polnischen Presseartikeln zu Polen)

Abb. 5 Meinungsumfrage 2009: »Sollen die Menschenrechtsverletzungen zur Zeit der Volksrepublik 
Polen heute noch vor Gericht gestellt werden?« © CBOS, Polish Public Opinion 1/2009 S. 2



» E s  b e g a n n  i n  G d a n s k«  –  R ü c k b l i c k  u n d  B i l a n z 

4 4

Heft 58 · 2009

M
AN

FR
ED

 M
AC

K

D&E

Materialien

M 2 Die polnische Tageszeitung »Rzeczpospolita« 

Der 20. Jahrestag des Falls des Kommunismus in Polen müsse gefeiert 
werden, schreibt Pawel Lisicki in der konservativen Tageszeitung Rzecz-
pospolita: 
»Man könnte vieles über die Geschichte der vergangenen 20 Jahre 
erzählen. Mit Sicherheit war es die Zeit eines gewaltigen Zivilisati-
onssprungs. Es reicht, zu sagen, dass das durchschnittliche Pro-
Kopf-Einkommen seit 1989 um ein Siebenfaches gestiegen ist. 
(…) So ist es kaum vorstellbar, dass noch in der Mitte der 80er 
Jahre alles anders ausgesehen hat. Es gab keinerlei Hoffnung auf 
Besserung, auf richtige Reformen und auf Befreiung aus dem 
kommunistischen Korsett. (…) Folglich wäre es eine Erfolgsstory. 
(…) Aber über die vergangenen 20 Jahre kann man auch etwas 
ganz anderes sagen: War es nicht eine Zeit, in der die Werte ver-
wässert wurden? Eine Zeit des Gedächtnisschwundes [keine Auf-
arbeitung der kommunistischen Diktatur] und der Schwächung 
des staatsbürgerlichen Bewusstseins? (…) Statt Nationalstolz hat 
man uns Scham und Misstrauen gegenüber einer starken natio-
nalen Identität gelehrt. (…) Aber heißt das, es gebe keinen Grund 
zum Feiern? Im Gegenteil. Selbst wenn das Schicksal der Polen 
am 4. Juni 1989 nicht alleine von den Polen abhing, kann man 

sagen, dass es heute so ist. Es lohnt sich demnach, dieses Tages 
zu gedenken, an dem die Polen es verstanden haben, sich zu mo-
bilisieren und Verantwortung für ihre Freiheit zu übernehmen.«

© »Rzeczpospolita«, 4. Juni 2009 

M 4 Der SPIEGEL: Die herbeigeredete Revolution

Innerhalb von zwei Monaten krempelte der Runde Tisch Polen 
vollkommen um. Als die Teilnehmer am 5. April 1989 wiederum im 
Palais Radziwill das 200-seitige Schlussdokument vorstellten, lag 
einmal mehr das Bewusstsein in der Luft, Geschichte zu schrei-
ben. Nie zuvor hatte eine kommunistische Partei im Ostblock 
freiwillig ihr Machtmonopol aufgegeben, immer waren Versuche, 
die Vorherrschaft der Kommunisten infrage zu stellen, mit Waf-
fengewalt beendet worden. Jetzt aber zeigte sich die polnische 
KP bereit, die Macht mit anderen zu teilen. 
Volle Demokratie erschien damals auch den Oppositionellen 
noch als utopisches Ziel. Als die Solidarnosc-Vertreter am Runden 
Tisch den halbfreien Wahlen zustimmten, existierte der War-
schauer Pakt noch, und mit der DDR und der Tschechoslowakei 
hatte Polen zwei reformfeindliche Nachbarn. Dass alles sehr viel 
schneller gehen würde, ahnte niemand. Die Kommunisten glaub-
ten noch immer, Rückhalt in der Bevölkerung zu haben; die Soli-
darnosc war traumatisiert durch die Erfahrung des Kriegsrechts, 
das die 1980 errungene Freiheit zunichte gemacht hatte. »Es ist 
paradox«, urteilte der spätere Staatspräsident Aleksander Kwas-
niewski, der für die PVAP am Gewerkschaftstisch saß: »In der 
Fehleinschätzung lag Polens Chance.« Dann allerdings sprach das 
Volk – und beim Wahlgang am 4. Juni 1989 erlebten die Kommu-
nisten eine unvergleichliche Niederlage. Sämtliche nicht garan-
tierten Sitze gingen an die Opposition. Trotz des Debakels der 
Kommunisten hielt die Solidarnosc an den Vereinbarungen vom 
Runden Tisch fest, auch wenn viele Kompromisse durch die Be-
schleunigung der Ereignisse Makulatur geworden war. Aber nicht 
nur deshalb wurde sie heftig kritisiert; vielen galt der Pakt mit 
den alten Machthabern von Anfang an als »Verrat an den Arbei-
tern« – anders als die Zulassung der unabhängigen Solidarnosc 
im August 1980 war die »Refolution« von 1989 nicht auf der Straße 
von einer Massenbewegung erstritten, sondern zwischen den Eli-
ten ausgehandelt worden. Dem Runden Tisch fehlte der gesell-
schaftliche Unterbau. Über das »große historische Experiment« 
(Kiszczak) wird bis heute heftig gestritten. Den liberalen Polen 
gilt der Runde Tisch als Symbol für das »Wunder der Empfängnis 
der Dritten Republik«, so Adam Michnik, das in einer für Polen un-
typischen Weise errichtet wurde, nämlich nüchtern und ohne 
Blutvergießen. Für die Konservativen hingegen ist das ge-
schichtsträchtige Möbel, das heute als Museumsstück im Palais 
Radziwill zu besichtigen ist, Sinnbild eines faulen Kompromisses 
zugunsten der alten Kräfte, die so ihre Privilegien in die neue Zeit 

retten konnten. Zu den schärfsten Kritikern 
des »historischen Kompromisses« zählen die 
nationalkonservativen Kaczynski-Zwillinge. 
Der Runde Tisch ist für Lech Kaczynski, Po-
lens derzeitigen Präsidenten, und seinen 
Bruder Jaroslaw, 2006/7 kurzzeitig Minister-
präsident, heute ein Schandmal, der Pakt mit 
dem Regime, den sie 1989 selbst mitgestal-
teten, eine falsche Verständigung. 

© http://einestages.spiegel.de/static/topicalbumback-
ground/3626/die_herbeigeredete_revolution.html

M 1 Veränderungen des Bruttoinlandsprodukts in Polen, Ost- und West-
deutschland 1989–2002 (1991=100) © nach: Stöber, Georg (2003). Der Trans-
 formationsprozess in (Ost-)Deutschland und Polen. Hannover. Hahn-Verlag, S. 184

M 3 »Erbrachte die Transformation nach 1989 mehr Nach- oder mehr Vorteile?«
 © CBOS, Polish Public Opinion 2/2009 S. 2
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M 5  Jaroslaw Kaczynski, ehemaligen 
Minister präsident  Polens, zur Trans-
formation in Polen

»In Polen ist der postkommunistische Staat 
schlechthin entstanden, sozusagen ein post-
kommunistisches Monstrum. Ein Monstrum, 
in dem die Nomenklatura die gesellschaftli-
che Vorherrschaft errang, die sich sehr 
schnell zur politischen Vorherrschaft weiter-
entwickelte und die Wiedereroberung der 
Macht einleitete. Ein Monstrum mit einem 
hohen Maß an Pathologien, wie sie das ver-
gangene System hinterlassen hatte. Die No-
menklatura gedieh im neuen System bestens 
und schaffte parallel zur offiziellen Ordnung 
ein alternatives Steuerungssystem aus ver-
schiedenen Institutionen, insbesondere sol-
che, die etwas mit der Güterverteilung zu tun 
haben, denn eben um diese Güterverteilung 
ging es insbesondere.« 

© Gazeta Wyborcza, 4.6.2006. 

»Wir, die wir die ›Zentrumsallianz‹ (PC) bilde-
ten, gingen von folgender gesellschaftlichen 
Diagnose aus: Man darf die Gesellschaft nicht ruhigstellen, denn 
das würde zur Apathie führen, vielmehr muss man ihr etwas bie-
ten, da sie großen ökonomischen Belastungen ausgesetzt ist und 
sich moralisch ungerecht behandelt fühlt. Einerseits muss man 
[…] eine große Reformbewegung für die Privatisierung initiieren. 
[…] Andererseits muss man dieser Gesellschaft im Rahmen der 
laufenden Maßnahmen möglichst rasch und möglichst viel in der 
moralischen Sphäre anbieten. Das ist durchaus möglich, weil es 
viele Gründe für die gesellschaftliche Frustration gibt, die nichts 
mit der Wirtschaft zu tun haben.« 

© Jaroslaw Kaczynski, »Nowa Polska czy jescze stara?« (Ein neues Polen oder noch das 
alte?), Interview mit Teresa Toranka in ihrem Sammelband My (Wir), Warschau 1994, S. 115

M 6 »Sind Sie im Allgemeinen mit Ihrer Situation zufrieden?«
 © CBOS, Polish Public Opinion 1/2009 S. 2

M 8  »Denken Sie, dass die Marktwirtschaft das beste Wirtschaftssystem für 
Ihr Land ist?« © CBOS 2/2009, www.cbos.pl

M 9  Arbeitslosenquote in Polen, in West- und Ostdeutschland 1990–2001
 © Stöber, Georg (2003). Der Transformationsprozess in 
 (Ost-)Deutschland und Polen, ebenda, S. 185

M 7  »Kebab« – Die Zukunft der Geburtstätte der Solidarnosc, der ehemaligen Lenin-Werft in Danzig, 
hängt im Jahr 2009 von arabischen Investoren ab. © Andrzej Mleczko, Polen 2009
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M 11 Adam Michnik: Reflexionen über 1989

Je nach Standpunkt sind die Antworten auf die Frage nach den Ur-
sachen für den Untergang des Kommunismus verschieden. Wenn 
man in Washington lebt, so wird einem ein Amerikaner antworten, 
dass dies das Ergebnis der US−Politik gewesen sei. Ein Demokrat 
wird sagen, dass dies ein Ergebnis der von Jimmy Carter durchge-
setzten Menschenrechtspolitik gewesen sei. Also dessen, was die 
Dissidenten mit Vladimir Bukovskij eine »Entspannung mit 
menschlichem Antlitz« nannten. Ein Republikaner wird sagen, 
dass dies ein Ergebnis der Politik Reagans gewesen sei, da er einen 
Rüstungswettlauf eingeleitet habe, den die Sowjetwirtschaft nicht 
mehr habe verkraften können. Im Vatikan wiederum kann man 
hören, dass der Untergang des Kommunismus hauptsächlich das 
Verdienst Johannes Pauls II. und seines Wirkens gewesen sei, der 
diesem System insbesondere in Polen die Legitimation genom-
men habe. Wenn man in Kabul lebt, so wird einem gesagt, dass 
der Kommunismus wegen des sowjetischen Einmarschs in Afgha-
nistan untergegangen sei, aber auch am vernünftigen Widerstand 
der Afghanen scheiterte, die das Sowjetimperium in eine ausweg-
lose Situation geraten ließen. In Berlin heißt es, der Untergang 
des Kommunismus sei das Ergebnis einer vernünftigen »Ostpoli-
tik«, die dazu geführt habe, dass die Sowjetunion über Dinge 
reden musste, über die sie zuvor nicht hatte reden wollen. In Mos-
kau erzählt jeder, es sei das Ergebnis von Gorbatschows Perestro-
ika, und in Warschau, dass es das Verdienst der Solidarnosc, Wale-
sas usw. gewesen sei. Kurz gesagt − auf diese Frage gibt es nicht 
nur eine Antwort. Ein ganzes kompliziertes Faktorbündel ließ die 
politische Elite in der Sowjetunion zu der Einsicht gelangen, das 
seine gewisse demokratische Modernisierung unausweichlich sei 
und der Sozialismus anderenfalls nicht überleben würde. (…)
Wenn ich über den Sinn dessen nachdenke, was in Polen am Run-
den Tisch geschah und was zu einer Art Blaupause für andere Län-
der wurde, sind einige Faktoren frappierend. Erstens war es eine 
große Revolution ohne Revolution. Niemand ging auf die Straße, 
es gab keine Barrikaden und keine Erschießungskommandos. 
Alle hatten die Barrikaden von 1980 und während des Kriegs-
rechts vor Augen. Das historische Bewusstsein gab den Rahmen 
dessen vor, wie wir die Zukunft sahen. Niemand von uns hatte ein 
Gefühl dafür, was geschah. Wie Aleksander Kwasniewski viele 
Jahre später sagen sollte, ist ungewiss, wie sich alles entwickelt 
hätte, wären sich beide Seiten in Polen damals bewusst gewesen, 
dass dies alles auf eine Vereinigung Deutschlands hinauslaufen 
würde. Dennoch war man sich in der Opposition bewusst, dass 
ein vereinigtes Deutschland nur natürlich sei. Vielleicht wurde 
das nicht offen thematisiert, aber wir dachten so. Für mich war es 
offensichtlich, dass es unter den normalen Verhältnissen eines 

demokratischen Wettbewerbs nicht gelingen 
würde, die Teilung Deutschlands aufrecht zu 
erhalten und dass die DDR ein Kasernenstaat 
war, der ohne die Präsenz der Roten Armee 
nicht weiter bestehen würde. (…)
Wer hat in Polen den Kommunismus ge-
stürzt? In Polen hat das die Arbeiterklasse 
getan, die aber auch zum ersten Opfer der 
Transformation wurde. Stellen wir uns einen 
großen Industriebetrieb vor, der durch 
Streiks die Machthaber zu Zugeständnissen 
bewegen konnte. Dieser Betrieb stellte Le-
nin-Büsten für Schreibtische her. Die Be-
schäftigten arbeiteten gut. 1989 hörten sie 
nicht auf, gut zu arbeiten. Doch heute 
braucht niemand mehr Lenin−Büsten. Der 
Markt hat diesen Betrieb zerstört. Die Arbei-
ter, mit deren Hilfe die Freiheit erstreikt wer-
den konnte, fielen dieser Freiheit zum Opfer. 
Das ist das erste Paradox der Demokratie in 
Polen. (…)
Die Kritiker der demokratischen Transforma-

tion in Polen sagen, dass die Bilanz der beiden Jahrzehnte negativ 
sei. Sie sagen, dass die Täter der größten kommunistischen Ver-
brechen nicht verurteilt worden sind (…); dass sich die Korruption 
breit mache; dass die großen Eigentumsunterschiede und das 
bittere Gefühl vieler Kinder der Solidarnosc−Revolution sie sagen 
lassen, für so ein Polen hätten sie nicht gekämpft. Sie sagen auch, 
dass die Kriterien verloren gegangen sind, wie die Helden der 
Vergangenheit einzuschätzen seien. (…) 1989 war die Sowjet-
union noch ganz gut in Schuss, und niemand konnte ihre Selbst-
zerstörung voraussehen. (…) Der 4. Juni 1989 ist zu einem symbol-
haften Datum geworden. An diesem Tag fanden in Polen freie 
Wahlen statt −− nicht ganz demokratische, aber doch schon rich-
tige Wahlen, die dem System der kommunistischen Diktatur die 
Legitimation nahmen; am selben Tag wälzten in Peking auf dem 
Platz des Himmlischen Friedens die Panzer die Demonstration 
jener Studenten nieder, die demokratische Freiheiten forderten. 
Wer heute sagt, dass damals alles auf der Hand gelegen habe, 
verschweigt, dass er damals nichts Derartiges sagte.

© www.eurozine.com 3/, 30.4.1009, Original in Polnisch, Übersetzung: Peter Oliver Loew, 
aus: Adam Michnik: »Osteuropa« 2−3/2009

M 12 Solidarnosc-Aktivist Henryk Wujec über 1989

Der Solidarnosc-Aktivist Henryk Wujec saß 1989 mit am »Runden Tisch« 
in Polen. Mit Tadeusz Mazowiecki, dem späteren Premier Polens, verhan-
delte er über die Wiederzulassung der verbotenen Gewerkschaft Solidar-
nosc. Er war noch während des Studiums zur Opposition gestoßen, hatte 
1968 die Studentenrevolte in Warschau unterstützt und später das Komi-
tee zur Verteidigung der Arbeiter (KOR) mitgegründet.
taz: Herr Wujec, wie finden Sie das heutige Polen? 
Henryk Wujec: Schön! Es ist das Polen, für das ich gekämpft habe. 
Natürlich hat es immer noch viele Fehler und Mängel. Aber die kom-
menden Generationen müssen ja auch noch etwas zu tun haben. 
Nein, im Ernst: Was wir geschafft haben, ist eine große Sache. 
taz: Sie haben für Solidarnosc 1989 am runden Tisch in Warschau mit 
den Kommunisten verhandelt. Haben Sie erwartet, dass Sie zwanzig Jahre 
später in einer Demokratie leben würden? 
Henryk Wujec: Wir hatten nicht die geringste Ahnung. Schließ-
lich lebten wir seit 1945 im kommunistischen Block. Wir wussten, 
dass alle Versuche, sich von diesen Fesseln zu befreien, mit dem 
Einmarsch der sowjetischen Armee enden würden. So wie in 1956 
Ungarn oder 1968 in der Tschechoslowakei. Unsere Hauptforde-
rung war nur die Wiederzulassung der unabhängigen Gewerk-
schaft Solidarnosc. 
taz: Wie wirkten Glasnost und Perestroika? 

M 10  »Was hatte Ihrer Meinung nach den größten Einfluss auf den Zusammenbruch der UdSSR und 
 anderer kommunistischer Staaten?« © CBOS, Polish Public Opinion 2/2009 S. 3
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Henryk Wujec: Uns war klar, es war viel möglich. Sehr viel. Aber 
dass in Polen innerhalb von ein paar Monaten eine demokrati-
sche Regierung entstehen könnte und sich später sogar die sow-
jetische Armee freiwillig aus Polen zurückziehen könnte, das hat-
ten wir in unseren kühnsten Träumen nicht erwartet. 
taz: Am Gebäude der ehemaligen polnischen Botschaft in Berlin hängt 
ein Banner mit der Aufschrift »Es begann in Gdansk«. Warum ist das so 
wichtig? 
Henryk Wujec: Weil eben wirklich alles in Danzig begann, das 
freie Polen, der Fall der Mauer, die samtene Revolution, das Ende 
des Kommunismus. Es begann mit den Streiks auf der Lenin-
Werft, wo die Arbeiter die erste unabhängige Gewerkschaft im 
damaligen Ostblock erkämpften. Die Solidarnosc machte dann 
allen anderen vor, dass es möglich ist, das scheinbar Unmögliche 
zu erreichen. Der Fall der Mauer begann in Danzig. Daran sollten 
sich die Deutschen erinnern. 
taz: Denken Sie, dass die Montagsdemonstrationen in Leipzig, Berlin und 
anderen Städten die Solidarnosc-Streiks zum Vorbild hatten? 
Henryk Wujec: Die Polen waren schon frei. Sie hatten sich selbst 
befreit. Das gab allen anderen Mut, auch den Deutschen. Sie wür-
den es allein schaffen. Der Ruf »Wir sind ein Volk!« zeigt das doch. 
Hilfe von außen war nicht notwendig, keine amerikanischen Pan-
zer und keine waffenstarrenden Armeen. 
taz: Als dann am 9. November in Berlin die Mauer fiel: Was war das für 
ein Gefühl in Polen? 
Henryk Wujec: Das war ein furchtbares Wechselbad der Gefühle. 
Einerseits freuten wir uns für die DDR-Deutschen, andererseits 
kroch in uns eine tief sitzende Angst hoch. Kanzler Helmut Kohl 
war damals gerade zu Besuch in Polen. Als er seine Visite unter-
brach und nach Berlin fuhr, hielt ganz Polen den Atem an: Würde 
Kohl nach Polen zurückkommen und die lang geplante Visite fort-
setzen? Er kam zurück. Das war gut. Aber die Angst wich lange 
nicht. Ich zum Beispiel kam als Zweieinhalbjähriger ins KZ Majda-
nek. Meine Eltern konnten flüchten und sich in den Wäldern ver-
stecken. Ich wurde gegen Bezahlung rausgeschmuggelt. Sonst 
hätte ich nicht überlebt. Das vergisst man nicht. Bei der Wieder-
vereinigung Deutschlands dachte Kohl aber nicht an Polen und 
unsere furchtbaren Kriegserfahrungen. Wir wollten, dass er so 
schnell wie möglich die deutsch-polnische Grenze anerkennt. Er 
aber wollte Rücksicht nehmen auf die Vertriebenen und erst die 
Wahlen gewinnen. Das hat uns furchtbar verletzt. 
taz: Schmerzt es die Polen, dass der Fall der Mauer weltweit zum Symbol 
für das Ende des Kommunismus wurde? 
Henryk Wujec: Ja, das tut schon weh. Der runde Tisch ist ein Mö-
belstück, das sich nicht gut als Symbol eignet. Der Solidarnosc-
Schriftzug ist zu polnisch, Papst Johannes Paul II. wieder zu uni-
versal. Lech Walesa zerstörte seinen Ruhm als Arbeiterheld in der 
Zeit seiner Präsidentschaft, dazu kamen später noch die Vor-
würfe aus dem Institut des Nationalen Gedenkens, dass Walesa 
als Spitzel IM »Bolek« für die Stasi gearbeitet habe. Polen hat kein 
gutes Symbol. Aber es ist eben so: Es begann in Danzig. 
taz: Würde sich der runde Tisch als nationales Symbol für den friedlichen 
Übergang eignen? 
Henryk Wujec: Eher nicht. Denn mit dem runden Tisch sind zwei 
Mythen verbunden. Ein positiver vom friedlichen Übergang zur 
Demokratie und ein negativer vom angeblichen Verrat der Soli-
darnosc-Führer und einem Geheimpakt zwischen ihnen und den 
Kommunisten. Das ist natürlich Unsinn. Es sind auch nie irgend-
welche Beweise aufgetaucht. Der runde Tisch ist zwar enorm 
wichtig, eignet sich aber nicht als Symbol. Alle Stürme überstan-
den hat dagegen der berühmte rote Schriftzug »Solidarnosc«. 
taz: Sie haben 1989 das Wahlplakat mit Gary Cooper lanciert, das welt-
berühmt wurde. 
Henryk Wujec: Ich organisierte damals mit anderen die Wahlen 
für die Solidarnosc. Wir hatten nichts, kein Fernsehen, kein Radio, 
keine Zeitungen. Die Kommunisten hingegen hatten Zugang zu 
allen Massenmedien. Wir hatten Angst, die Wahlen zu verlieren, 
weil niemand wusste, wer zu uns gehörte. Bislang hatte die Op-
position immer dazu aufgerufen, die Wahlen zu boykottieren. 

Diesmal sollten alle hingehen. Gesucht wurden Ideen für einpräg-
same Plakate und Flugblätter. 
taz: Aber ein Cowboy in Polen? 
Henryk Wujec: Das war genial. Der amerikanische Cowboy stand 
für den Traum, in Polen einst so frei leben zu können wie im Land 
der unbegrenzten Möglichkeiten. Ich habe diese Idee eines 
Kunststudenten gegen meine Kollegen durchgesetzt. Heute erin-
nert dieses Plakat an den ersten großen Wahltriumph der Soli-
darnosc. Mit Gary Cooper haben wir die Wahlen gewonnen! Am 
Ende war Tadeusz Mazowiecki der erste nichtkommunistische Mi-
nisterpräsident in Polen und im gesamten damaligen Ostblock. 
taz: Was ist aus der Solidarnosc geworden? 
Henryk Wujec: Die Gewerkschaft gibt es bis heute, wenn sie auch 
stark geschrumpft ist und für andere Ziele kämpft als damals. Die 
Freiheitsbewegung zersplitterte sich in viele kleine und einige 
größere Parteien. Schon vor dem runden Tisch gab es einen ers-
ten Bruch. Einige hielten es für falsch, sich auf Verhandlungen mit 
den Kommunisten einzulassen. Andere meinten, dass die Solidar-
nosc bereits 1981, als General Jaruzelski das Kriegsrecht über 
Polen verhängte, untergegangen war. Aber die Masse hielt nach 
wie vor zu Lech Walesa, dem Arbeiterhelden von 1980. Als ge-
schlossene Einheit siegte die Solidarnosc ein letztes Mal bei den 
ersten noch halbdemokratischen Wahlen am 4. Juni 1989. 
taz: Und die Polnische Vereinigte Arbeiterpartei? 
Henryk Wujec: Löste sich auf, um sich wenig später unter ande-
rem Namen neu zu gründen. Heute spielt die Herkunft aus dem 
Solidarnosc- oder Kommunistenlager aber kaum noch eine Rolle. 
Die linken Parteien haben wirtschaftsliberale Programme, und 
die rechten übernehmen schon mal die antideutsche Propaganda 
aus der kommunistischen Gomulka-Zeit. […]

© Tageszeitung (taz), 5.2.2009, Das Interview führte Gabriele Lesser

M 13  Polens Staatspräsident Lech Kaczynski am 6. Februar 2009 auf einem 
Treffen von Historikern zum 20. Jahrestag der Gespräche am »Runden 
Tisch« in Polen. Im Hintergrund Tomasz Sarneckis Wahlplakat mit dem 
Titel: »Solidarnosc – High noon am 4. Juli 1989«. Es zeigt den US-ameri-
kanischen Filmschauspieler Gary Cooper mit einer Papierrolle anstatt 
eines Revolvers – einem Symbol der »Friedlichen Revolution«. 
 © picture alliance, dpa

M 14  »Trugen Ihrer Meinung nach die Ereignisse in Polen 1989 zum Zusam-
menbruch des Kommunismus in anderen Staaten bei?«
 © CBOS, Polish Public Opinion 2/2009 S. 3
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retten, was zu retten war, übergab die kommunistische Partei-
führung Imre Nagy das Amt des Ministerpräsidenten, wohl in der 
Hoffnung, er könne die Aufständischen steuern. Nur wenig später 
entschied man in Moskau, Sowjetpanzer einzusetzen, was auch 
die KP erbat. Die Russen aber trafen, anders als 1953 in Ost-Ber-
lin, auf bewaffneten Widerstand. Am 25. Oktober kam es vor dem 
Parlament zu einem Blutbad, auch in anderen Städten – der 
Funke aus Budapest war auf das Land übergesprungen – gab es 
nun Demonstrationen und Tote.
Am 28. Oktober schwiegen die Waffen und die Regierung nannte 
die Ereignisse nun eine »nationale demokratische Bewegung«. 
Wenig später begann der ausgehandelte Abzug der sowjetischen 
Panzer. Am 30. Oktober verkündete Nagy die Abschaffung des 
Einparteiensystems und den Beginn einer »Demokratisierung«. In 
den Großbetrieben waren inzwischen Arbeiterräte entstanden – 
eine Abkehr vom sozialistischen System wollten die Rebellen kei-
neswegs -, und aus Aufständischen, Teilen der Armee und der Po-
lizei begann man, eine Nationalgarde zu formen. Die Sowjetunion 
dachte freilich nicht daran, sich aus Ungarn zurückzuziehen. So 
verkündete die Regierung am 1. November die Neutralität des 
Landes und seinen Austritt aus dem Warschauer Pakt. Das sollte 
Druck auf Moskau ausüben. Es half nichts mehr, denn Moskau 
sah – zumal Israel, Großbritannien und Frankreich Ende Oktober 
Ägypten angegriffen hatten – Nachgeben in Ungarn als Zeichen 
von Schwäche an. Am 4. November rollten wieder die Panzer. Ver-
zweifelt wehrte sich die neue Nationalgarde, aber die vom Wes-
ten erhoffte Hilfe blieb aus. János Kádár, seit dem 25. Oktober an 

Die Bilder von jubelnden Menschen auf der Berliner  
Mauer, von Lech Walesa und den Gesprächen am Runden 

Tisch in Warschau, von deutschen Urlaubern in der Prager 
Botschaft, sie waren auf der ganzen Welt zu sehen. Wie un-
spektakulär ging es dagegen Monate zuvor im Mai 1989 an der 
österreichisch-ungarischen Grenze zu, als Soldaten mit dem 
Abbau der Sperranlagen begannen. Dass auch dieses Ereignis 
das Ende der DDR zur Folge hatte, war damals wohl weder den 
Beteiligten noch den Verantwortlichen bewusst. »Das wird 
Ihnen das deutsche Volk niemals vergessen«, versicherte Bun-
deskanzler Helmut Kohl im August 1989 dem ungarischen Mi-
nisterpräsidenten Miklós Németh, als er erfuhr, dass Ungarns 
Westgrenze bald auch für Zehntausende Ostdeutsche offen 
stünde.  Zwanzig Jahre später ist zu registrieren, dass Un-
garn zuletzt in Öffentlichkeit und Medien im Rückblick auf 
1989 eine vergleichsweise geringe Aufmerksamkeit erfährt, 
und, wenn doch erwähnt, dann mit negativen Schlagzeilen im 
Zusammenhang mit wachsendem Rechtsextremismus und 
katastrophaler Wirtschaftslage im Gefolge der Weltwirt-
schaftskrise. Befindet sich das einst so gelobte ungarische 
Nachwendemodell politisch, wirtschaftlich und sozial in einer 
Krise, auf dem Weg weg von Europa? 

»Wir wollen nicht länger Sklaven sein«: Ungarn 1956

Mit den Worten des Dichters Sándor Petöfi begehrten am 23. Ok-
tober 1956 Zehntausende von Demonstranten in Budapest gegen 
die Herrschaft der Kommunisten und die sowjetischen Truppen 
im Lande auf. Als Verlierer des Ersten Weltkrieges hatte Ungarn 
zwei Drittel seines Gebietes eingebüßt. Das Land hatte sich dann 
mit Nazideutschland eingelassen und war am Ende erneut 
Kriegsverlierer und von sowjetischen Truppen besetzt. Mit deren 
Hilfe, Terror, Wahlbetrug, erzwungenen Koalitionsregierungen 
und Parteizusammenschlüssen gelangten die Kommunisten bis 
1949 an die alleinige Macht. Ungarn wurde Volksrepublik, in der 
»der ungarische Stalin« (Holger Fischer) Mátyás Rákosi eine 
Schreckensherrschaft errichtete und sein Land nach sowjeti-
schem Vorbild umformte.
Die Abrechnung des sowjetischen KP-Generalsekretärs Nikita 
Chruschtschow im Februar 1956 mit Stalin und seinen Verbrechen 
ließ eintreten, was der verstorbene Diktator geahnt hatte: »Ohne 
mich geht ihr unter.« Chruschtschows Rede hatte in Ungarn Hoff-
nungen geweckt, doch Veränderungen waren ausgeblieben. Und 
so wuchs, vor allem unter den Intellektuellen, die Unruhe. Am 
Abend des 22. Oktober 1956 forderten Tausende von Studenten 
der Technischen Universität in Budapest Pressefreiheit, eine neue 
Regierung unter dem Reformkommunisten Imre Nagy und den 
Abzug der Russen. Dann beschlossen sie für den folgenden Tag 
eine Demonstration, um ihre Solidarität mit den polnischen Re-
formkommunisten zu bekunden. Tags darauf ertönten auf Buda-
pests Straßen die Forderungen der Studenten, und um sie noch 
weiter zu verbreiten, zogen Demonstranten zum Rundfunkge-
bäude. Dort wurde die Ausstrahlung verweigert, und Angehörige 
des Sicherheitsdienstes AVH schossen in die Menge und lösten 
damit den Aufstand aus. Denn die bisher friedlichen Demonst-
ranten besorgten sich nun eilends Gewehre und Munition aus Bu-
dapester Waffenfabriken, erhielten sie aber auch von herbei be-
fohlenen Soldaten, die meist zu ihnen überliefen. Um noch zu 

III. MAUERÖFFNUNG IN EUROPA 

3.  Ungarn öffnet die Grenze – 
»Vom Musterknaben zum Sorgenkind« 

WALTER-SIEGFRIED KIRCHER | DIETRICH ROLBETZKI

Abb. 1 Ein sowjetischer Panzer in Budapest nach dem Aufstand im Dezember 
1956. Am 23. Oktober 1956 fielen bei einer zunächst friedlichen Kundgebung in 
Budapest erste Schüsse. Arbeiter, Studenten und Jugendliche bewaffneten sich 
und nahmen den Kampf gegen die einrückenden sowjetischen Truppen auf.
 © dpa 1956
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der Spitze der kommunistischen Partei, die sich in Ungarische So-
zialistische Arbeiterpartei umbenannt hatte, bildete eine Regie-
rung, die sowjetische Bajonette ins Amt hoben. Das Ende des Auf-
stands war ein »Rachefeldzug« (Ivan Lendvai): 26.000 Prozesse, 
229 vollstreckte Todesurteile (auch Nagy und seine engsten Weg-
gefährten wurden hingerichtet und anonym verscharrt), lange 
Freiheitsstrafen. Hunderttausende Ungarn flohen in den Westen. 
Und doch: vergebens war der Aufstand nicht. 

»Gulaschkommunismus«: die Ära Kádár (1956–88)

In den 60er-Jahren trug János Kádár den Ereignissen von 1956 
Rechnung und begann, die Zustimmung der Bevölkerung zu su-
chen. Wirtschaftsreformen, die den Betrieben mehr Entschei-
dungsmöglichkeiten einräumten und auch den Bauern mehr Frei-
heiten brachten, die Zulassung privater Wirtschaft, dazu engere 
Zusammenarbeit mit westlichen Ländern, all das bescherte der 
Bevölkerung eine immer bessere Versorgung und wachsenden 
Lebensstandard. Das Kulturleben wurde freier, die Religionsaus-
übung nicht mehr behindert, und immer mehr Ungarn konnten 
westliche Länder besuchen. Unwidersprochenes Hinnehmen der 
bestehenden Verhältnisse wertete der Parteichef als Zustim-
mung. Begriffe wie »Gulaschkommunismus«, »lustigste Baracke 
des Ostblocks« ließen freilich leicht übersehen, dass Ungarn 
nach wie vor eine Diktatur war, von den Russen überwacht.

Umsturz ohne Gewalt

Soziale Sicherheit, zunehmender Konsum und wachsender Le-
bensstandard waren die wichtigsten Stützen des Kádár-Systems. 
Aber sie führten auch – das wurde in den 80er-Jahren offenbar – zu 
dramatischer Verschuldung im Westen und an die Grenzen der 
Zentralverwaltungswirtschaft. Steigende Preise, sinkender Le-
bensstandard und der immer deutlicher werdende Widerspruch 
zwischen Ideologie und Realität erschütterten das Vertrauen in die 
Fähigkeiten des kommunistischen Systems – auch bei bisher über-
zeugten Anhängern. Ein Kurswechsel war nicht mehr zu umgehen. 
Und so kam es unter Führung des jungen Ökonomen Miklós Né-
meth ab 1987 zu Reformen, die den Übergang von der Plan- zur 
Marktwirtschaft einleiteten. Auch politische Reformen erschienen 
jetzt notwendig, um die Bürger zur Mitarbeit zu bewegen.
Die alte Funktionärsgarde war zu weitgehenden Veränderungen 
nicht bereit. Aber im Mai 1988 entmachtete Károly Grósz, dem es 
vor allem um Macht ging, Kádár, während gleichzeitig entschlos-
sene Reformer in der Partei in führende Positionen gelangten. 
Die entscheidenden Veränderungen brachte das Jahr 1989. Um 
die Entwicklung voran zu treiben, nannte der Reformer Imre 
Pozsgay im Rundfunk die Ereignisse von 1956 einen »Volksauf-
stand«. Damit wurden dem bisherigen System und der sowjeti-
schen Intervention die Rechtfertigung entzogen. Auch ein weite-
res Festhalten an der Einparteienherrschaft erschien nun kaum 
noch möglich. So akzeptierte das ZK im Februar den Übergang zu 
einem Mehrparteiensystem und zur » repräsentativen Demokra-
tie auf der Basis freier Wahlen«. Neu entstandene oppositionelle 
Gruppen und wieder gegründete ehemalige Parteien formierten 
sich im März 1989 zum »Oppositionellen Runden Tisch« und han-
delten dann im Sommer 1989 mit den bisherigen Machthabern 
am »Nationalen Runden Tisch« den Übergang zur Demokratie 
aus. Am 23. Oktober 1989 wurde die »Republik Ungarn« ausgeru-
fen, eine parlamentarische Demokratie, auf den Tag genau 
33 Jahre nach Beginn des Aufstandes von 1956.
Anders als in der DDR wurde der Wandel in Ungarn von Mitglie-
dern der kommunistischen Partei betrieben: Die Wirtschaftskrise 
war der Auslöser. Parteimitglieder wie Imre Pozsgay, Miklós 
 Németh (ab November 1988 Ministerpräsident) und Gyula Horn 
hatten schon Jahre zuvor am real existierenden Sozialismus zu 
zweifeln begonnen und setzten sich nun an die Spitze des Re-

formprozesses (| M 2 |). Die Parteibasis begann sie zu unterstüt-
zen. Viele KP-Mitglieder glaubten auch, dass ihre erneuerte Par-
tei in einem Mehrparteiensystem die führende Rolle verteidigen 
könnte. Ein Festhalten mit Gewalt am alten System hätte zudem 
den Verzicht auf Westkredite und westliches Know-how bedeu-
tet. Die Opposition hat den Wandel nicht herbeigeführt, aber 
mitverhandelt und mitgetragen. Das Wichtigste für alle Verteidi-
ger der alten Zustände aber war die Erkenntnis, dass sie nach den 
Gorbatschow-Reformen in der UdSSR mit sowjetischer Hilfe nicht 
rechnen konnten. Das freilich hatte Moskau nicht von Anfang an 
offen verkündet. Die Ungarn mussten und wollten vielmehr ihren 
Freiraum Schritt für Schritt ausloten (| M 2 |).

»… ihnen keine Träne nachweinen« (Erich Honecker) 

Im Sommer 1989 hatten immer mehr DDR-Bürger den Glauben an 
die Reformierbarkeit ihres Landes verloren und versuchten, ihm 
zu entkommen. Die Grenze zwischen Österreich und Ungarn war 
mit Stacheldraht, elektrischen Signalanlagen, Spurstreifen, 
Wachttürmen und Grenztruppen gesichert. Aufgegriffene DDR-
Bürger wurden an die Behörden der DDR ausgeliefert. Aber am 
2. Mai 1989 begannen ungarische Soldaten mit dem Abbau der 
Grenzhindernisse, denn sie waren technisch veraltet und teuer, 
schreckten Touristen ab und förderten kaum den Ruf des Landes. 
Für Ungarn waren sie überdies unnötig, denn die Landeskinder 
durften seit 1988 ohnehin überallhin reisen. Die Tragweite des 
Schrittes schien anfangs den wenigsten Beteiligten (Ministerprä-
sident Németh hatte nur Generalsekretär Gorbatschow unter-
richtet und die Gewissheit erhalten, der werde nicht einschreiten) 
klar gewesen zu sein. Immerhin war die Westgrenze noch keines-
wegs für alle offen, wurde auch weiterhin bewacht, und illegaler 
Übertritt blieb strafbar. Doch ostdeutsche Ausreisewillige kamen 
nun in Scharen und blieben: in der Botschaft der Bundesrepublik, 
auf Campingplätzen, in Parkanlagen. Die Regierung geriet in eine 
Zwickmühle. Die DDR drängte auf Rückführung wie bisher, die 
Bundesrepublik auf Ausreise in den Westen. Zudem galt in Un-
garn seit Juni 1989 auch die Genfer Flüchtlingskonvention, nach 
der politisches Asyl Suchende nicht in Länder, wo sie bestraft wer-
den konnten, abgeschoben werden durften.
Am 19. August 1989 fand bei Sopron ein von der Opposition orga-
nisiertes Paneuropa-Picknick statt, bei dem vorübergehend ein 
Grenztor geöffnet werden sollte. Angesichts der Situation musste 
man dabei auch mit einer Massenflucht von DDR-Bürgern rech-
nen. Reformer wie Pozsgay und Németh sahen in dieser Möglich-
keit einen Test für das Verhalten der Sowjetunion. Von der Regie-
rung »gefördert oder … toleriert« (Andreas Oplatka) verbreitete 
sich unter den Fluchtwilligen die Nachricht vom Picknick. Der 
Grenzschutz freilich erhielt keine klaren Befehle – wenn es Wei-
sungen gegeben hat, dann kamen sie »unten« nicht an –, aber 
Oberstleutnant Árpád Bella entschied, die etwa 600 Flüchtlinge 
nicht zu hindern. Moskau schwieg. Aber aller Welt wurde deutlich, 

Abb. 2 Österreichische Grenzbeamte öffnen ein Grenztor. Etwa 500 DDR-Bür-
ger nutzten ein paneuropäisches Picknick an der ungarisch-österreichischen 
Grenze, bei dem ein Grenztor symbolisch geöffnet wurde, zur Flucht in den Wes-
ten. Aufgenommen am 19. August 1989. © picture alliance, dpa 1989
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dass nun etwas geschehen musste. Und Bonn bedankte sich 
wenig später mit einem 500 Millionen DM – Kredit und wollte auch 
Ungarns Annäherung an die EG unterstützen. Über die vom 11. 
September an offene Grenze reisten bis Anfang November über 
50.000 DDR-Bürger in die Bundesrepublik aus. Der Exodus stellte 
die DDR-Führung vor aller Welt bloß, ermutigte die Opposition in 
der DDR, immer energischer Veränderungen zu fordern, wobei ihr 
gewiss zugute kam, dass es nun wieder ein »offenes« Tor gab, 
zwang die SED-Führung schließlich zu einem neuen Reisegesetz, 
dessen Bekanntgabe die Berliner Mauer zum Einsturz brachte und 
damit bald auch die Tage des Regimes beendete (| M 5 |).

Weichenstellungen 1989ff – »Beginn einer neuen, 
historischen Ära«

»Mit der Ausrufung der Republik am 23. Oktober 1989, den ersten 
freien Wahlen im März/April 1990 und dem endgültigen Abzug der 
sowjetischen Truppen am 19. Juni 1991 stand Ungarn gleichzeitig 
am Ende einer alten und am Beginn einer neuen historischen Ära.« 
(Dalos 2004, 185). Nach Abschluss der sog. Ausgleichsgespräche 
am Nationalen Runden Tisch wurden in sogenannten »Eckgeset-
zen« und im Gesetz über die Verfassungsänderung (23.10.1089) 
die Verhandlungsergebnisse fixiert: Befreiung des Strafrechts von 
sozialistischen Elementen, Parlamentswahlen nach demokrati-
schen Grundsätzen, Pluralismus und Chancengleichheit bei Parla-
mentswahlen, bei der politischen Tätigkeit von Parteien, bei der 
staatlichen Finanzierung. Genannt werden auch »Marktwirt-
schaft«, »Recht auf Unternehmung«, freier Wettbewerb und Pri-
vateigentum sowie die Verpflichtung auf das internationale Recht 
(| M 6 |). Durch diese verbindliche »normative Aussage zur Wirt-
schaftsordnung« sollte die Marktwirtschaft als »Gegenmodell« 
die sozialistische Planwirtschaft ablösen (Kipke 2005, S. 47). Be-
merkenswert ist, dass die »europäische Zukunft« der ungarischen 

Republik an prominenten Stellen, zu Beginn und im letzten Para-
graphen, festgelegt ist. Bereits im Herbst 1989 waren somit die 
innenpolitischen und internationalen Weichen gestellt.

Die politischen Parteien 1990–2009: Wahlen und 
 Regierungen

Der Wechsel zu parlamentarischer Demokratie und Marktwirt-
schaft veränderte Ungarn grundlegend. 1990 fanden die ersten 
demokratischen Parlamentswahlen statt (| M 8 |). Letztlich ging 
es dabei um die Bestätigung des Systemwechsels. Zunächst bil-
deten sich bis Anfang der 1990er-Jahre drei bestimmende politi-
sche Lager heraus. Über eine historische Vergangenheit verfüg-
ten die FKGP, die MSZP, die KDNP; als neue Parteien gelten das 
MDF, der SZDSZ und der zunächst noch liberale FIDESZ. Die 
größte Partei unter den Nachfolgeparteien der kommunistischen 
Partei war die MSZP. Von 1990 bis 2006 wurden die Wahlberech-
tigten fünfmal zu Parlamentswahlen gerufen. Die jeweiligen Re-
gierungsbündnisse hielten bis zum Ende der Wahlperioden. Nach 
jeder Wahl kam es zu einem Regierungswechsel, allein 2006 ge-
lang es einem Ministerpräsidenten wiedergewählt zu werden. 

»Eine reichere, sicherere und ruhigere Welt«: in die 
NATO und in die EU

Nach der Wende 1989 hoffte Ungarn, möglichst schnell der EU und 
der NATO beitreten zu können (| M 10 |). Es war ein ehemaliger 
Kommunist, Gyula Horn, der Ungarn an die NATO heranführte. Er 
ließ die Bevölkerung über die Frage eines Beitritts abstimmen. Bei 
einer Wahlbeteiligung von 49,14 % stimmten 85,33 % mit »Ja«, 
14,67 % mit »Nein«. Der Beitritt zur NATO erfolgte im März 1999. 
Weitere fünf Jahre sollte es dauern, bis Ungarn am 1. Mai 2004 die 
EU-Vollmitgliedschaft erhielt. In Ungarn hatten etwa 84 % für den 
Beitritt gestimmt, die Wahlbeteiligung lag lediglich bei ca. 46 %. 
Alle Parlamentsparteien hatten für den Beitritt geworben; allein 
die Ultra-Rechten, nicht im Parlament vertreten, hatten dagegen 
opponiert. Eine »reichere, sicherere und ruhigere Welt« sei von nun 
an das neue Zuhause der Ungarn, äußerte der damalige Minister-
präsident Medgyessy. Und die EU-Kommission ließ verlautbaren, 
die »tragische Trennung des Landes von der europäischen Familie 
demokratischer Nationen« sei nun beendet. Damit waren die zwei 
wichtigsten außenpolitischen Ziele, die sich Ungarn 1990 gesetzt 
hatte, erreicht. Die innenpolitischen wirtschaftlichen und sozialen 
Probleme Ungarns waren dagegen noch lange nicht gelöst. Der 
am 1. Mai 2004 vollzogene Beitritt zur EU wirkte wirtschaftlich nur 
kurzfristig stimulierend, waren die entscheidenden Verflechtun-
gen mit der alten EU doch schon zuvor geschehen (| M 12 |).

Europawahlen 2009: Europamüdigkeit

»… wer spricht hier von Europawahlen«, war im Vorfeld der Wah-
len 2009 zu lesen, und die Wirtschaftszeitung »Figyelö« schrieb in 
einem Leitartikel, die ungarischen Parteien hätten im Europa-
wahlkampf europäische Themen weitgehend ignoriert:
»Den hiesigen Parteien ist es gelungen, den Wahlkampf über die Bühne zu 
bringen, ohne auch nur ein Wort über die EU zu verschwenden. […] Was 
Ungarn in Zukunft in der Europäischen Union verwirklichen will, bleibt 
für die Wähler ein Rätsel.« Bei der Europawahl 2004 war dies nicht 
viel anders. Die nun deutlich rechtskonservative Oppositionspar-
tei Fidesz vermied auch 2009 penibel jeglichen Hinweis darauf, 
dass es in Wirklichkeit um die 22 ungarischen Mandate im Euro-
päischen Parlament ging. Sie machte vielmehr ihre Wählerschaft 
glauben, es ginge bei den Europawahlen darum, über die postso-
zialistische Regierung zu richten. Das Ergebnis war entspre-
chend: Der Bund Junger Demokraten (Fidesz) des Ex-Premiermi-
nisters Viktor Orbán legte gegenüber 2004 um 9 % zu und errang 

Abb. 3 Unter dem Jubel von Tausenden von Menschen rief Parlamentspräsi-
dent Matyas Szüros am 23.10.1989 vom Balkon des Parlamentsgebäudes in Bu-
dapest die Republik aus. Er setzte damit die Verfassungsreform in Kraft, die 
einen wichtigen Schritt in Richtung auf ein demokratisches System westlicher 
Prägung darstellte. Die offizielle Umwandlung Ungarns in ein Land mit demo-
kratischer Verfassung erfolgte genau an dem Tag, an dem vor 33 Jahren der 
Volksaufstand gegen das kommunistische Regime ausbrach
 © picture alliance, dpa, 1989
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die Mehrzahl der Mandate. Die regierenden 
Sozialisten (MSZP) erhielten nur etwa 50 % 
ihrer bisherigen Stimmen (| M 9 |). Die Wahl-
beteiligung betrug dabei alarmierende 
36,3 % (2004: 38,5 %). Hauptthemen des 
Wahlkampfes waren die unsicheren Arbeits-
plätze, die geringe Energiesicherheit und die 
europäische Agrarpolitik. »Überraschend war 
die Anzahl der Wählerstimmen, welche die rechts-
radikale Partei Jobbik auf sich vereinen konnte 
und der damit einher gehende massive Vorstoß des 
Ultraradikalismus in Ungarn«, kommentierte 
die linksliberale Zeitung »168 óra« (12. Juni 
2009): ein Hinweis auf die wachsende antieu-
ropäische Stimmung auf der ungarischen 
Rechten. Für die ungarischen Neonazis sind 
Brüssel, EU und Europa grundsätzlich von 
Übel. Innenpolitisch schüren Rechtsextreme 
wie Rechtskonservative antijüdische und 
anti-Roma Ressentiments, um gemeinsam 
einen Macht- und Regierungswechsel zu er-
reichen. Etwa 10 % der Ungarn sympathisie-
ren mit der paramilitärischen »Magyar 
Gárda« (Ungarische Garde). Nicht gelöst ist 
in Ungarn zudem die Frage, wie Politiker, 
Parteien und Bevölkerung mit der faschistischen Vergangenheit 
des Landes, mit den Untaten des mit Hitlerdeutschland kollabo-
rierenden Horthy-Regimes und den Gräueln der Pfeilkreuzler 
sowie mit der »neuen extremen Rechten« umgehen sollen. Das 
belastet das innenpolitische Klima enorm.

Ungarn heute: »das Ende eines Modells«?

Der EU-Beitritt Ungarns war einst von großen wirtschaftlichen 
Hoffnungen und optimistischen Prognosen begleitet. Politik, Me-
dien und Wissenschaftler hatten Ungarn bereits in einer Liga mit 
den entwickelten Staaten gesehen. Doch die weltweit stagnie-
rende, dann real einbrechende Konjunktur sollte die ostmitteleuro-
päischen Länder besonders hart treffen (| M 12 |, | M 16 |). Dass ge-
rade Ungarn zu den am schwersten getroffenen Staaten gehört, 
hat vielfältige, ganz spezifische hausgemachte Gründe (| M 13 |). 
Die Folgen: Investoren ziehen Gelder ab, Firmen verlagern die Pro-
duktion nach Tschechien, Rumänien, Polen, gar nach China, die 
Zuliefererbranche kriselt, der ungarische Forint fiel zum Euro auf 
den tiefsten Stand aller Zeiten. Ausländische, darunter viele deut-
sche Firmen, hatten in den letzten Jahren in Ungarn investiert, die 
dortigen Kostenvorteile genutzt, Arbeitsplätze geschaffen, Schwie-
rigkeiten im eigenen Herkunftsland z. T. überbrückt, neue Absatz-
märkte erschlossen. Neben der Autoindustrie sind in den neuen 
EU-Ländern nach wie vor besonders Handel und Banken tätig, Be-
obachter konstatierten Ungarn geradezu einen Ausverkauf an aus-
ländische Investoren und eine Konzentrierung wirtschaftlicher 
Macht in der Hand ausländischer Banken. 

Internationales Hilfspaket und »post-accession 
 crisis« 

Im Oktober 2008 musste Ungarn nun jedoch ein Hilfspaket der 
internationalen Gemeinschaft in Anspruch nehmen: 20 Milliarden 
Euro stellten der Internationale Währungsfond, die Weltbank und 
die EU dem Land zur Verfügung. Das Hilfspaket soll Ungarn hel-
fen, »dem Druck des Marktes zu widerstehen« (EU-Kommission, 
Okt. 2008). Für Ungarn beträgt z. B. die BIP-Wachstumsprognose 
2009 -3,0 %. Saniert werden muss Ungarn nicht erst seit Oktober 
2008 (G. P. Hefty, FAZ v. 23.3.2009). Der Leiter des »Together for 
Europe-Research Centre for EU Studies« an der Ungarischen Aka-
demie der Wissenschaften sieht auch und gerade sein Land 

20 Jahre nach der Öffnung der Grenze aktuell in einer »post-ac-
cession crisis«, die zur Folge habe, dass »in the Western academia 
the ›hurrah optimism‹ about the new ECE democracies has turned to the 
opposite about the ›backsliding democracies‹« (Ágh, S. 69). 
Wie kann nun die »neue historische Ära«, die europäische Zu-
kunft Ungarns, doch noch gerettet werden? Der in Budapest ge-
borene, in Berlin als freier Schriftsteller arbeitende György Dalos 
hat dazu Bedenkenswertes geschrieben: Ungarn brauche vor 
allem eine reife Zivilgesellschaft (| M 14 |).
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Abb. 4 EU-Beitritt von Ungarn als Wachstumsschub?  © dpa Infografik
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Materialien

M 1 »… dass die Geschichte meine Mörder verurteilen wird«

Auf den Tag genau 31 Jahre nach seiner Hinrichtung werden die pro-
phetischen Worte eines zum Tode Verurteilten wahr. Die sterblichen 
Überreste Imre Nagys, ungarischer Ministerpräsident in den Tagen 
des Aufstandes von 1956, und seiner vier Schicksalsgefährten wur-
den am 16.6.1988 feierlich und mit allen Ehren posthum in einer na-
tionalen Gedenkstätte zur letzten Ruhe gebettet. Schon einmal 
wurden diese Toten bestattet: nach ihrer Hinrichtung anonym ver-
scharrt. Jahrzehnte waren sie als »Konterrevolutionäre« verfemt.

© picture alliance, dpa 1988

M 2 Wie aus Kommunisten Reformer wurden

(1) Der Funktionär Pozsgay […] zog vor allem aus der polnischen 
Krise 1980/81 die Konsequenz, dass sich die herrschende Par-
tei legitimieren und ihre führende Rolle durch Dienst am Ge-
meinwesen quasi neu verdienen müsse. Die zu bloßer Fassade 
gewordenen Organisationen, Gewerkschaften und Berufsver-
bände müssten zu echtem Leben galvanisiert werden, und 
selbst der Sozialismus brauche statt des bisherigen Komman-
dosystems einen Konsens, in dem sich auch Gruppeninteres-
sen repräsentiert fühlten.

György, Dalos: Das Ende der Diktaturen in Osteuropa. C. H. Beck, München 2009, Seite 73.

(2) In mir ist die Kritik am herrschenden Regime und schließlich 
seine Ablehnung erst allmählich herangereift. […] Die Erleb-
nisse in der Sowjetunion [Horn studierte dort von 1950–1954], 
die Entdeckung der tiefen Kluft zwischen Propaganda und Re-
alität ließen mich die Fehler des Systems zwar erkennen, hat-
ten aber nicht zur Folge, dass ich es auch ablehnte. Erst spä-
ter, Schritt für Schritt, indem ich andere Länder und Systeme 
aus eigener Erfahrung kennen lernte, kam ich zu der Einsicht, 
dass der Staatssozialismus nichts mit den sozialistischen Ide-
alen gemein hat. […] dass mit der SPD und mit anderen sozia-
listischen und sozialdemokratischen Parteien Westeuropas 
[…] ein Dialog zustande kam, dem dann die Aufnahme von 
Kontakten folgte. Die besondere Bedeutung der Beziehungen 
sehe ich […] darin, dass wir über sie direkten Einblick in die 
Funktionsweise einer modernen Gesellschaft erhielten und 
durch diese »Körpernähe« zu den entwickelten Demokratien, 
über die wir bislang nur Negatives […] gehört hatten, vieles 
anders beurteilen lernten und viele Vorurteile abbauen konn-
ten. Dies betone ich auch deshalb, weil der Geist und das Ge-
dankengut der westeuropäischen Sozialdemokratie nach mei-
ner Überzeugung maßgeblich zur Entfaltung der ungarischen 
Reformgedanken und –maßnahmen beigetragen haben; von 
hier kamen wichtige Impulse, die Welt durch eine andere 
Brille zu sehen und uns mit der Realität auseinanderzusetzen.

Gyula Horn: Freiheit, die ich meine. Erinnerungen des ungarischen Außenministers, der 
den Eisernen Vorhang öffnete. Hoffmann und Campe, Hamburg 1991, S. 271 und S. 57.

(3)  Woher die Wandlung? Horn nennt […] als erstes die Konferenz 
über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (KSZE) […] Die 
Ost-West-Annäherung als Folge der Helsinki-Schlussakte habe 
auch seine Auffassung beeinflusst. […] In Gesprächen, auf 
Reisen, aus der Lektüre konnte er die Funktionsweise demo-
kratischer Gesellschaften eher kennen lernen als ZK-Mitarbei-
ter anderen Sparten. Von besonderer Bedeutung war dabei, 
dass die USAP [Ungarische Sozialistische Arbeiterpartei] Be-
ziehungen zur SPD unterhielt, sodass sich Horn […] mit sozial-
demokratischem Gedankengut vertraut machte. Wann er-
kannte er, dass in Europa eine Wende bevorstand […]? In der 
zweiten Hälfte der 80er-Jahre antwortet Horn. […] Scheward-
nadse [sowjetischer Außenminister] macht geltend, die Sow-
jetführung unter Gorbatschow habe sich schon von 1985 an 
davon leiten lassen, dass die europäische Trennung überholt 
sei, dass man die Sowjettruppen aus dem ostmitteleuropäi-
schen Vorfeld zurückziehen und die politisch-psychologischen 
Folgen in Kauf nehmen müsse. Horn kann sich nicht erinnern, 
Signale so schöner und direkter Art aus Moskau empfangen zu 
haben. Es gab keine Stunde der plötzlichen Erleuchtung, dass 
die Ostblockländer fortan ihren eigenen Weg gehen dürften; 
es war eher ein Prozess, in dessen Verlauf man das Terrain vor-
sichtig abtasten, Schritt für Schritt Neuland erobern musste.

Andreas Oplatka: Der erste Riss in der Mauer. September 1989 – Ungarn öffnet die Grenze. 
Zsolnay, Wien 2009, Seite 83f. © Paul Zsolnay Verlag Wien

M 3 Ungarn öffnet die Westgrenze für DDR-Bürger

Ich ließ meine beiden Stellvertreter zu mir kommen und teilte 
ihnen meine Entscheidung mit. »Hier muss eine radikale Lösung 
her, die ermöglicht, dass alle DDR-Bürger Ungarn legal verlassen 
können. Und das geht nur, wenn wir […] das sogenannte Reise-
verkehrsabkommen zwischen Ungarn und der DDR aus dem Jahre 
1969 […] außer Kraft setzen.« […] Ich rief Miklós Németh an und 
skizzierte ihm kurz meine Vorstellung. Es war lange still am Appa-
rat, dann sagte Németh: »Wir besprechen das heute Nachmittag. 
Ich bestelle […] alle aus dem Kabinett, die ich erreichen kann.«
[…] Miklós Németh meinte [am Nachmittag] nach einer längeren 
Pause: »Ja, das müssen wir tun. Es gibt keinen anderen Ausweg.«
Auch der Innenminister sagte mir seine Unterstützung zu, be-
merkte nur halblaut: »Weißt Du Gyula, dass wir damit unter den 
beiden deutschen Staaten den westdeutschen wählen?«
»Nein«, erwiderte ich, »wir setzen uns für das Recht der Deut-
schen ein und wählen Europa. Außerdem ist ein System, in dem 
die eigenen Bürger nicht leben wollen, keinen Heller wert. In Sa-
chen Menschenrechte sind die allgemeinen internationalen Nor-
men wichtiger als ein Abkommen zwischen zwei Staaten des War-
schauer Paktes.« Danach fragte mich der Ministerpräsident: 
»Hast Du daran gedacht, dass wir uns mit diesem Schritt in Ost-
europa isolieren?« »Meiner Meinung nach ist nur die Reaktion der 
Sowjetunion und der Tschechoslowakei wichtig.«[…]
Die Sowjets informierten wir erst am letzten Tag. Es war offen-
sichtlich, dass sie schon lange von unserem Vorhaben wussten. 
Wahrscheinlich hatte sich auch die DDR-Führung bei ihnen über 
uns beklagt. […] Schewardnadse: »Ich bin der Meinung, man sollte 
jeden ziehen lassen, der gehen will. Man darf die Leute nicht mit 
Gewalt zurückhalten.« Dennoch konnten wir vor unserer Entschei-
dung nicht abschätzen, welche Reaktion ein solcher […] Schritt, 
insbesondere unter dem Aspekt der spezifischen sowjetischen In-
teressen am Bestehenbleiben der DDR, bei Gorbatschow auslösen 
würde. Eine militärische Intervention befürchtete ich nicht, denn 
ich bin überzeugt: Michail Gorbatschow verabscheut militärische 
Lösungen mindestens ebenso sehr wie wir. Allerdings konnten wir 
nicht mit Sicherheit ausschließen, dass sich die Sowjets unter Um-
ständen gezwungen sehen würden, auf politischem, vor allem 
aber auf wirtschaftlichem Gebiet Sanktionen gegen uns zu ergrei-
fen. Zumindest hätte das neue Probleme für uns bedeutet.

Gyula Horn: a. a. O., Seite 321ff.
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M 4 Warum ließ die Sowjetunion die Ungarn gewähren?

Entgegen ihrer nachträglichen Darstellung ließen die Sowjetfüh-
rer die Ungarn Anfang September nicht darum gewähren, weil sie 
zur Einsicht gekommen waren, dass das Recht, vereint in einem 
Staat zu leben, auch dem deutschen Volk zukam. Auf die Frage, 
wann man im Kreml den unvermeidlichen Verlust erkannt habe, 
antwortete Tschernajew dem Verfasser: »Im Januar 1990.« Gor-
batschows Darstellung der Wiedervereinigung bestätigt diese 
Angabe. Die sowjetische Deutschlandpolitik hielt in den Monaten 
zuvor am Fortbestand der DDR fest. Moskau handelte folglich 
gegen seine Interessen, indem es die Massenflucht in Ungarn zu-
ließ. Dafür gibt es Erklärungen. Eine Intervention erschien nicht 
mehr machbar, ein Verbot nicht durchsetzbar und vor allem: die 
Bedeutung der Ereignisse an Ungarns Westgrenze wurde unter-
schätzt. Die Signale aus Moskau waren aus ungarischer Optik be-
ruhigend. Mit Blick auf Ostberlin sondierten die Ungarn nicht das 
politische, sondern das kommerzielle Terrain: Verfügte die DDR 
über lebenswichtige Waren, die sie im Handel mit Ungarn als Ver-
geltungsmaßnahme hätte sperren können? Oder war sie in der 
Lage durch die Zurückweisung bestimmter ungarischer Erzeug-
nisse in Ungarn selbst ernsthafte wirtschaftliche Schwierigkeiten 
zu verursachen? Die Experten in Budapest verneinten dies.

Andreas Oplatka: a. a. O., Seite 178

M 5 Die Bedeutung der ungarischen Entscheidung

Welchen Verlauf die Vereinigung Deutschlands ohne die von Un-
garn im Eisernen Vorhang geschlagene Bresche genommen 
hätte, gehört zu den müßigen »Wie wäre es gewesen«–Fragen. 
Dennoch dürfte man summarisch dies zur Antwort geben: Ange-
sichts der wirtschaftlichen und ideologischen Erschöpfung des 
sozialistischen Blocks und namentlich seiner Führungsmacht, der 
Sowjetunion, wäre wohl die gleiche Entwicklung eingetreten, 
ohne den ungarischen Beitrag aber etwas langsamer verlaufen. 
Was im Sommer 1989 in Ungarn geschah, beschleunigte die Vor-
gänge. Die Geschichte der Grenzöffnung ist zugleich ein Beleg 
dafür, dass es besondere Situationen geben kann, in denen auch 
ein kleines Land Prozesse von weltpolitischer Bedeutung zu be-
einflussen vermag – vorausgesetzt, dass die Führung ihren Spiel-
raum ermisst und zu nutzen wagt. Die Regierung Németh deu-
tete die Zeichen richtig. Ihre führenden Köpfe ließen sich – aus 
rationaler Erkenntnis wie aus politischem Instinkt – von der Über-
zeugung leiten, dass sie zunehmend über Handlungsfreiheit ver-
fügten, dass eine europäische Wende bevorstand und dass es bei 
der ihnen aufgezwungenen Wahl im Interesse ihres Landes lag, 
sich für die Bundesrepublik und nicht für die DDR zu entscheiden.

Andreas Oplatka: a. a. O., Seite 238f.

M 6  Auszüge aus der Verfassung der Republik Ungarn (Ver-
fassungsänderung 23. Oktober 1989)

§ 2 (1) Ungarn ist ein unabhängiger, demokratischer Rechtsstaat.
(2) In der Republik Ungarn geht alle Staatsgewalt vom Volke aus, 
das die Volkssouveränität durch seine gewählten Abgeordneten 
und unmittelbar ausübt. […]
§ 2/A (1) Die Republik Ungarn kann im Interesse ihrer Mitglied-
schaft in der Europäischen Union auf der Basis eines internatio-
nalen Vertrag [ … ] einzelne ihrer aus der Verfassung sich herlei-
tenden Kompetenzen gemeinsam mit anderen Mitgliedstaaten 
ausüben. […]
§ 3 (1) In der Republik Ungarn dürfen sich Parteien und verfas-
sungsmäßige Rechtsnormen frei bilden und können frei tätig 
sein. […] 
§ 9 (1) Die Wirtschaft Ungarns ist eine Marktwirtschaft, in der das 
öffentliche und das private Eigentum gleichberechtigt sind und 

gleichen Schutz genießen. (2) Die Republik Ungarn anerkennt 
und fördert das Recht auf Unternehmung und die Freiheit des 
wirtschaftlichen Wettbewerbs. […]
§ 17 Die Republik Ungarn sorgt durch weitreichende Maßnahmen 
für die Bedürftigen. […]
§ 79 Über den Beitritt der Republik Ungarn zur Europäischen 
Union gemäß dem Beitrittsvertrag ist eine landesweite Volksab-
stimmung abzuhalten. 

www.mkab.hu/de/depage5.htm, 22. 06. 2004: Übersetzung, vom ungarischen Verfas-
sungsgericht veröffentlicht und von R. Kipke überarbeitet. In: Kipke (2005) S. 109ff.

M 8 Sitzverteilung im ungarischen Parlament seit 1990

Parteien/ Wahlen 1990 1994 1998 2002 2006

FIDESZ (seit 1998 mit 
KDNP)

22 20 148 164 164

FKGB 44 26 48 – –

KDNP 21 22 – – –

MDF 165 38 17 24 11

MIEP 14

MSZP 33 209 134 178 190

SZDSZ 94 69 24 20 20

Sonstige 7 2 1 1 1

1. National-konservatives/christliches Lager:
MDF Ungarisches Demokratisches Forum
KDNP Christlich-Demokratische Volkspartei
FKGP Unabhängige Kleinlandwirte-, Landarbeiter- und Bürgerpartei
2. Liberales Lager:
SZDSZ Bund Freier Demokraten
3. Rechtskonservatives Lager:
FIDESZ Bund Junger Demokraten (- Ungarische Bürgerpartei)
4. Sozialistisches Lager:
MSZP Ungarische Sozialistische Partei Nationalradikal, extrem rechtsorien-

tiert:
MIÉP Partei der Ungarischen Gerechtigkeit und des Ungarischen Lebens

Nach Kipke (2005, S. 50 f.) u. für 2006 www.wieninternational.at/de/node/1036

M 7  Gemeinsam mit seinem österreichischen Amtskollegen Alois Mock (l.) 
schnitt der damalige ungarische Außenminister Gyula Horn am 27.6.09 
symbolisch ein Stück des »Eisernen Vorhangs« durch. Ungarn hatte aller-
dings schon Monate vorher damit begonnen, die Grenzbefestigungen ab-
zubauen. © Ullstein Bild, AP
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M 9  Erdrutschsieg für oppositionelle rechtskonservative 
 Fidesz 

Ungarn erlebte bei der Europawahl 2009 einen rechten Erdrutsch 
wie noch nie seit der demokratischen Wende vor 20 Jahren. Der 
rechts-populistische Bund Junger Demokraten (Fidesz) des Ex-
Premierministers Viktor Orbán fuhr mit 56,4 Prozent der Stim-
men und 14 Mandaten einen deutlichen Sieg ein. Die – noch und 
allein in Minderheit – regierenden Sozialisten (MSZP) wurden 
brutal abgewatscht: mit 17,4 Prozent der Stimmen und nur vier 
Mandaten verloren sie nicht nur mehr als die Hälfte ihrer bisher 
neun Sitze im EU-Parlament, sondern mussten ihr schlimmstes 
Debakel bei einer landesweiten Wahl seit 1990 hinnehmen […]. 
Den wahren Durchbruch feierte allerdings die offen rechts-ext-
reme Partei »Jobbik« (Die Besseren). Sie kam aus dem Stand auf 
14,8 Prozent der Stimmen und damit drei Mandate. Die Strategie 
des Parteichefs Gábor Vona, den Hass auf die Roma zu schüren, 
ging in einer von Wirtschaftskrise und Abstiegsängsten verunsi-
cherten Bevölkerung auf. Die Aufmärsche der von ihm gegründe-
ten, paramilitärischen, faschistoiden Ungarischen Garde ver-
stärkten noch die Illusion, dass sich die »Probleme« mit ebenso 
simplen wie drastischen Methoden lösen ließen. Das moderat-
konservative Ungarische Demokratische Forum (MDF) konnte 
mit 5,3 Prozent sein bisheriges einziges EP-Mandat halten. Für 
diese Partei geht der ehemalige Finanzminister, Radikalreformer 
und Wirtschaftssanierer Lajos Bokros nach Straßburg. Großer 
Verlierer ist neben den Sozialisten deren ehemaliger Koalitions-
partner, der liberale Bund Freier Demokraten (SZDSZ). Mit 2,2 
Prozent blieben diese Partei weit unter der Fünfprozentmarke 
und verliert damit ihre bisherigen zwei EP-Sitze. […]

 Gregor Mayer, Budapest, www.derStandard.at, 07.06.2009

M 10  Die Erweiterung als Motor der wirtschaftlichen Moder-
nisierung

Für Budapest ist der Beitritt der Staaten Mitteleuropas zur EU die 
Wiedervereinigung Europas, die Rückkehr Ungarns zu seinen na-
türlichen Beziehungs- und Abhängigkeitssystemen, aus denen es 
wider Willen herausgerissen worden war. In wirtschaftlicher Hin-
sicht ist Ungarn bereits heute integraler Bestandteil der Union, 
mehr als Dreiviertel der Ein- und Ausfuhren des Landes werden 
mit EU-Staaten abgewickelt. […] Budapest nimmt aufgrund des 
Entwicklungsstandes seiner institutionellen Strukturen und der 
erreichten Ergebnisse im Demokratisierungsprozess einen Platz 
unter den entwickelten Demokratien ein. […] Das Bruttosozial-
produkt wuchs in den vergangenen vier Jahren um 4-5 Prozent, 
was gemäß den Prognosen – bei günstiger weltwirtschaftlicher 
Konjunkturlage – mittelfristig anhalten wird. […] Die Voraussa-
gen prognostizieren eine Steigerung des ungarischen BIP um das 
Doppelte des Anstieges der Parameter in der EU […]. Es ist be-
merkenswert, dass in den Analysen, die über die zukünftige Ent-
wicklung der unter dem Aspekt der Wachstumsaussichten immer 
wichtiger werdenden Konkurrenzfähigkeit erstellt werden, Un-
garn einen vorderen Platz unter den entwickelten Ländern ein-
nimmt. In den unterschiedlichen internationalen Konkurrenzfä-
higkeitslisten stehen sämtliche EU-Beitrittskandidaten und 
manche EU-Staaten hinter Ungarn. Gleichzeitig zeigen die Para-
meter bezüglich Demographie und Lebensstandard im Vergleich 
mit dem »entwickelten Kern« der EU vorläufig einen bedeuten-
den Rückstand auf Seiten Ungarns […]. Im nächsten Jahrzehnt – 
im Falle der Aufrechterhaltung des derzeitigen Wirtschafts-
wachstums – wird das Wettmachen dieses Rückstandes die 
wichtigste gesellschaftspolitische Aufgabe Ungarns sein, damit 
2010 der Durchschnitt der Europäischen Union erreicht wird.

Lajos Keresztes: Ungarn: EU-Beitritt als Motor der Modernisierung. In: WeltTrends Nr. 34, 
Frühjahr 2002, S. 65–80.

M 12 Osteuropa – Der Kater nach der Party

Nun ist der Höhenflug jäh gestoppt. Die weltweite Wirtschafts-
krise […] kommt nun in den einst kommunistischen Ländern an. 
Es trifft sie härter und schneller, als die erfolgsverwöhnten Kapi-
talismus-Neulinge erwartet hatten. […] Ungarn hat den Internati-
onalen Währungsfond, die Weltbank und die EU bereits um 20 
Milliarden Euro angepumpt. […] Sicher ist: Westeuropa kann die 
Neumitglieder nicht einfach ihrem Schicksal überlassen. Mit der 
Weltwirtschaftskrise, so die Sicht im Osten, scheint sich die Glo-
balisierung plötzlich umgekehrt zu haben. […] Ein Heer von Ar-
beitskräften ist jetzt wieder auf dem Weg zurück in die Heimat im 
Osten. In die Gegenrichtung fließt das verzweifelt benötigte Ka-
pital ab: westliche Banken und Investoren ziehen sich zurück. Es 
war vor allem ein Fehler, der nun dazu führt, dass die Krise im 
Westen den Osten mit in ihren Strudel reißt: Jahrelang hatten die 
Osteuropäer sich im Westen mit Euro, Schweizer Franken oder 
skandinavischen Kronen versorgt. Die Kredite kurbelten den In-
landskonsum an und ließen die Wirtschaft wachsen. Viele Bei-
trittsländer importierten mehr Waren, als sie selbst ausführten. 
Nun sind die Schuldenberge hoch […]. Vor allem die Länder, deren 
Währungen nicht fest an den Euro gebunden waren, mussten 
grausame Kursstürze hinnehmen. Der rumänische Leu verlor im 
letzten Halbjahr 16 Prozent, der ungarische Forint fast 20 Prozent 
seines Wertes. Privatleute und mitunter auch Staaten können 
ihre Fremdwährungskredite nicht mehr bedienen. Massenpleiten 
im Osten schlagen nun zurück auf die leichtfertigen Geldgeber 
im Westen, die zudem etwa 70 Prozent aller Ostbanken kontrol-
lieren. […] Die Verheißung der Revolution von 1989 – Freiheit und 
Wohlstand für alle Europäer – lässt sich jedenfalls nicht so schnell 
erfüllen wie erhofft. […] So sind die Beitrittsstaaten nach schwin-
delerregendem Aufschwung wieder zu Sanierungsfällen verkom-
men. […] Seit der Forint, der Lew und der Leu gefallen sind, kön-
nen viele Schuldner ihre Kredite nicht mehr bedienen.

Der Spiegel Nr. 13/23.03.2009, S. 94f

M 11  Rechtsruck bei der Europawahl in Ungarn im Juni 2009: Neben der 
rechtspopulistischen FIDESZ mit 56,5 % der Wählerstimmen erreichte die 
offen rechtsextreme Partei »Jobbik« 14,8 % der Stimmen. Die Wahlbetei-
ligung lag bei 36,3 %. Hier: Kundgebung von Viktor Orban, dem Vorsit-
zenden der FIDESZ, in Nyiregyhaza, 245 km östlich von Budapest.
 © picture alliance, dpa 2009
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M 13 Ein Ende der Krise ist noch lange 
nicht in Sicht

Wirtschaftliche Hiobsbotschaften, das Nach-
barschaftsgezänk mit der Slowakei und ran-
dalierende Neonazis prägen derzeit das 
trostlose Bild des Donaustaates. Dabei galt 
Ungarn lange als Musterbeispiel für eine ge-
glückte Transformation. Schon zu kommu-
nistischen Zeiten hatte das Land früh mit 
marktwirtschaftlichen Mechanismen experi-
mentiert. Nach der Wende von 1989 galt Un-
garn neben Tschechien in der 1990er Jahren 
wegen zügiger Privatisierung und Wirt-
schaftsreformen lange Zeit als einer der Vor-
reiter in der östlichen Region. Doch nach 
1989 erlahmte der Reformeifer – unabhängig 
davon, ob linke oder rechte Würdenträger 
die Regierungsbank drückten. Bald konnten 
die Staatseinnahmen mit den Kosten des in-
effizienten Sozialsystems und aufgeblähten 
Verwaltungsapparats nicht mehr Schritt hal-
ten. Das Problem des niedrigen Steuerauf-
kommens wurde durch die offiziell sehr ge-
ringe Beschäftigungsquote und die hohe 
Zahl von Frührentnern und Berufsinvaliden 
verschärft. Nur etwas mehr als die Hälfte der 15 bis 64-jährigen 
Ungarn ist in den legalen Arbeitsmarkt integriert, und von der 
Schattenwirtschaft, die seit Jahren blüht, profitiert der Fiskus 
kaum. Das wachsende Haushaltsdefizit suchte Budapest mit der 
verstärkten Aufnahme von Krediten und der Ausgabe von Staats-
anleihen zu finanzieren. Ungarn habe keine Rücklagen gebildet 
und geglaubt, man könne jahrzehntelang nur Schulden machen, 
klagte kürzlich der Analyst György Jaksity auf der Website »index«. 
Nun stehe das Land »mit heruntergelassenen Hosen in den 
Brennnesseln«. Die [Unternehmen] verlagern immer häufiger Ar-
beitsplätze von der Donau nach Polen. […] »Ungarn ist unser 
größtes Problem«, sagt Dirk Wölfer von der Deutsch-Ungarischen 
Handelskammer in Budapest. […] Trotz der internationalen Milli-
ardenkredite steht auch der angeschlagene Bankensektor Un-
garns weiter auf sehr wackeligen Füßen. […] Auch private Spar-
guthaben, von denen die Banken zehren könnten, seien in Ungarn 
kaum vorhanden […].

Thomas Roser, Belgrad, in: Stuttgarter Zeitung 27.11.2008, S. 16

M 14 Was Ungarn im 21. Jahrhundert braucht

Was Ungarn im 21. Jahrhundert am meisten braucht, ist eine reife 
Zivilgesellschaft, die der Versuchung widerstehen kann, soziale 
Fragen autoritär zu beantworten, Minderheiten im Ernstfall zu 
Sündenböcken abzustempeln und Offenbarungen einander be-
fehdender Eliten für bare Münze zu nehmen. [ … ] Den Politikern, 
die dieses Land in den nächsten Jahrzehnten regieren werden, 
kann man vielleicht als höchstes Gut eine größere Einsicht wün-
schen, wohl wissend, dass diese vor allem mehr Phantasie voraus-
setzt.

György Dalos: Ungarn in der Nussschale. Geschichte meines Landes. C. H. Beck, München 
2004, S. 190 

M 15  Treffen der Visegrad-Gruppe am 11.9.2009 in Gdynia, Polen. Von links: Der slowakische Präsident 
Ivan Gasparovic, der ungarische Präsident Laszlo Solyom, der tschechische Präsident Vaclav Klaus 
und der polnische Präsident Lech Kaczynski. Nach dem Beitritt aller vier Mitgliedstaaten zur 
NATO und EU steht die Staatengruppe vor einer Neudefinition ihrer Ziele: Fragen der wirtschaftli-
chen Integration und die gemeinsame Interessensvertretung innerhalb der EU dominieren im Mo-
ment die Diskussionen. © picture alliance, dpa

M 16  Abschwung Ost – »der Kater nach der Party«
 © Der Spiegel, 13/ 23.3.2009, S. 95
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listischen und demokratischen Motiven ablehnten und jenen 
konservativen kommunistischen Machthabern, die es wiederher-
stellen wollten, zu lavieren. Letztere, die Führer zentraler Appa-
rate von Regierung und Geheimdienst, fanden sich in einer 
Verschwö rung zusammen, um im August 1991 den alten zentrali-
sierten Sowjetstaat mit einem gewaltsamen Putsch wieder herzu-
stellen. Der Putsch scheiterte bereits nach wenigen Tagen am 
Widerstand in Russland, insbesondere in Moskau selbst 
(| Abb. 2 |). Dort hatte sich im Laufe des Jahres durch die Wahl 
Boris Jelzins zum Präsidenten der Russischen Republik eine deut-
liche Mehrheit für den entschiedenen Gegner der Kommunisti-
schen Partei erklärt, der für tiefgreifende Reformen, den raschen 
Übergang zur Marktwirtschaft und die Wahrung der Rechte der 
Einzelrepubliken in einer neuen, föderativ verfassten Union ein-
trat (Brown, S. 468f) 
Als der Putsch binnen kurzem am Widerstands in der Bevölke-
rung und der russischen Regierung zusammenbrach, hatten die 
Verschwörer die letzten Reste der Legitimität der Sowjetunion 
zerstört, deren Führungsorgane sich endgültig desavouiert hat-
ten. Am 8. Dezember 1991 trafen sich die Vertreter Russlands, 
Weißrusslands und der Ukraine in Minsk zur Aushandlung eines 
»slawischen Dreibunds« und erklärten, »dass die UdSSR als Völker-
rechtssubjekt und als geopolitische Realität aufhört zu existieren.« 
Nachdem sich dem weitere Republiken anschlossen, kam es am 
21. Dezember 1991 in Alma-Ata zur Unterzeichnung der Grün-
dungsakte für die Gemeinschaft Unabhängiger Staaten als einem 
losen Staatenbund von elf der früheren sowjetischen Unionsrepu-
bliken, also allen außer den baltischen Staaten und Georgiens. 
Michail Gorbatschow musste die gegen seinen Willen geschaffe-
nen Fakten anerkennen und als Präsident der Sowjetunion zu-
rücktreten. 

Boris Jelzin – Beginn des Präsidial-Regimes

Als Boris Jelzin von der Bevölkerung im Juni 1991 in das neu ge-
schaffene Amt des Präsidenten der Republik gewählt wurde, be-
ruhte das politische System noch weiterhin auf der für die RSFSR 
geltenden sowjetischen Verfassung. Nach dem Abwenden des 
August-Putsches entschied sich Boris Jelzin nicht dafür, durch 

Der Zusammenbruch des Kommunismus hatte sein  
 zentrales Ereignis in der Auflösung der Sowjetunion. 

Diese bezeichnete Wladimir Putin zur »größten geo-politi-
schen Katastrophe des 20. Jahrhunderts«. Auf welchen Grund-
lagen entwickelte sich das System, das er nach zwei Amtsperi-
oden als Präsident (2000–2008) seinem Nachfolger Dmitri 
Medwedew hinterlassen hat? 

Michail Gorbatschow und der Zerfall der UdSSR

Leonid Breschnew, der kommunistische Generalsekretär und 
Staatschef der Sowjetunion, der seit 1964 eine überragende 
Macht im Lande und im gesamten Ostblock ausübte, hinterließ 
bei seinem Tode 1982 ein schweres Erbe: Das Wirtschaftswachs-
tum blieb zurück. Das Vertrauen in das System verfiel. Die wach-
senden Probleme veranlassten die politische Führung schließlich 
am 11. März 1985 mit Michail Gorbatschow einen Generalsekretär 
zu berufen, dem die Kraft zu Reformen zugetraut wurde 
(| Abb. 1 |). Dieser entwarf die politischen Konzepte »Glasnost« 
(Offenheit) und »Perestroika« (Umstrukturierung) (| M 1 |). Die 
Perestroika sollte den Sozialismus durch eine Stärkung der Sow-
jets (russisch: Räte) im Sinne von Parlamenten, durch die Wahl 
der Parteifunktionäre und die Stärkung der Rechtsordnung im 
Sinne eines Rechtsstaates beleben. Die Vormacht der Kommunis-
tischen Partei sollte dabei allerdings erhalten bleiben. Die Wah-
len zu einem Kongress der Volksdeputierten im Frühjahr 1989 
stellten – auch wenn das Wahlverfahren nicht wirklich demokrati-
schen Prinzipien entsprach – den Durchbruch zu einer demokra-
tischen Entwicklung dar. Glasnost ermöglichte den Medien eine 
kritische Berichterstattung über politische und gesellschaftliche 
Ereignisse und die Lage im Lande. Die Gesellschaft erlebte eine 
vehemente Politisierung. Unter diesen Bedingungen verlor die 
KPdSU rasch ihren monolithischen Zusammenhalt, ihr gesell-
schaftliches Gewicht und ihre öffentliche Autorität. Im März 1990 
schließlich wurde ihr auch das politische Monopol in der Sowjet-
verfassung aberkannt. Dieser Prozess ging einher mit der Bildung 
neuer gesellschaftlicher Organisationen, Bürgerinitiativen und 
zuletzt auch Parteien. Im März 1990 brachten die neuen demo-
kratischen Organisationen in den Lokal- und Regionalwahlen der 
Kommunistischen Partei vielfach empfindliche Niederlagen bei.
Bald breitete sich allerdings im Innern der Sowjetunion ein Step-
penbrand aus, eine »Explosion des Ethnischen«, die sich in bluti-
gen nationalen Konflikten in teilweise pogromartigen Ausmaßen 
Ausdruck verschaffte. Betroffen waren vor allem ethnisch ge-
mischt besiedelte Gebiete von Usbekistan, Kirgisien, Kasachs-
tan, Tadschikistan, Moldawien, Georgien, Armenien und Aserbai-
dschan. Nationale Bewegungen erfassten bald die gesamte 
Sowjetunion. Im Laufe des Jahres 1990 beanspruchten sämtliche 
15 nationale Sowjetrepubliken ihre Souveränität, unter denen ei-
nige, wie die baltischen Republiken, bereits darüber hinaus die 
Unabhängigkeit verlangten. Gorbatschow, nach einer Verfas-
sungsänderung zum Staatspräsidenten bestimmt, stellte faktisch 
die alleinige politische Klammer um die auseinander brechende 
Sowjetunion dar. Während er mit dem Angebot eines neuen, de-
zentralisierenden »Unionsvertrags« den Forderungen der Einzel-
republiken entgegenkam, zeigte sich, dass er den zentrifugalen 
Kräften nicht mehr effektiv gegensteuern konnte. Gorbatschow 
suchte zwischen den Kräften, die das Sowjetsystem aus nationa-

III. MAUERÖFFNUNG IN EUROPA

4.  Autoritäre Macht in Russland: Vom 
Kommunismus bis zum System Putin

BENNO ENNKER

Abb. 1 Michail Gorbatschow, seit 1985 Generalsekretär der KpdSU, 1990–
1991 Staatspräsident der UdSSR, hier bei einer Rede auf dem XI. Parteitag der 
SED am 17.4. 1986 in Ost-Berlin (DDR). © picture alliance, dpa
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eine Neuwahl des Parlaments und die Verabschiedung einer de-
mokratischen Verfassung neue Legitimitätsgrundlagen für die 
anstehenden Reformen zu schaffen. Stattdessen setzte er die Pri-
orität auf die Umsetzung der marktwirtschaftlichen Reformen. 
Dies war eine Weichenstellung, die sich für die demokratische 
Kultur als fatal erweisen sollte. Einer der Reformer, Ewgenij Jasin, 
zunächst Berater und später Minister Jelzins, erklärte damals un-
umwunden: »Wir brauchen eine starke Exekutivmacht auf allen Ebenen 
mit klar gezeichneten Grenzen der Autorität. Es sollte klar sein, dass ohne 
starke und effektive Exekutivmacht Reformen in den Dimensionen, wie 
wir sie vorhaben, unmöglich sind.« ( Jasin, S. 15). Jelzin und seine Mitar-
beiter glaubten also, dass die Wirtschaftsreformer »vor populisti-
scher Politik geschützt werden mussten.« (McFaul, S. 147) 
Im November 1991 räumte der russische Kongress der Volksdepu-
tierten Jelzin außerordentliche Vollmachten zur Durchführung 
von Wirtschaftsreformen ein. Dieser nutzte sie u. a., um sich 
einen eigenen Apparat, eine Präsidialverwaltung einzurichten, 
sowie dazu, in den russischen Regionen sogenannte Verwal-
tungschefs zu ernennen, die dort als »Gouverneure« der Zentral-
macht fungierten. Auch ihre Wahl wurde verschoben.
Jegor Gaidars, als Wirtschaftsminister und stellvertretender Mi-
nisterpräsident in seine Reformregierung berufen, begann um-
gehend damit, das Wirtschaftssystem umzugestalten und stellte 
dabei die schrittweise Freigabe der Preise und die Privatisierung 
der Staatsbetriebe in den Mittelpunkt. Die »Schocktherapie« 
stürzte das Land in eine gigantische Inflation. Gleichzeitig sank 
die Produktion 1992 um fast 20 %. Dies führte zu einem dramati-
schen Absinken des Lebensstandards, sodass Mitte der 90er-
Jahre über 30 % der Bevölkerung unter der Armutsgrenze lebten. 
Unter diesem Druck zerfiel die Mehrheit, die Jelzin im russischen 
Parlament besaß. Dieses stellte sich gegen den Präsidenten. Die 
gegenseitige Blockade führte im Herbst 1993 zur Staatskrise, 
zum Präsidenten-Dekret der Parlamentsauflösung und gewaltsa-
mer Konfrontation, die mit Hilfe der Streitkräfte gelöst wurde. 
Das Parlamentsgebäude wurde beschossen und die Anführer ver-
haftet (Mommsen 1996, S. 28). Der Aufruhr und der massive Ein-
satz von Gewalt kosteten viele Opfer. Binnen zwei Monaten nach 
diesen Ereignissen, die jede Staatsmacht in Russland fraglich er-
scheinen ließen, ließ Jelzin über einen neuen Verfassungsentwurf 
abstimmen und das russische Parlament neu wählen. Zwar wies 
die Abstimmung über die Verfassung die geforderte Beteiligung 
von über 50 % auf und erhielt die mehrheitliche Zustimmung. Im 
neu gewählten Parlament saß jedoch eine noch deutlichere 
Mehrheit von Abgeordneten als zuvor, die gegen die Politik des 
Präsidenten eingestellt waren: Kommunisten, Nationalisten und 
Rechtsextremisten. Die Demokraten und »Zentristen«, die bereit 
waren Jelzin zu stützen, waren zersplittert und marginalisiert.
Das große Vertrauensvotum, das Jelzin von der Bevölkerung noch 
beim Referendum im Frühjahr 1993 erhalten hatte, sollte er nie 
mehr erlangen. Auch die Autorität der Verfassung blieb über Jahre 
nur schwer zu verankern. Vor allem blieb die Polarisierung zwi-
schen Präsident und Parlament unüberwunden und Jelzins Präsi-
dentschaft hatte sich durch ihre Kompromisslosigkeit und die 
Entscheidung für das gewaltsame Vorgehen zur Geisel des Mili-
tärs gemacht. Die Bilder des von Panzern beschossenen und 
brennenden Parlamentsgebäudes wirkten sich auf das Prestige 
der Demokraten fatal aus, die mit dem Ruch des »Bürgerkrieges« 
behaftet waren. Dies trug erheblich zur Abwendung großer Teile 
der russischen Bevölkerung von der »Demokratie« bei (Mommsen 
1996, S. 196). Die mit solchen Opfern errungene Verfassung 
(| Abb. 3 |) beginnt mit einer Selbstdefinition: »Das multinatio-
nale Volk der Russländischen Föderation« wird als das Subjekt 
dieser Verfassungsgebung sowie »Träger der Souveränität und 
einzige Quelle der Macht« im Staate bestimmt. Sodann wird fest-
gelegt: »Die Russländische Föderation – Russland ist ein demokratischer 
föderativer Rechtsstaat mit republikanischer Regierungsform.« Und: 
»Der Mensch, seine Rechte und Freiheiten bilden die höchsten Werte. An-
erkennung, Wahrung und Schutz der Rechte und Freiheiten des Menschen 
und Bürgers sind Verpflichtung des Staates.« Damit wurde eine deutli-

che Hinwendung zu westlichen Verfassungswerten angedeutet. 
Dazu gehörten neben Demokratie, Rechtsstaat und Föderalis-
mus auch das Bekenntnis zu Volkssouveränität und Gewaltentei-
lung. An den Anfang der Verfassung wurde außerdem ein aus-
führlicher Grundrechte-Katalog gestellt. 
Problematisch sieht dagegen die Machtverteilung unter den 
Staatsgewalten aus, in der dem Parlament nur eine schwache Po-
sition zugestanden, dem Präsidenten dagegen eine große Macht-
fülle übergeben wurde. Mit dem unbeschränkten Recht, Dekrete 
zu erlassen und Referenden in der Bevölkerung abzuhalten, wird 
selbst das Vorbild der Machtvollkommenheit des französischen 
Präsidenten überboten (| M 3 |). Dafür ist die Amtszeit des russi-
schen Präsidenten auf nur vier Jahre begrenzt, und ihm ist nur die 
einmalige Wiederwahl gestattet. Am 19. Nov. 2008 hat jedoch das 
russische Parlament mit großer Mehrheit für die Amtszeitverlän-
gerung des Präsidenten von vier auf sechs Jahre gestimmt. 
Die Absetzung ist nur unter erschwerten, komplizierten und auf-
wendigen Bedingungen möglich. Die Stellung des Amtsinhabers 
wurde gegenüber der Regierung noch zusätzlich dadurch ver-
stärkt, dass der Präsident die »Hauptrichtungen der Innen- und 
Außenpolitik« festlegt. Er ist zudem Oberbefehlshaber der Streit-
kräfte. Der Präsident ernennt den Premierminister »mit Zustim-
mung der Staatsduma«, also der zweiten – aus direkt gewählten 
Abgeordneten bestehenden – Kammer der Bundesversammlung. 
Wird diese Zustimmung dreimal versagt, greift der Präsident zur 
Parlamentsauflösung. Die Staatsduma erhielt die klassischen Ge-
setzgebungs- und Budgetrechte sowie solche der Kontrolle ge-
genüber der Tätigkeit der Exekutive. Auch hier kommt noch die 
Prärogative des Präsidenten zum Tragen, wenn das Parlament ein 
Präsidenten-Veto gegen Gesetze nur mit einer Mehrheit von zwei 
Dritteln zurückweisen kann. Diese große Übermacht des Präsi-
denten erhält ihre Legitimation aus der allgemeinen Volkswahl, 
durch die er ins Amt kommt.

Der Föderationsrat als die Parlamentskammer, in die Abgeord-
nete von den Regionen delegiert werden, um dort deren Interes-
sen zu vertreten, ist ein weiterer Faktor im Zusammenspiel der 
Gewalten. Nur mit seiner Zustimmung kann der Präsident den 
Generalprokurator – ein mit umfassenden Vollmachten ausge-
statteter Generalstaatsanwalt – und die Richter am Verfassungs-
gericht bestimmen sowie den Kriegs- und Ausnahmezustand ver-
hängen. Dieses »Oberhaus« hat auch das Recht, über den Einsatz 
der Streitkräfte im Ausland zu entscheiden.
Schon frühzeitig etablierte sich damit ein System improvisiert 
eingerichteter Institutionen und informeller Strukturen an der 
Spitze. Diese verschmolzen mit dem stark personalistischen 
Herrschaftsstil des Präsidenten zum »System Jelzin«. 
Jelzin verschaffte sich neben der ständig wachsenden Präsiden-
ten-Administration weitere machtvolle Organe, durch die stän-
dige Kompetenz-Parallelen untereinander und mit der Regierung 

Abb. 2 Der russische Präsident Boris Jelzin rief am 19.8.1991 die Bevölkerung 
zum Generalstreik auf. Ein achtköpfiges »Notstandskomitee« hatte kurz zuvor 
die Macht in Moskau übernommen und den sowjetischen Präsidenten Michail 
Gorbatschow in seinem Feriensitz auf der Krim unter Hausarrest gestellt. Am 
21.8. gaben die Putschisten auf und am 22.8. kehrte Gorbatschow nach Moskau 
zurück. © picture alliance, dpa
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konstruiert wurden. Die sogenannten »Machtminister«, Chefs der 
Geheimdienste, des Verteidigungs-, des Innen- und des Außen-
ministeriums, wurden im »Nationalen Sicherheitsrat« versam-
melt, den Jelzin mit weitreichenden Kompetenzen ausstattete, 
sodass er bald die Rolle einer »Oberregierung« einnahm. Wich-
tige politische Entscheidungen wurden auf dem Wege »einer ge-
heimen Kabinettspolitik, die an die Praktiken des sowjetischen 
Politbüros erinnerte«, vorzugsweise in diesem Gremien gefasst. 
Die »Gehilfen des Präsidenten« hatten ständigen direkten Zu-
gang zum ihm und wirkten oft parallel zu den entsprechenden 
Sachabteilungen in der Präsidentenadministration. 
Margareta Mommsen urteilt über diese Phänomene von »Wild-
wuchs, Konkurrenz und Parallelismen in und zwischen den Orga-
nen«: »Anstatt klarer transparenter Strukturen entstand ein Regime des 
Wettbewerbs der Institutionen und Akteure. Dies war eine der Ursachen 
dafür, dass eine ‚kompetitive Oligarchie’ als eines der herausragenden 
Merkmale des Übergangsregimes in Russland entstand.« (Mommsen 
2003, S. 33f).

Niedergang einer demokratischen Präsidentschaft

Seit dem Herbst 1994 manifestierten sich die dramatischen Fehl-
leistungen des Präsidialregimes ohne funktionierende »checks 
and balances«. Dies wurde zunächst durch die im Sicherheitsrat 
gefällte Entscheidung für den Beginn des Ersten Tschetschenien-
Krieges deutlich. Angesichts der schwindenden Popularität Jel-
zins sorgte 1996 eine Koalition von Finanzmagnaten (Oligarchen) 
(| Abb. 5 |) durch ihre Geldmittel und die Herrschaft über die pri-
vaten Massenmedien für seine Widerwahl. Hierbei ist vor allem 
Boris Beresowski zu nennen, der als Chef des größten Medien-
konzerns des Landes die öffentliche Meinung stark beeinflussen 
konnte. Er wurde nach der Wahl stellvertretender Sekretär des Si-
cherheitsrates. 
Als in der Folgezeit Jelzin über längere Perioden erkrankte, wur-
den die Staatsgeschäfte nicht vom verfassungsmäßig vorgesehe-
nen Premierminister, sondern zunächst vom Chef der Präsidial-
Administration, A. Tschubais, geführt. Nach dessen Ablösung 
wurde das Staatsruder – unter beständigen Konflikten und Intri-
gen in der höchsten politischen Spitze – faktisch von der »Fami-
lie«, einem engen persönlichen Kreis um Jelzin geführt, in dessen 
Mitte Beresowski stand. Diese Kräfte spielten die konkurrieren-
den bürokratischen Strukturen gegeneinander aus, schirmten 

den gewählten Präsidenten vor der Öffentlichkeit ab, kontrollier-
ten seine Informationszufuhr und handelten an seiner Stelle 
(Schröder S. 67f). 
Unterdessen war die »Privatisierung der Macht« für die Öffent-
lichkeit unübersehbar geworden. Sie funktionierte auf der Grund-
lage des Gruppenpluralismus der Staatsbürokratie und der Eli-
ten. Eine der genauesten Beobachterinnen der politischen Macht 
in Russland, Lilija Schewzowa, hatte schon 1995 einen hellsichti-
gen Befund bei der Analyse des unter Jelzin herausgebildeten Sys-
tems formuliert: »Das stärkste Bollwerk gegen den Autoritarismus bil-
det nicht Russlands noch zerbrechliche Zivilgesellschaft, sondern der 
fragmentierte Charakter der postkommunistischen Elite selbst, deren 
zahlreiche Gruppen sich aus purem Eigeninteresse autoritären Maßnah-
men widersetzen.« (Shevtsova, S. 69, in Mommsen 1996). Es sollte 
sich unter Jelzins Nachfolger, Wladimir Putin, zeigen, dass dieses 
Bollwerk nicht unüberwindbar war.
Dem Chaos an der Staatsspitze gesellte sich ein riesiges Ausmaß 
an Korruption quer durch alle Gesellschafts- und Verwaltungseta-
gen sowie eine Explosion der Kriminalität, die die Verunsicherung 
der russischen Bürger ins Extrem trieben. Dies verzerrte Abbild 

von »Demokratie«, das durch das 
System Jelzin geboten wurde, war be-
gleitet von der sozialen Polarisierung 
von Arm und Reich im Gefolge der 
schockartigen Einführung der Markt-
wirtschaft. Der überwiegende Teil 
der Gesellschaft sah sich auf der 
Seite der »Verlierer«, nur ein Bruchteil 
konnte sich als »Gewinner« der 
Markt-Reform empfinden. Am Ende 
der Jelzin-Ära wurde diese vom weit 
überwiegenden Teil der russischen 
Bevölkerung ausschließlich negativ 
bewertet. Die Popularität seinen 
Nachfolgers Wladimir Putins 
(| Abb. 6 |) hat sich zunächst vor allem 
aus diesem populären Abscheu vor 
den Erfahrungen mit dem System Jel-
zin genährt. Wladimir Putin konnte, 
seitdem er im August 1999 als Premi-
erminister und erklärter Nachfolge-
Favorit Jelzins angetreten war, sich 
immer deutlicher als personifiziertes 
Gegenbild zu all den negativen Er-
scheinungen präsentieren. Putin war, 
bevor er Premierminister und Jelzins 

Abb. 4 Jelzin fordert Gorbatschow heraus: Der russische Präsident Jelzin 
zwingt den sowjetischen Präsidenten Gorbatschow am 23.8.1991, im russischen 
Parlament ein Protokoll seines Ministerkabinetts vom Putschtag vorzulesen.
 © picture alliance, dpa 
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Kronprinz wurde, bereits ein Jahr lang Chef des Geheimdienstes 
FSB. Das gab ihm die Möglichkeit, die korrupten Umtriebe der 
Kreml-Familie und der mit ihr verbundenen Oligarchen genau zu 
erfassen und für seine Zwecke auszunutzen.

Das »System Putin«, die populäre Zementierung 
autoritärer Herrschaft

Jelzin ernannte Putin im September 1999 zum Ministerpräsiden-
ten. Innerhalb von vier Monaten stiegen dessen Beliebtheitswerte 
von zwei auf über 40 Prozent. Mit einer massiven, intelligent kon-
zipierten und verschwenderisch finanzierten Imagekampagne, 
die alle Mittel einsetzte und geschickt mit dem Feindbild Tschet-
schenien spielte – der russische Einmarsch in Tschetschenien im 
September 1999 war integraler Bestandteil der Wahlkampagne -, 
wurde der Masse der Wählerschaft suggeriert, dass Putin der ein-
zig akzeptable Präsidentschaftsanwärter sei. 
Zum Jahreswechsel trat Jelzin zurück (| M 4 |) und Putin wurde 
amtierender Präsident. Am 26. März 2000 setzte er sich im ersten 
Wahlgang der Präsidentenwahl mit 52,9 Prozent durch. Er legte 
zwei Tage vor Jelzins Rücktritt, am 29.12.1999, sein politisches 
Programm vor: Russland war eine Großmacht und es muss wieder 
zu einer solchen werden, hieß es dort. Entscheidende Vorausset-
zung dafür sei eine starke Volkswirtschaft. Die russische Gesell-
schaft habe allerdings schon zu viele radikale Veränderungs-
schritte in den letzten Jahren erleiden müssen, sodass nun eine 
»evolutionäre, sukzessive und ausgewogene Vorgehensweise« 
notwendig sei, um Stabilität zu erreichen und um eine Vertiefung 
der Spaltung in der Gesellschaft zu verhindern. Daher forderte 
Putin in allen seinen Verlautbarungen einen »starken Staat« 
(| M 9 |).
Sobald der neue Präsident sein Amt übernommen hatte, ging er 
an die Ordnung der Machtverhältnisse. Bei der Konsolidierung 
seiner Machtposition musste Putin sich mit jenen Kräften ausein-
andersetzen, die er als Gegenmächte gegen seine Gestaltungs-
möglichkeiten als Präsident und als Gegenmächte gegen die Zen-
tralgewalt ansah (| Abb. 7 |): Dazu zählte er an erster Stelle die 
unter Jelzin gewachsenen Zentrifugalkräfte der »föderalen Sub-
jekte«, der Regionen und Republiken und die Eigenmächtigkeiten 
ihrer »Provinzfürsten«. Künftig sollte sich der Föderations-Rat 
nicht mehr aus Gouverneuren bzw. Republikpräsidenten und Vor-
sitzenden der Regionalparlamente zusammensetzen, sondern 
aus entsandten Vertretern der Regionen. De facto bedeutete dies 
die Entmachtung des Föderationsrates. Per Präsidialerlass schuf 
Putin sieben Föderalbezirke, an deren Spitze je ein bevollmäch-
tigter Vertreter des Präsidenten steht. Ihre Aufgabe ist es, die 

Umsetzung der Politik der Zentralregierung und der präsidialen 
Personalpolitik in den Regionen zu kontrollieren. Die seit 1996 
praktizierte direkte Wahl der Gouverneure in den Regionen der 
russischen Republik schaffte Putin Ende 2004 wieder ab. Seither 
schlägt er selbst den Kandidaten für ein Gouverneursamt vor. 
Sein Vorschlag muss zwar vom jeweiligen Regionalparlament be-
stätigt werden, der Staatspräsident hat jedoch das Recht, das Re-
gionalparlament aufzulösen, wenn diese Bestätigung bis zur drit-
ten Lesung nicht erfolgt.
Die Macht der früheren Kreml-Familie wurde durch Einführung 
von wirtschaftsliberalen Vertrauensleuten aus Putins früherer 
Wirkungsstätte, St. Petersburg sowie durch das Vorgehen gegen 
Beresowski weiter reduziert. Nach und nach brachte Putin zahl-
reiche Angehörige des Inlandsgeheimdienstes FSB (sog. 
»Silowiki«, wörtlich: die Kräftigen, Mächtigen), die er aus seiner 
früheren langjährigen Geheimdiensttätigkeit kannte, in Schlüs-
selstellungen der Exekutive. Damit wurde die Macht der Reprä-
sentanten der diversen Geheimdienste, des Militärs und der Poli-
zei-Behörden in der präsidialen Machthierarchie erheblich 
gestärkt. Vor allem wurden Kommandohöhen der Wirtschaft im 
Öl-, Gas- und Rüstungsgeschäft mit Silowiki besetzt, die als »Pu-
tins Oligarchen« oder »Staats-Oligarchen« bezeichnet werden. 
Wie weit diese Macht wirklich reicht, bleibt allerdings umstritten, 
zumal diese davon abhängt, ob sie in einem korporativen Inter-
esse integriert ist. Gerade ihre tiefe Verquickung mit wirtschaftli-
chen Interessen sorgt offensichtlich für eine wirksame Fragmen-
tierung dieser Elitengruppen und heftigen Konkurrenzkampf 
unter einander, der zum Ende von Putins Präsidentschaft bis zu 
einem »Krieg der Geheimdienste« führte (Shevtsova S. 100ff). 
Gegenüber der Macht der Oligarchen verfolgte er eine Doppel-
strategie: Während er gegen politisch ambitionierte »Oligar-
chen« wie Boris Beresowski und Wladimir Gussinski vorging, die 
über Massenmedien Einfluss ausübten, bezog er die Mehrheit der 
Großunternehmer in einen fortgesetzten Dialog ein. Noch im 
Laufe des Jahres 2000 sicherte sich die Putin-Administration so 
die Verfügung über die wichtigsten Fernsehsender und hatte 
damit die Mittel zur Meinungsmanipulation (Schröder). Die Un-
terwerfung des Fernsehens führte zu einer faktischen Verstaatli-
chung dieses Medium und effektiver Einschränkung der Presse-
freiheit. Diese Kontrolle über die wichtigsten Massenmedien, 
insbesondere die landesweit zu empfangenden Fernsehsender 
durch den Staat war eine Voraussetzung für den Ausbau der 
Macht des Präsidenten.
Wenige Monate vor den Duma-Wahl 2003 ging die Staatsanwalt-
schaft im Herbst dann gegen Michail Chodorkowski vor, der an 

Gewonnen, zerronnen
Vermögen russischer Oligarchen, in Milliarden Dollar

KERN-
GESCHÄFT

VERMÖGEN 
MITTE 2008

ENDE 2008 SCHULDEN

Oleg 
 Deripaska

Aluminium, 
Rohstoffe

28,0 7,2 14,0

Roman Abra-
mowitsch

Ölindustrie, 
Infrastruktur

23,5 3,3 2,0

Wladimir 
 Lissin

Stahl-
industrie

22,2 3,1 3,3

Alexej 
 Mordaschow

Stahl-
industrie

22,1 3,5 0,2

Wladimir 
 Potanin

Rohstoffe 21,5 2,0 –

Michail 
 Prochorow

Rohstoffe, 
Banken

21,5 1,3 –

Abb. 5 Vermögen russischer »Oligarchen« in Mrd. Dollar. Hier ein weiterer Aus-
blick: Zahlen vor und nach der weltweiten Finanzkrise 2008/09
 © nach: Iswestija, 21.5.2009

Abb. 6 Präsident 
Wladimir Putin und der 
ehemalige Präsident 
Boris Jelzin bei einer 
 Parade auf dem Roten 
Platz in Moskau anläss-
lich des Jahrestages des 
Sieges der Roten Armee 
am 9. Mai 1945
 © picture alliance, dpa
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der Spitze des Mineralölunternehmens JUKOS stand. Die Straf-
verfahren gegen Chodorkowski und einige seiner Mitarbeiter, 
denen von der Staatsanwaltschaft insbesondere Steuerhinterzie-
hung in Milliardenhöhe vorgeworfen wurde, wurden von vielen 
Beobachtern als erneutes Signal gesehen, dass Putin eine gegen 
ihn gerichtete Politik der Oligarchen nicht duldet. 2005 wurde 
Chodorkowski schließlich zu acht Jahren Lagerhaft verurteilt, ein 
offensichtlich bestelltes Urteil in einem Prozess, der allen rechts-
staatlichen Maßstäben Hohn sprach (Nußberger). Unter den üb-
rigen Finanzmagnaten führte dieses Vorgehen zu großer Verunsi-
cherung und schließlich zur Unterwerfung unter Putins 
Forderung, sich aus aller Politik herauszuhalten. 
Putin gelang es, von Dezember 1999 an, Parlamentswahlen zu ge-
stalten, die ihm mit immer größeren Mehrheiten eine fast gänz-
lich hörige Duma bescherte. Seit 2003 besitzen dort die ihn un-
terstützenden »Parteien der Macht« eine Zweidrittelmehrheit. 
Liberale und demokratische Parteien sind seit 2007 im Parlament 
auch nicht mehr durch einzelne fraktionslose Abgeordnete ver-
treten, da sie nicht mehr direkt gewählt werden können, wie eine 
Änderung des Wahlgesetzes bestimmte. Ihre Parteien scheiter-
ten bereits 2003 an der Fünf-Prozent-Hürde, die für die Listenwahl 
galt, nach der damals die Hälfte der Duma gewählt wurde. Das 
neue Wahlgesetz ließ nur noch diese Listenwahlen zu.
Putins Politik fand breiten Rückhalt in der Bevölkerung, wie sich 
in regelmäßigen Umfragen und in seiner Wiederwahl im Frühjahr 
2004 zeigte, als er 71,3 % der Stimmen erhielt. Ein Grund für die 
anhaltend hohe Popularität Putins (vgl. Umfragen des »Lavada 
Centers«) liegt – unabhängig von der geringen Medienpräsens 
der Opposition – in dem weit verbreitete Wunsch nach einem 
»starken Staat«, der die Bürger vor negativen Auswirkungen der 
Marktwirtschaft, aber auch vor dem gesellschaftlichen Chaos, 
der Kriminalität der 90er-Jahre und der Gefahr des Auseinander-
brechens der Russischen Föderation in Schutz nehmen soll. Den 
wichtigsten Rahmen für die Stabilisierung von Putins Popularität 
bot allerdings das allerdings schon vor seinem Amtseintritt – ein-
setzende Wirtschaftswachstum, das vorrangig durch den Anstieg 
des Ölpreises getragen wurde (| Abb. 9 |, | M 7 |). 
Die Bausteine für das mehr denn je auf die Person des Präsiden-
ten zugeschnittene »System Putin« stammen dennoch zumindest 
zum Teil bereits aus der Periode von Jelzins Präsidentschaft:
1.  Die Präsidialverfassung mit ihren mangelhaft austarierten 

Gewichten der Staatsgewalt wurde in der Praxis bereits unter 
Jelzin im Übermaß zugunsten der Prärogative des Präsidenten 
ausgenutzt. Putin hatte diese Praxis weiter getrieben und 
durch Entmachtung der föderalen Subjekte eine vorher un-
mögliche Zentralisierung erreicht.

2.  Die Macht der Oligarchen, deren direkte Intervention in die 
Politik er mit aller Gewalt unterband, konnte er in eine eigene 

Machtressource für sein Eingreifen in die Wirtschaft umwan-
deln.

3.  Die Geheimdienste, deren Aufstieg in den letzten Jahren der 
Jelzin-Zeit begann, wurden von Putin nicht nur auf Schlüssel-
positionen der Exekutive geführt, sondern auch mit der Ver-
teilung von »Staats-Oligarchen« auf Kommandohöhen von 
Energie- und Rohstoffkonzernen vollendet. 

4.  Der anhaltende Rückhalt in der Bevölkerung, den Jelzin in die-
sem Ausmaß selbst in seinen besten Zeiten nie genoss, wurde 
gewährleistet durch neue Elemente in der Machtausübung, 
unter denen die staatliche Kontrolle der Fernsehsender die 
wichtigste ist. 

Beobachter des Geschehens haben die Präsidentschaft Putins als 
»die bisher deutlichste Verkörperung des »russischen Weges« 
eingeordnet: »Dieser Weg verläuft sozusagen gleich weit entfernt vom 
kommunistischen Totalitarismus und vom westlichen Liberalismus. Inso-
fern handelt es sich um einen der vielen »Dritten Wege«. (…) Die zentrale 
politische Forderung des »russischen Weges« lautet: »Alle Macht dem 
Kreml!« (Simon S. 9)
Die Parole gilt weiterhin, auch nachdem es seit dem Frühjahr 
2008 zu einem genau inszenierten Austausch der Ämter gekom-
men war, nachdem Putins zweite Amtszeit abgelaufen und seine 
erneute Wiederwahl durch die Verfassung untersagt war: Dmitri 
Medwedew (| Abb. 8 |, | Abb. 10 |), vormals stellvertretender Pre-
mierminister und Chef des Energie-Monopolisten GASPROM, 
wurde von Putin als Nachfolger auserkoren und nach einer plan-
voll durchgeführten Wahl neuer Präsident. Putin wurde Premier-
minister und gleichzeitig Chef der Kreml-Partei »Einiges Russ-
land«, die das Parlament beherrscht. Trotz liberaler Versprechen 
des neuen Präsidenten in Hinblick auf die Unabhängigkeit der 
Gerichte und Korruptionsbekämpfung bleibt die Macht Putins 
ungebrochen und das »System Putin« scheint zementiert. Denn 
an seiner Autorität unter dem Konglomerat der Machteliten und 
seiner ungebrochen höchsten Popularität hängt vorläufig das ge-
genwärtige politische System Russlands.
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Materialien

M 1 »Glasnost« und »Perestroika«

Auf dem XXVII. Parteitag der KPdSU führte am 25. Februar 1986 Gorbat-
schow in seinem Grundsatzreferat erstmals den Begriff Glasnost ein mit 
den Worten:
(a)  »Ohne Glasnost gibt es keine Demokratie, und es kann sie 

auch nicht geben. (…) Es kommt darauf an, Glasnost zu einem 
störungsfrei funktionierenden System werden zu lassen. Man 
braucht Glasnost im Zentrum, aber ebenso sehr, ja vielleicht 
sogar noch mehr an der Basis, dort, wo der Mensch lebt und 
arbeitet.« 

Michail Gorbatschow: Erinnerungen. Berlin 1995, Seite 284.

(b)  Perestroika ist eine unumgängliche Notwendigkeit. (…) Diese 
Gesellschaft ist reif für eine Veränderung. Sie hat sich lange 
danach gesehnt. Jeder Aufschub hätte in naher Zukunft zu 
einer Verschlechterung der Situation im Innern führen können 
und eine ernste soziale, wirtschaftliche und politische Krise 
heraufbeschworen. (…) Wir wollen Offenheit in allen öffentli-
chen Angelegenheiten und in allen Bereichen des Lebens. Das 
Volk muss wissen, was gut und was schlecht ist, um das Gute 
zu mehren und das Schlechte zu bekämpfen. So sollten die 
Dinge im Sozialismus sein. 

Michail Gorbatschow: Perestroika, Die zweite russische Revolution, München 1997, S. 17 
und S. 92.

(c)  »Über die Demokratisierung, über die Umgestaltung, über die 
Einbeziehung des Volkes in alle gesellschaftlichen Prozesse, 
kann man die Umgestaltung verwirklichen und ihr unumkehr-
baren Charakter verleihen. Ich würde hier nur hinzufügen, 
dass Demokratisierung und Offenheit nicht bloß Mittel der 
Umgestaltung sind. Sie bedeuten die Realisierung des eigent-
lichen Wesens unserer sozialistischen Gesellschaftsordnung, 
einer Gesellschaftsordnung der Werktätigen und für die 
Werktätigen. Das ist keine vorübergehende Kampagne, son-
dern das Kernstück des Sozialismus.«

Michail Gorbatschow: Rede im Plenum des Zentralkomitees der KPdSU am 8.1.1988. In: 
Michail Gorbatschow: Die Zweite Etappe hat begonnen. Eine Debatte über die Zukunft der 
Reformpolitik. Köln 1988, S. 21.

M 3 Boris Jelzin über die neue russische Verfassung

»Aber was wollen Sie? In einem Land, das an Zaren und Führer ge-
wöhnt ist; in einem Land, in dem sich keine klaren Interessen-
gruppen herausgebildet haben, in dem die Träger der Interessen 
nicht bestimmt sind, sondern erst normale Parteien im Entstehen 
begriffen sind; in einem Land, in dem der rechtliche Nihilismus 
überall zu Hause ist; – wollen Sie in einem solchen Land das 
Hauptgewicht allein oder in erster Linie auf das Parlament legen? 
Nach einem halben Jahr, wenn nicht früher, werden die Leute 
nach einem Diktator rufen. Dieser Diktator wird sich schnell fin-
den, davon bin ich überzeugt. Und wahrscheinlich in diesem Par-
lament. Jede Zeit hat ihr eigenes Machtgleichgewicht in einem 
demokratischen System. Heute schlägt in Russland dieses Gleich-
gewicht zugunsten des Präsidenten aus.«

Boris Jelzin. Interview in Izvestija vom 16.11.1993 (übersetzt und zit. In: Margareta Momm-
sen: Wohin treibt Russland? Eine Großmacht zwischen Anarchie und Demokratie. München 
1996, S. 202–203.

M 4 Boris Jelzin begründet seinen vorzeitigen Rücktritt

»Heute, an diesem für mich wichtigen Tag, möchte ich Ihnen 
mehr persönliche Worte sagen als gewöhnlich. Ich möchte Sie um 
Vergebung bitten. Um Vergebung dafür, dass viele Ihrer Erwar-
tungen enttäuscht wurden. Das, was uns einfach erschien, hat 
sich als qualvoll und schwierig herausgestellt. Ich bitte um Verge-
bung dafür, dass ich die Hoffnungen der Menschen nicht zu erfül-
len vermochte, die glaubten, dass wir schlagartig aus dem 
grauen, totalitären Stillstand der Vergangenheit in eine lichte, 
wohlhabende und zivilisierte Zukunft springen könnten. Ich habe 
selbst daran geglaubt. Es schien, noch ein Ruck, und wir schaffen 
es. Mit einem Ruck hat es nicht geklappt. Teilweise war ich zu 
naiv. Teilweise waren die Probleme zu schwierig. Wir kämpften 
uns vor durch Fehler und Misserfolge. Viele Menschen mussten in 
dieser schwierigen Zeit Erschütterungen erleben. (…) Ich gehe. 
Ich habe alles getan, was ich konnte. Ich gehe nicht wegen der 
Gesundheit, ich gehe wegen der Gesamtlast der Probleme. Mir 
folgt eine neue Generation, eine Generation, die mehr und Besse-
res zu leisten vermag. Gemäß der Verfassung habe ich meine 
Amtsgeschäfte an Ministerpräsident Wladimir Putin übergeben. 
Er wird drei Monate lang Interimspräsident sein, und Ende März 
kommt die Präsidentenwahl. Ich war immer von der verblüffen-

den Weisheit der Russen überzeugt. 
Deshalb zweifele ich nicht daran, 
welche Wahl Sie Ende März 2000 tref-
fen werden. (…) Frohes Neues Jahr! 
Frohes Neues Jahrhundert, meine 
Lieben!«

© Boris Jelzin, nach: www.manager-magazin.de/
geld/artikel/0,2828,58191,00.html

M 2  Umfragen zur Beurteilung der »Perestroika« in der Russischen Föderation
  © Zahlen nach: Russland-Analysen, Forschungsstelle Osteuropa, 2005

Heute
(2005)

Gegen Ende
(1989–1991)

Zu Beginn
(1985–1988)

0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80% 90% 100%

 Vollständige Unterstützung
 Nicht eindeutig, aber eher positiv

 Nicht eindeutig, aber eher negativ
 Vollkommene Ablehnung

 Keine Erinnerungschwer zu sagen

»In der zweiten Hälfte der 80er Jahre begann die Perestrojka. Erinnern Sie sich an Ihre 
Einstellung dazu zu Beginn der Perestroika, am Ende und heute?«
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M 5  Wer ist in den Augen der russischen Bevölkerung am 
Elend und Chaos in den Neunzigerjahren Schuld? (Anga-
ben in %)

 1994 2001
 1 – KPdSU 21,9 12,6
 2 – Kommunisten (heutige KPRF) 12,2 5,2
 3 – M. Gorbatschow 29,0 32,1
 4 – B. Jelzin 18,1 34,0
 5 – Internationale Finanzkreise 5,4 6,9
 6 – Demokraten 6,0  7,2
 7 – Internat. Verschwörung gegen Russland 7,1 9,4
 8 – USA, amerikan. Imperialismus 3,7 5,5
 9 – Juden 4,5 3,6
10 – Mafia 20,0 25,5
11 – Nomenklatura 26,1 15,8
12 – Spekulanten 8,3 4,9
13 – Nationalisten 5,3 2,4
14 – Wir selbst 23,9 29,9
15 – Niemand 0,5 1,8
16 – Keine Meinung 8,6 15,0

© Zahlen nach: Russisches unabhängiges Institut für soziale und nationale Probleme – Ins-
titut für komplexe Sozialforschung der russischen Akademie der Wissenschaften, im Auf-
trag der Friedrich-Ebert-Stiftung, Moskau, Februar 2002

M 9 Wladimir Putins Milleniums-Rede

»Russland wird in naher Zukunft keine, wenn überhaupt, zweite 
Ausgabe, sagen wir, der USA oder Englands werden, wo liberale 
Werte eine tief verwurzelte historische Tradition haben. Bei uns 
haben der Staat, seine Institutionen und Strukturen im Leben des 
Landes immer eine außerordentlich wichtige Rolle gespielt. Der 
starke Staat ist für Russen keine Anomalie, nicht etwas, wogegen 
man kämpfen müsste, sondern im Gegenteil eine Quelle und ein 
Garant der Ordnung, ein Initiator und die wesentliche bewegende 
Kraft jedweder Veränderung. Die heutige russische Gesellschaft 
setzt einen starken und effektiven Staat nicht mit einem totalitä-
ren gleich. Wir haben gelernt, die Wohltaten der Demokratie, des 
Rechtsstaates und der persönlichen und politischen Freiheit zu 
schätzen. Gleichzeitig sind die Menschen durch die offensichtli-
che Schwächung der Staatsgewalt beunruhigt. Die Gesellschaft 
wünscht die Wiederherstellung einer richtungsweisenden und re-
gulierenden Rolle des Staates in dem Maße, wie es notwendig ist, 
ausgehend von den Traditionen und der heutigen Lage Russ-
lands. (…) Die heutige russische Gesellschaft setzt einen starken 
und effektiven Staat nicht mit einem totalitären gleich.«

Wladimir W. Putin: Russland an der Jahrtausend-
wende (Programmatische Millenniums-Rede Pu-
tins) in: Wolfgang Seiffert: Wladimir W. Putin: Wie-
dergeburt einer Weltmacht, München 2000, 
139–164, hier: S. 152/153

M 7  Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts und des Wachstums pro Kopf
 © Zahlen nach: Russland-Analysen, Forschungsstelle Osteuropa, 2005

M 6 Vertrauen zu Institutionen 2001 und 2004  © Russlandanalysen 24/2004

M 8  »Moskau … wie viel kommt in diesem Klang für das russische Herz zu-
sammen!« Am 31. Januar 1990 wurde in Moskau der erste McDonald’s 
eröff net. Dieses Ereignis kann als Synonym für die Konsumrevolution 
 gelten, welche die ehemals sozialistischen Länder im Zuge des Übergangs 
zur Marktwirtschaft erlebten.  © Krokodil. Satiriceskij Zurnal 9/1990, 
 S. 1, zit. nach: Althanns, Luise: Die Eröffnung der ersten 
 McDonald’s in Moskau. In: Themenportal Europäische Geschichte (2007), 
 www.europa.clio-online.de/2007/Article=227

In welchem Maße verdienen folgende 
 Institutionen Vertrauen …

völlig überhaupt 
nicht

2001 2004 2001 2004

Präsident 52 % 62 % 7 % 6 %

Kirche, Religionsgruppen 41 % 41 % 12 % 8 %

Presse, Radio, Fernsehen 28 % 26 % 18 % 18 %

Armee 33 % 28 % 18 % 20 %

Staatssicherheitsorgane 22 % 20 % 19 % 20 %

Föderationsrat 12 % 8 % 21 % 23 %

Staatsanwaltschaft 11 % 13 % 30 % 27 %

Gerichte 13 % 14 % 26 % 27 %

Regierung 21 % 12 % 22 % 29 %

Staatsduma 10 % 9 % 35 % 33 %

Regionale Führungsorgane 21 % 19 % 27 % 33 %

Gewerkschaften 14 % 10 % 31 % 34 %

Kommunale Führungsorgane 20 % 18 % 31 % 37 %

Politische Parteien 7 % 5 % 36 % 40 %

Miliz (Polizei) 12 % 11 % 38 % 40 %
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12  Wachstumsrate des realen BIP im Vergleich zum Vorjahr
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schaftsordnung und des »liberal-demokratischen Modells« fei-
erte, habe angesichts des Wirtschaftsaufschwungs in Russland 
und China entdecken müssen, dass er in der globalen Konkurrenz 
an Boden verlor. Er habe zum Gegenangriff angesetzt, um verlo-
ren geglaubte Positionen wieder zu gewinnen, eine Neuauftei-
lung der Welt zu eigenen Ungunsten zu verhindern und die 
Moder nisierung Russlands als Voraussetzung für dessen Groß-
machtposition zu verhindern. Der Westen erkläre jetzt den »auto-
ritären Kapitalismus« russischer Provenienz zum »Feind«, um ihn 
zu stoppen, solange er noch nicht mehr Macht und Einfluss ver-
füge, und ihn notfalls zu »vernichten«.
Der »Fünftagekrieg« zwischen Georgien und der Russländischen 
Föderation kennzeichnete einen Tiefpunkt im Verhältnis Russ-
lands zum Westen im Allgemeinen und zu den USA im Besonderen. 
Das galt nicht nur für den Bereich der offiziellen Politik und der 
veröffentlichten Meinung, sondern das ergab auch die Befragung 
der russischen Bevölkerung. Das »Analytische Zentrum Jurij Le-
vada« veröffentlicht seit 1990 regelmäßig Umfragen, in denen Bür-
ger der RF nach ihrem Verhältnis zu den USA befragt wurden 
(| M 1 |). In der russischen Bevölkerung sanken während der Südos-
setienkrise die Sympathiewerte für die USA noch stärker als wäh-
rend des Kosovokrieges 1999 oder dem Irakkrieg 2003. Nicht ein-
mal ein Viertel der Befragten bezeichnete ihre Haltung gegenüber 
den USA noch als »gut« oder »eher gut«. Über zwei Drittel nannten 
sie »sehr schlecht« oder »schlecht«. Das zeigt eine Umkehrung der 
bisherigen russischen Haltung gegenüber den USA. Denn trotz 
jahrzehntelanger sowjetischer Feindbildpropaganda stand die 
überwiegende Mehrheit der Russen den USA grundsätzlich 
freundlich gegenüber. Das unterschied die Haltung der russischen 
Bevölkerung erheblich von großen Teilen der politischen Klasse in 
Moskau, die bereits begann, die erste russische Regierung unter 
Boris Jelzin wegen allzu großer Nachgiebigkeit gegenüber dem 
Westen im Allgemeinen und den USA im Besonderen zu kritisieren. 
Kritiker wie Andrej Illarionow, Direktor des »Instituts für wissen-
schaftliche Analyse«, wenden hier ein, dass die Umfrageergeb-
nisse wenig über die tatsächliche Haltung der russischen Bevöl-
kerung aussagten und viel über die Tatsache, dass Wladimir Putin 

Am 14.8.2008, sieben Tage nach dem Beginn des russisch- 
georgischen Krieges um Südossetien, erschien die Wo-

chenzeitung »Die ZEIT« auf der Titelseite mit einer roten Über-
schrift: »Die russische Gefahr«. Im Bild gezeigt wurden voran-
stürmende russische Infanteristen und der Untertitel: »Mit 
ihrem Angriff auf Georgien zeigt sich die Großmacht so brutal 
wie zu Sowjetzeiten.« Auf der vierten Seite zeigen drei Bilder 
sowjetische Panzer in Prag 1968 und in Afghanistan 1979 sowie 
russische in der südossetischen Stadt Zchinwali 2008, das 
ganze unter der Überschrift: »Gibt es einen neuen Kalten 
Krieg?« Die »ZEIT« vermutete also eine russische »rollback«-
Strategie aus längst vergangen geglaubten Tagen: »Längst hat 
Moskau ein politisches Exportmodell entwickelt, das keine totalitäre 
Überwachung braucht, um zu herrschen: Wahlen ohne Opposition, freie 
Meinung ohne freie Medien, Richter ohne Rechtsstaat.« Ist gar ein 
neuer Kalter Krieg zu erwarten?

Der »Fünftagekrieg« gegen Georgien aus 
 russischer Sicht

Über einen »neuen kalten Krieg« schrieb auch Sergej Karaganow 
am 28.8.2008 in der »Russkaja Gazeta« und in der Zeitschrift 
»Rossija v global’noj politike«. Karaganow, immerhin Vorsitzen-
der des Rates für Außen- und Verteidigungspolitik, einem ein-
flussreichen »Think-tank« der russischen Außenpolitik, stellte den 
Krieg in den Rahmen einer Auseinandersetzung über die Neuauf-
teilung der Welt und ihrer Ressourcen zwischen den Ländern des 
»alten Westens« und des »neuen Kapitalismus«, der sich im Zuge 
der Globalisierung in Osteuropa, Ost- und Südostasien entwi-
ckelt habe. Politisch finde diese Konkurrenz ihren Ausdruck im 
Gegensatz zwischen dem »liberalen Kapitalismus« des Westens 
und dem »autoritären Kapitalismus« Russlands und Chinas. Der 
»alte Westen«, der nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion 
und ihres Imperiums den Sieg seiner kapitalistischen Gesell-
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5.  Eine Weltmacht auf dem Rückzug? 
Von der UdSSR zur Russischen Föderation
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Abb. 2 Demonstration in Georgien am 1.9. 2008 gegen die russische Mili-
täraktion in Georgien © picture alliance, dpa

Abb. 1 Georgien-Krieg: Bewaffneter militärischer Konflikt im Kaukasus 
 zwischen Georgien auf der einen und Russland sowie den international nicht 
anerkann ten Republiken Südossetien und Abchasien auf der anderen Seite. Der 
Konflikt wurde auf georgischem Staatsgebiet ausgetragen. Die offenen Kampf-
handlungen zwischen Soldaten der georgischen Armee und südossetischen Miliz-
verbänden begannen bereits im Juli 2008 und eskalierten in der Nacht zum 8. Au-
gust, in der georgische Einheiten eine Offensive zur Rückgewinnung der Kontrolle 
über die ganze Region begannen. Daraufhin griffen aus dem Nordkaukasus russi-
sche Truppen ein, drängten die georgische Armee zurück und drangen bis ins geor-
gische Kernland vor. 162 südossetische Zivilisten wurden getötet
 © picture alliance, dpa
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in seinen zwei Amtsperioden als Prä-
sident die wichtigsten elektroni-
schen Medien unter staatliche Kont-
rolle brachte, sodass die Regierung 
den Prozess der Meinungsbildung 
der russischen Bevölkerung jetzt ef-
fektiv kontrollieren und steuern 
konnte – allzumal in außenpoliti-
schen Angelegenheiten. Sollte es der 
russischen Regierung im Allgemei-
nen und Wladimir Putin im Besonde-
ren nur darum gegangen sein, die 
politische Klasse und die Bevölke-
rung hinter sich zu bringen, dann 
hätten sie keine bessere Gelegenheit 
finden können. Seit 2005, das bestä-
tigen alle verfügbaren Umfrage-
ergebnisse und Presseanalysen 
(| M 2 |), sind Georgien und die geor-
gische Regierung die »bete noir« der 
russischen Politik. Erstmals, schrieb 
Dmitrij Bulin, hätten die Personen an 
der Spitze des Staates die Unterstüt-
zung fast aller gefunden, die sich in 
Russland berufsmäßig mit politi-
scher Analyse befassten. Darüber hi-
naus habe der Krieg die russische 
Gesellschaft »geeint«, da die überwiegende Mehrheit im Land 
das Vorgehen der russischen Streitkräfte im südlichen Kaukasus 
unterstützte.
Der Krieg wurde in Moskau offiziell immer als ein Element russi-
scher Selbstbehauptung gegenüber den USA, der NATO und dem 
Westen verstanden. Dies um so mehr, als man den Eindruck 
hatte, dass Georgien (und die Ukraine) bei der amerikanischen 
Strategie der »Einkreisung« bzw. »Eindämmung« Russlands eine 
wichtige Rolle spielten. Der Krieg mit Georgien und die anschlie-
ßende Anerkennung Abchasiens und Südossetiens, schrieb Vitalij 
Tret’jakov, beendete endgültig den bisherigen »Rückzug« und lei-
tete einen neuen »Vormarsch« auf dem Weg zu einer »Russländi-
schen Union« (»Rossijskij Sojuz«) ein.

Der »Rückzug«: sowjetische Außenpolitik unter 
Gorbatschow

Anfang der Achtzigerjahre des 20. Jahrhunderts ging in Europa 
schon einmal die Rede von einem »neuen Kalten Krieg« um. Die 
Sowjetunion hatte nach einer Phase der Entspannung im Verhält-
nis zu den USA (SALT-Verträge) und Westeuropa bzw. Deutschland 
(Ostverträge, KSZE in Helsinki, MBFR in Wien) ihr weltpolitisches 
Engagement intensiviert, insbesondere in Afrika (Somalia, Äthio-
pien, Angola, Mocambique) und schließlich auch in Asien (Afgha-
nistan). Die Stationierung eines neuen Typs atomarer Mittelstre-
ckenraketen in Europa provozierte alte Ängste und führte zum 
berühmten »Doppelbeschluss« der NATO. Die sowjetische Regie-
rung sah sich vor einem neuen Rüstungswettlauf, den der US-
amerikanische Präsident Ronald Reagan auch öffentlich propa-
gierte, etwa durch amerikanische Pläne eines weltraumgestützten 
Raketenabwehrsystems (SDI). Dem hatte die Regierung der 
UdSSR nichts entgegen zu setzen.
Die Diskrepanz zwischen der begrenzten Leistungsfähigkeit des 
eigenen Systems und den Anforderungen, welche die selbst ge-
wählte Rolle einer mit den USA konkurrierenden Weltmacht 
stellte, war einfach nicht mehr zu übersehen: sinkende Leistungs-
fähigkeit der Wirtschaft, technische Rückständigkeit, ein Staats-
haushalt, der durch die Last der Militärausgaben blockiert war, 
und gravierende Versorgungsprobleme, die zu latenten oder of-
fenen Legitimationskrisen der kommunistischen Parteiherrschaft 
in einzelnen Ländern des »Ostblocks« führten, zwangen die sow-

jetische Partei- und Staatsführung zu entschlosseneren Refor-
men als bisher. Um diese abzusichern, revidierte die neue Partei- 
und Staatsführung unter Michail S. Gorbatschow seit 1985 die 
bisherige Außen-, Sicherheits- und Militärpolitik. Mit dem Stich-
wort »neues Denken« (»novoe myslennie«) definierte sie sowjeti-
sche Sicherheit und sowjetische Interessen neu, um Blocklogik 
und Denken in Nullsummenspielen zu überwinden.

Dem »neuen Denken« folgte »neues Handeln«. Bei den Feiern aus 
Anlass des 40. Jahrestages des Kriegsendes in Europa, am 
8.5.1985, forderte Gorbatschow eine »echte Rückkehr der Ent-
spannung« und erklärte sich bereit, Verhandlungen über Rüs-
tungskontrolle in allen Bereichen zu führen. Am 19.11.1985 traf er 
sich mit Ronald Reagan zu einem Gipfeltreffen in Genf, um die 
seit 1983 stagnierenden Verhandlungen über strategische Abrüs-
tung wieder in Gang zu bringen. Nach einem Gespräch unter vier 
Augen sicherten sich die Vertreter der führenden Atommächte 
erstmals zu, keine militärische Vorherrschaft anzustreben. In der 
gemeinsamen Erklärung hieß es, »dass ein Atomkrieg nicht gewon-
nen werden kann und niemals ausgefochten werden darf«. Damit war 
der Start für Gespräche über Abrüstung und Rüstungskontrolle 
gegeben.
Am 15.1.1986 schlug Gorbatschow schließlich einen Dreistufen-
plan für den Abbau aller Atomwaffen bis 2000 vor. Nach überwie-
gend positiven Reaktionen im Westen kündigte er am 28.7.1986 
einen Teilabzug der sowjetischen Truppen aus Afghanistan an 
und räumte damit einen weiteren Stolperstein für erfolgreiche 
Abrüstungsverhandlungen aus dem Weg. Das Treffen von Reykja-
vik 1986 zwischen dem amerikanischen Präsidenten Ronald Re-
agan und Michail Gorbatschow endete noch ohne Vereinbarung, 
weil sie sich nicht über das amerikanische SDI-Programm einigen 
konnten. Doch im Februar 1987 verzichtete Gorbatschow auf die 
Verknüpfung von Verhandlungen über den Abbau der europäi-
schen Mittelstreckenraketen mit denjenigen über andere Waffen-
systeme, insbesondere dem amerikanischen SDI-Programm, und 
gab damit den Anstoß für die Unterzeichnung eines Abkommens 
über die Beseitigung aller Mittelstreckenraketen in Europa am 
8.12.1987 in Washington, das weltweit als »historischer Durch-
bruch« gefeiert wurde.
Am 6.2.1988 fühlte sich Gorbatschow innenpolitisch schließlich in 
so starker Position, um den Abzug aller sowjetischen Truppen aus 
Afghanistan anzukündigen. Er bereitete damit ein weiteres Gip-

Abb. 3 Russische Karikatur zum Georgienkonflikt © www.vpk.ru
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feltreffen mit dem amerikanischen Präsidenten in Moskau vom 
29.5. bis 2.6.1988 vor, bei dem die Ratifizierungsurkunden des 
INF-Vertrages ausgetauscht wurden. Der sowjetische Truppenab-
zug wurde zwischen dem 15.5.1988 und dem 15.2.1989 verwirk-
licht und befreite die sowjetische Partei- und Staatsführung von 
einer schweren außen-, innen- und finanzpolitischen Bürde. Gor-
batschow bemühte sich, die Initiative zu behalten und kündigte 
am 7.12.1988 in einer Rede vor der Vollversammlung der Vereinten 
Nationen in New York als weitere einseitige Abrüstungsschritte 
die Reduzierung der sowjetischen Streitkräfte um eine halbe Mil-
lion Mann und den Abzug von sechs Panzerdivisionen aus der 
DDR, der CSSR und Ungarn an. Nach Afghanistan wollte er sich 
offenbar auch der »burdens of empire« in Ostmittel- und Südost-
europa sowie Deutschland entledigen. Im April 1985 – er war ge-
rade Generalsekretär der KPdSU geworden – hatte er bei der Un-
terzeichnung der Verlängerung des »Warschauer Vertrages« noch 
die »Einheit von Marxismus-Leninismus und sozialistischem In-
ternationalismus« betont und damit die »Breschnew-Doktrin« 
von der »eingeschränkten Souveränität sozialistischer Staaten« 
bestätigt. Auf der Gipfelkonferenz der »Ostblock«-Staaten in Bu-
karest am 7.7.1989 gestand er nun jedem »sozialistischen Staat« 
ein Recht auf eigene Entwicklung zu und kündigte damit die 
»Breschnew-Doktrin« auf, welche diese Staaten notfalls unter 
Waffenandrohung und -einsatz (z. B.: Ungarn 1956, Prag 1968) an 
ein bestimmtes Staats- und Gesellschaftsmodell sowie in ein 
Bündnis mit der Sowjetunion zwang. 
Vom 12. bis 15.7.1989 besuchte Gorbatschow Bonn und erklärte 
zum Abschluss seines Besuches sogar: »Die Mauer kann wieder ver-
schwinden, wenn die Voraussetzungen entfallen, die sie hervor gebracht 
haben.« Bei den Festveranstaltungen zum 40. Jahrestag der DDR 
am 7.10.1989 betonte er die Notwendigkeit von Reformen auch in 
der DDR und äußerte den legendären Satz: »Wer zu spät kommt, 
den bestraft das Leben.«
Am 9.11.1989 fiel dann schließlich die Mauer tatsächlich. Es be-
gann damit der Umbruch in der DDR, der schließlich zur Vereini-
gung mit der BRD führte. Die sowjetische Regierung erteilte wäh-
rend dieser ganzen Zeit den in der DDR stationierten Truppen 
(immerhin 500.000 Mann) den Befehl, in den Kasernen zu bleiben 
und sich nicht in das Geschehen einzumischen. Michail Gorbat-
schow erklärte beim Treffen mit Bundeskanzler Helmut Kohl am 
10.2.1990 in Moskau schließlich, dass die UdSSR einer Vereini-
gung Deutschlands nicht im Wege stehe. Beim Treffen mit dem 
amerikanischen Präsidenten George H. Bush vom 31.5. bis 
3.6.1990 gestand er zudem zu, dass die Bündniszugehörigkeit 
eines vereinten Deutschland von den Deutschen selbst entschie-
den werden müsse, wobei er sich keine Illusionen gemacht haben 
dürfte, wie dieses Votum ausfallen würde. Mit der Zustimmung 

Michail Gorbatschows zur Wiedervereinigung Deutschlands 
wurde endgültig deutlich, dass die Sowjetunion nicht mehr ge-
willt war, Selbstständigkeits- und Freiheitsbestrebungen in den 
ehemaligen«Ostblock«-Staaten gewaltsam zu unterdrücken und 
damit dem chinesischen Beispiel vom Sommer 1989 zu folgen. 
Die Regierungen der ehemaligen Mitgliedsstaaten des War-
schauer Paktes drängten immer mehr auf einen Abzug der sowje-
tischen Truppen aus ihren Ländern und auf die Auflösung des 
Paktes. Die sowjetische Regierung wollte ihn wenigstens als Ko-
ordinierungsorgan für weitere Abrüstungsverhandlungen mit der 
NATO erhalten, gab schließlich jedoch nach. Am 25.2.1991 ver-
kündete Gorbatschow das Ende des »Warschauer Paktes« und 
zog die Konsequenz aus den revolutionären Veränderungen in 
Ostmittel- und Südosteuropa sowie in Deutschland. Die militäri-
schen Strukturen des »Warschauer Paktes« wurden am 31.3.1991, 
der Pakt selbst am 1.7.1991 aufgelöst. Am 5.1.1991 war bereits der 
»Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe« (RGW), das ökonomische 
Gegenstück zur WVO aufgelöst worden. Auch hier misslang die 
Umwandlung in eine Organisation für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit.
Parallel zum Abbau der Blockkonfrontation in Europa und 
Deutschland kündigte die Sowjetunion ihr Engagement in Mittel-
amerika, Afrika und Asien auf. Die sowjetische Weltmacht zog 
sich auf der ganzen Linie zurück und gab den Anspruch auf, ein 
für alle vorbildliches und verbindliches »sozialistisches« Modell 
darzustellen und dieses auch durchzusetzen. Dies war der Preis 
für bessere Beziehungen zum Westen und insbesondere zu den 
USA als westlicher Vor- und Führungsmacht, für besseren Zugang 
zu westlichen Märkten, Wissen und Technologie, für die finanzi-
elle Entlastung des Staatshaushaltes von Militärausgaben und 
weiteren Kosten für den Unterhalt des Imperiums.
Aus der Sicht der sowjetischen Militärs, die von konservativen 
Parteiführern, Geheimdienstleuten und Sicherheitskräften ge-
teilt wurde, schuf der Verlust der sowjetischen Bastionen in Ost-
deutschland, Ost- und Südosteuropa jedoch neue Sicherheitslü-
cken. Ein sowjetischer Admiral klagte im Juli 1990: »Im Westen 
haben wir unsere Verbündeten verloren, im Osten haben wir keine, und 
damit sind wir zur Situation von 1939 zurückgekehrt.« Eine Perspek-
tive, die bis heute von manchen Angehörigen der »siloviki« der 
Russländischen Föderation geteilt wird.
Gorbatschow und sein Außenminister Edward Schewardnadse 
suchten im Folgenden nach einer Alternative zur bisherigen sow-
jetischen Sicherheitskonzeption, die Sicherheit unilateral und in 
erster Linie als militärische Beherrschung von Territorium begriff. 
Die Rede vom »gemeinsamen Haus Europa« zielte auf die Auflö-
sung der »Logik« bipolarer Konfrontation und des Denkens in 
»Nullsummenspielen« auf der Grundlage gleicher und geteilter 
Sicherheit für alle europäischen Staaten. Ein Schritt auf dem Weg 
zum »gemeinsamen Haus Europa« sollte der am 19.11.1990 in 
Wien unterzeichnete »Vertrag über konventionelle Streitkräfte in 
Europa« (VKSE) sein, das bislang umfassendste Abkommen zur 
Abrüstung und Rüstungskontrolle für konventionelle Waffen (trat 
am 17.7.1992 in Kraft). Das Abkommen sollte ein stabiles Gleich-
gewicht konventioneller Streitkräfte auf niedrigem Niveau schaf-
fen und Überraschungsangriffe und großangelegte offensive 
Operationen unmöglich machen. Ergänzt wurde dieser Vertrag 
durch die »Charta von Paris« vom 21.11.1990, die das Prinzip »glei-
cher Sicherheit für alle« verkündete und festschrieb, dass Sicher-
heit »unteilbar« sei. Durch die Weiterentwicklung der KSZE zur 
OSZE wurde am 11.7.1992 ein organisatorischer Rahmen geschaf-
fen, welche dieses Prinzip institutionell verkörpern und politisch 
verwirklichen sollte.

Abb. 4 Der Generalsekretär der KPdSU Michail Gorbatschow und der US-ame-
rikanische Präsident Ronald Reagan auf einem Gipfeltreffen in Genf am 
19.11.1985. In der Folgezeit wurden umfangreiche Abrüstungsvereinbarungen ge-
troffen.  © picture alliance, dpa 
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Russlands »nationale Identität« und Außenpolitik 
unter Jelzin (1991 – 1999)

Michail Gorbatschow hatte ursprünglich nicht die Absicht, die 
»Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken« (UdSSR) zu zerstö-
ren, die von ihr geschaffenen und beherrschten Bündnissysteme 
aufzulösen oder gar Deutschland zu vereinen. Diese Ereignisse 
waren eine Folge eines Prozesses, den sein »neues Denken« und 
noch mehr sein »neues Handeln« auslösten, des Zusammenwir-
kens »großer Politik« mit den Volksbewegungen sowie der inne-
ren Machtkämpfe in den Staaten des sowjetischen Imperiums. 
Die Auflösung des Unionsverbandes war der machtpolitische 
Schachzug seines Gegenspielers Boris Jelzin. Dieser nutzte den 
gescheiterten Putschversuch gegen Gorbatschow vom 19.8.1991, 
um im Verein mit Führern anderer Sowjetrepubliken den »Aus-
tritt« Russlands aus der Sowjetunion zu beschleunigen und zu 
verhindern, dass die zentralen Organe der sowjetischen Staats-
macht seine Position als Präsident der russischen Sowjetrepublik 
gefährden könnten. 
Dem neuen russischen Staat fehlte nun aber ein »ungeteiltes Be-
kenntnis« seiner Eliten zum post-sowjetischen russischen Staat, 
eine »akzeptierte und integrierende nationale Identität«, die sei-
ner Außenpolitik Kohärenz und Stabilität gewährt hätte, wie Ger-
hard Mangott schreibt. Zunächst setzte Andrej Kosyrew, der Au-
ßenminister Boris Jelzins, die Politik fort, die Gorbatschow mit 
der Idee des »gemeinsamen europäischen Hauses« vorgegeben 
hatte. Unter dem Stichwort »Europäismus« sollten die Kontakte 
zu allen europäischen Institutionen vertieft werden, um der RF 
den Weg in die Europäische Gemeinschaft (EG) bzw. später der 
Europäischen Union (EU) zu ebnen. Unter dem Terminus »Atlan-
tismus« wurde ein langfristiges Projekt verfolgt, das letztendlich 
den Beitritt der RF zu NATO ermöglichen sollte. Die rasche Integ-
ration der RF in euro-atlantische Strukturen sollte sicherstellen, 
dass Marktwirtschaft, Demokratie und westliche Werte rasch 
Eingang in die postsowjetische, russische Gesellschaft fanden.
Doch im Westen machte man eine erfolgreiche Transformation 
des politischen und ökonomischen Systems zur Voraussetzung 
einer Öffnung der Strukturen für die RF. Nur symbolisch und öko-
nomisch kam man der russischen Regierung entgegen: 1992 
wurde die RF in die »G-7« und 1994 in das NATO-Programm »Part-
nerschaft für den Frieden« sowie in den »Internationalen Wäh-
rungsfond« (IWF) aufgenommen. Die »Europäische Union« er-
setzte 1994 das 1989 mit der UdSSR abgeschlossene Handels- und 
Kooperationsabkommen durch einen neuen Vertrag, welche die 
Beziehungen zur RF dauerhaft konsolidieren sollte. 1996 wurde 
die RF in den Europarat aufgenommen, begleitet von heftigen 
Kontroversen über das russische Vorgehen im ersten Tschetsche-
nienkrieg (1994–1996).
Innenpolitisch attackierten die kommunistischen und nationalis-
tischen Gegenspieler den »Euro-Atlantismus« als »idealistisch« 
und »romantisch«. Diese Politik sei der Größe und der Würde 
Russlands nicht angemessen, weil das Land dadurch zum »Junior-
partner« der USA werde. Seine Rolle als eigenständiger Akteur im 
internationalen System werde geschwächt, seinem Ansehen als 
»Großmacht« sei es abträglich. Die RF sei geographisch, geopoli-
tisch und geostrategisch nicht nur eine europäische, sondern 
auch eine asiatische Macht. Zudem vernachlässige die Regierung 
durch ihre Orientierung nach und am Westen den Raum der ehe-
maligen Sowjetrepubliken und verstoße damit sträflich gegen die 
nationalen Interessen Russlands.

Russische Politik gegenüber dem »nahen Ausland« 
unter Jelzin

Der neue Staat definierte sich »russländisch« (»Rossijskaja Feder-
acija«) und nicht »russisch« (»Russkaja Federacia«), politisch und 
nicht ethnisch, was angesichts des multinationalen Charakters 
der RF auch angebracht schien. Zudem implizierte dies der Idee 

nach den Verzicht auf eine ethnisch zu begründende Politik der 
Revision der Grenzen, ein wichtiger Schritt zur Vermeidung kost-
spieliger Grenz- und Bürgerkriege. Denn am Ende der UdSSR be-
fanden sich nach den Angaben von Gerhard Mangott ca. 25,1 Mil-
lionen Russen außerhalb der Grenzen der RF wieder. 2004 waren 
es immer noch 18,5 Millionen, davon 8,3 Millionen in der Ukraine, 
4,6 Millionen in Kasachstan, etwas über 1 Million in Belarus und 
in Turkmenistan. In Georgien, dem Schauplatz des jüngsten Krie-
ges, lebten 2004 noch ungefähr 300.000 Russen.
Die Idee einer »Bürgernation« stand im politischen Diskurs stets 
im Konflikt mit einem ethnischen Staatsbegriff, aus dem eine Zu-
ständigkeit für die russischen Minderheiten in den benachbarten, 
unabhängig gewordenen Sowjetrepubliken abgeleitet wurde. Ge-
genüber den baltischen Staaten und der Ukraine benutzte die 
russische Diplomatie ihre Schutzfunktion über die russische Dia-
spora als Druckmittel und Anlass zur Einmischung in die inneren 
Angelegenheiten des »nahen Ausland«, wie Präsident Boris Jelzin 
die ehemaligen Sowjetrepubliken nannte.
Der ethnische Faktor führte dazu, dass ein erheblicher Teil der 
politischen Klasse in Moskau sich mit den neuen Grenzen nicht 
abfand. In ihrer Wahrnehmung waren die »russländischen« Gren-
zen immer noch identisch mit den sowjetischen. Der Bezugsrah-
men russischen Selbstverständnisses und davon abgeleiteter 
Außen- und Sicherheitspolitiken blieb die Sowjetunion. Dies ver-
dankte sich auch dem Umstand, dass die RF als Rechtsnachfolger 
der UdSSR nicht nur deren Schulden, sondern auch das strategi-
sche Waffenarsenal und den größten Teil der übrigen militäri-
schen Installationen übernommen hatte. Dazu gehörten auch 
Einrichtungen außerhalb der Russischen Föderation: Allein in Ge-
orgien waren es 1.600 Standorte und Objekte. Die russische 
Flotte im Schwarzen Meer war und ist bis heute auf der Halbinsel 
Krim stationiert, die staatsrechtlich zur Ukraine gehört. Noch 
immer sichern russische Grenztruppen die Grenzen Tadschikis-
tans zu Afghanistan und China.
1992/93 verkündeten Jelzin und Kosyrew, dass die RF sich jetzt so-
wohl nach Westen als auch nach Osten wenden werde. Und das 
»nahe Ausland«, also die unabhängig gewordenen Sowjetrepubli-
ken an den russischen Staatsgrenzen, sollten künftig in der sow-
jetischen Außen- und Sicherheitspolitik Priorität vor einer ent-
schiedenen Hinwendung nach Westen und Integration in 
westliche Sicherheits- und Bündnisstrukturen haben. Das vorran-
gige Ziel russländischer Außenpolitik sollte sein, den postsowje-
tischen Raum zusammen zu halten, indem die Zusammenarbeit 

Abb. 5 Der russische Präsident Boris Jelzin und Bundeskanzler Helmut Kohl 
stellten in baden am 17.4.1997 erste Weichen für eine NATO-Osterweiterung
 © picture alliance, dpa
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im Rahmen der »Gemeinschaft Unabhängiger Staaten« (GUS) ge-
fördert würde. In der Folgezeit wurden Verträge über die Bildung 
einer Wirtschafts- und Zoll-Union, über Vertiefung der Integra-
tion und einen gemeinsamen Wirtschaftsraum abgeschlossen. 
Die »Gemeinschaft Unabhängiger Staaten« war und blieb eine 
Organisation zur geordneten Auflösung der Sowjetunion. Sie war 
gekennzeichnet durch unklare Mitgliedschaftsverhältnisse, man-
gelndes Engagement und geringe Bereitschaft, die im Rahmen 
der GUS verhandelten Verträge und Normen auch umzusetzen. 
Das Ergebnis war ein um die RF zentriertes Netzwerk bilateraler 
Beziehungen und Substrukturen mit einzelnen Mitgliedstaaten, 
das die Geschlossenheit der GUS unterminierte. Das Scheitern 
der russischen Politik war allerdings auch Ergebnis eines hinhal-
tenden Widerstandes der postsowjetischen Republiken, die – ab-
gesehen vom Sonderfall Belarusslands – ihre neu gewonnene Un-
abhängigkeit nicht aufgeben wollten. So gründeten Georgien, 
die Ukraine, Moldawien und Aserbaidschan, zeitweilig ergänzt 
durch Usbekistan, die GU(U)AM, um sich besser gegen die hege-
monialen Bestrebungen Moskaus wehren zu können.

Die russische Westpolitik unter Jelzin

Ungeachtet des versprochenen Paradigmenwechsels bemühte 
sich die russische Regierung weiterhin um die Aufnahme in euro-
atlantischen Organisationen. Nur machte sie eine Mitgliedschaft 
stärker als zuvor von eigenen Interessen abhängig. 1992 wurde 
die RF Mitglied des »Nordatlantischen Kooperationsrates (North-
Atlantic Cooperation Council/NACC). Dieser war 1991 als Gre-
mium für die sicherheitspolitische Zusammenarbeit zwischen 
den damals 16 NATO-Mitgliedsstaaten, europäischen Nichtmit-
gliedern und der EU gegründet worden. 1994 begann die NATO 
mit dem Programm »Partnerschaft für den Frieden« (Partnership 
for Peace/PfP). Die russische Regierung betrachtete das PfP-Pro-
gramm misstrauisch, verhandelte jedoch ein Rahmenabkommen. 
Der Beitritt zum PfP-Programm erfolgte erst, als der Plan ge-
scheitert war, die OSZE zum Hauptpfeiler der europäischen Si-
cherheitspolitik zu machen. Die Akzeptanz des PfP-Programms 
beinhaltete jedoch nicht, dass die russische Regierung eine Ost-
erweiterung der NATO akzeptierte. Sie unterzeichnete das Rah-
menabkommen vor allem in der Hoffnung, eine Osterweiterung 
verhindern zu können. Als der Rat der Außenminister der NATO im 
Dezember 1994 eine Osterweiterung dennoch in Erwägung zog, 
verließ die russische Delegation im Protest die Unterzeichnungs-
zeremonie des PfP-Programms. Staatspräsident Boris Jelzin 
warnte, dass die Osterweiterung der NATO zu einem »Kalten Frie-
den« in Europa führe. Einen weiteren Tiefpunkt der russischen 
Beziehungen zum Westen nach den Auseinandersetzungen über 
den Tschetschenienkrieg kam 1995, als die NATO erstmals in den 
jugoslawischen Bürgerkrieg intervenierte und serbische Stellun-

gen in Bosnien-Herzegovina bombardierte. In der 
russischen Presse wurden diese Aktionen gegen das 
serbische »Brudervolk« mit einer Feindseligkeit kom-
mentiert, die an Sowjetzeiten erinnerte.

Realpolitische Wende in der russischen 
Außen- und Sicherheitspolitik

Bei regionalen Konflikten wurde die russische Regie-
rung zwar konsultiert, hatte aber auch hier keine ef-
fektiven Mitspracherechte. Der dramatische wirt-
schaftliche Leistungseinbruch und die Erosion der 
Streitkräfte beschränkten zudem den außenpoliti-
schen Aktionsradius erheblich. Am 5.1.1996 löste der 
damalige Leiter des Auslandsgeheimdienstes, Evge-
nij Primakov, den westlich orientierten Andrej Kosy-
rev an der Spitze des russischen Außenministeriums 
ab. Primakov präsentierte sich nun als »Realpoliti-

ker« und erklärte, dass die RF »als Großmacht« in alle Richtungen 
agieren müsse und die russische Außenpolitik nach den Prinzi-
pien des Machtgleichgewichts auszurichten sei. Die USA seien 
zwar gegenwärtig der mächtigste Staat, aber beileibe nicht das 
Zentrum der internationalen Politik. Kennzeichen weltpolitischer 
Entwicklung sei der Übergang von der bipolaren Konfrontation 
während des Kalten Krieges zu einer multipolaren Welt. Im Rah-
men dieser »Primakov-Doktrin« verfolgte die russische Außenpo-
litik eine »strategische Partnerschaft« mit der Volksrepublik 
China und versuchte die Union mit Belarus weiter zu entwickeln. 
Darüber hinaus wurden neue Abkommen über wirtschaftliche Zu-
sammenschlüsse mit Mitgliedsstaaten der GUS vorangetrieben.
Dort, wo die russische Regierung Entwicklungen, die ihren Inter-
essen zuwider liefen, nicht verhindern konnte, bemühte sie sich 
nun um Kompensationen. Die NATO handelte mit der russischen 
Regierung ein separates Abkommen über Zusammenarbeit aus, 
um die RF davon abzuhalten, den Prozess der Osterweiterung mit 
allen Mitteln zu obstruieren. Am 27.5.1997 wurde die »Grundakte 
über gegenseitige Beziehungen, Zusammenarbeit und Sicher-
heit« in Paris unterzeichnet. Sie gewährte der RF einen prestige-
trächtigen Sonderstatus. Zudem wurde die RF in den Kreis der G-
7-Staaten aufgenommen, in den »Pariser Club« und erhielt die 
Zusicherung, dass die USA und die EU einen Beitritt zur WTO und 
zur OECD unterstützen würden. Die Hoffnung, dass die russische 
Unterschrift unter die »Grundakte« zugleich eine Akzeptanz der 
Osterweiterung beinhaltete, trog jedoch. Weder die russische Re-
gierung noch die veröffentlichte und öffentliche Meinung in der 
RF waren dazu bereit. Als die NATO im Zusammenhang mit der 
»Kosovokrise« 1999 gegen russischen Einspruch und ohne Rück-
sprache im Russland-NATO-Rat ihren 60-tägigen Bombenkrieg 
gegen Serbien, nach Ansicht vieler Russen das serbische »Bruder-
volk«, eröffnete, meinten russische Publizisten zu wissen, worauf 
die NATO-Politik in Wirklichkeit hinauslief: Die NATO beabsich-
tigte offenbar, Russland von der Mitsprache in allen relevanten 
sicherheitspolitischen Angelegenheiten Europas auszugrenzen.

Russische Machtpolitik unter Putin

Wladimir Putin, Jelzins Nachfolger, akzeptierte zunächst den Pro-
zess ökonomischer Globalisierung als objektive Rahmenbedin-
gung für die weitere wirtschaftliche und politische Entwicklung 
der RF. Er interpretierte ihn also nicht mehr, wie noch in den 
Neunzigerjahren des 20. Jahrhunderts, in der Tradition marxis-
tisch-leninistischen Denkens als machtpolitischen Ausdruck einer 
westlichen, d. h. vor allem amerikanischen Strategie der Siche-
rung weltweiter Hegemonie und Einschränkung russischer Groß-
machtansprüche. Durch diesen Perspektivwechsel veränderte 
sich auch das Verständnis dessen, was eine Großmacht aus-
machte: Nicht militärische Kapazitäten und politische Geschlos-

Abb. 6 Der russische Präsident Boris Jelzin und der NATO-Generalsekretär Javier Solana am 
27.5.1997 in Paris bei der Unterzeichnung einer historischen Vereinbarung zischen dem westli-
chen Verteidigungsbündnis und Russland.
 © picture alliance, dpa
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senheit, sondern ökonomische Potenz sei entscheidend; Russ-
land, so forderte Putin, müsse sich ökonomisch modernisieren, 
um seinen Großmachtanspruch einlösen zu können. Die RF 
müsse eine weltweit präsente Wirtschaftsmacht werden und 
dazu sei die Zusammenarbeit mit dem Westen, die Integration in 
die Strukturen und Institutionen der Weltwirtschaft sowie eigene 
Einflussnahme auf globale ökonomische Prozesse erforderlich. 
Dieser Zusammenhang von Modernisierung, Weltmarktintegra-
tion, wirtschaftliche Zusammenarbeit mit dem führenden westli-
chen Staaten und Großmachtstatus wurde z. B. in der »Konzep-
tion nationaler Sicherheit« Putins vom 10.1.2000 und in der 
»Strategie nationaler Sicherheit« seines Nachfolgers Dimitri Med-
wedew vom 12.5.2009 festgeschrieben. Gleichzeitig nutzte er die 
Tschetschenien- und Kosovokriege in den Wahlkampagnen 
1999/2000ff – oder auch den Georgienkrieg 2008 – geschickt, um 
sich selbst als Gewährsmann eines »patriotischen Konsens« zu 
präsentieren. Auch dies sicherte ihm eine hohe Zustimmung in 
Meinungsumfragen, begünstigt allerdings durch die Kontrolle 
zentraler Medien, mit deren Hilfe er nicht nur innen-, sondern 
auch außenpolitischen Dissens kontrollierte und notfalls margi-
nalisierte.
Als Putin nach den terroristischen Anschlägen des 11.9.2001 auf 
das World Trade Center und das Pentagon zu den ersten gehörte, 
der den Amerikanern sein Mitgefühl aussprach und Bush anbot, 
gemeinsam gegen den »internationalen Terrorismus« zu kämp-
fen, schien zunächst eine neue Epoche der russisch-amerikani-
schen Beziehungen zu beginnen. Am 24.9.2001 erklärte Putin in 
einer Fernsehansprache die solidarische russische Haltung zur 
»geplanten antiterroristischen Operation in Afghanistan«. Er 
kündigte humanitäre Hilfen und Zusammenarbeit der Nachrich-
tendienste an. Verteidigungsminister Sergej Ivanov nahm am 
25.9.2001 an einem Treffen der Verteidigungsminister der NATO 
in Brüssel teil und erklärte, dass die RF und die zentralasiatischen 
Staaten den amerikanischen Streitkräften Luftkorridore und 
Stützpunkte für den Kampf gegen die »Terroristen« in Afghanis-
tan zur Verfügung stellen. Man werde allerdings nicht mit eige-
nen Truppen teilnehmen. Ein weiteres Ergebnis des scheinbaren 
russisch-amerikanischen »Rapprochement« war die »Römische 
Erklärung« vom Mai 2002, mit welcher der »NATO-Russland-Rat« 
(NRC) geschaffen wurde. Die NATO erkannte hier der RF den er-
wünschten Sonderstatus zu und auf deklaratorischer Ebene ihren 
Großmachtanspruch an. Die Vertragsparteien wollten als »gleich-
berechtigte Partner« miteinander in den Dialog treten, heißt es, 
sich konsultieren und zusammen arbeiten. Da Entscheidungen 
nur im Konsens getroffen werden können, sah die russische Re-
gierung ihre Entscheidungs- und Handlungsfreiheit gewahrt. Die 
Kehrseite der Medaille war jedoch, dass die RF keine materielle 
Mitwirkung- und Entscheidungsrechte auf die NATO hatte und 
aus russischer Sicht die Sicherheitslücke in Europa nicht ge-
schlossen wurde.

Vor dem Hintergrund frustrierender Erfahrungen mit dem hege-
monialen Unilateralismus der USA, z. B. im Irak-Krieg, mit den 
geplanten Raketenabschussbasen in Polen und Tschechien, den 
NATO-Erweiterungsplänen bis zu zur Ukraine und Georgien, 
bekam der Klang des »Freiheitspathos« der US-amerikanischen 
Regierung in der zweiten Amtszeit von Bush in Moskau jedoch zu-
nehmend eine bedrohliche Dimension: Die USA erschienen wie-
der als überlegene Macht, die durch ideologische Motive und 
eben nicht durch reale Interessen getrieben wurde. Das Verhalten 
der amerikanischen Regierung unter George W. Bush jun. mobili-
sierte in Moskau Erinnerungen an den Paternalismus des Wes-
tens während der Neunzigerjahre des 20. Jahrhunderts, die zu 
überwinden Wladimir Putin einst angetreten war und zwar durch 
die Restauration der russischen Staatlichkeit (gosudarstvennost’) 
im Innern und ihre machtpolitische Projektion (derzavennost’) 
nach außen. Ob sich unter den neuen Präsidenten Obama in den 
USA und Medwedjew in Russland eine neue Perspektive ankündi-
gen kann, bleibt abzuwarten. 
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Abb. 7 Am 10.2.2007 kritisiert der russische Präsident Wladimir Putin auf der 
Münchner Konferenz für Sicherheitspolitik die NATO-Osterweiterungspolitik 
sowie die Militäreinsätze der USA  © picture alliance, dpa 
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Materialien

M 1 Nationale Interessen Russlands – im Jahre 2000

»Die nationalen Interessen Russlands im internationalen Bereich 
bestehen in der Gewährleistung der Souveränität, in der Festi-
gung von Positionen Russlands als einer Großmacht, als eines der 
einflussreichen Zentren der multipolaren Welt, in der Entwick-
lung der gleichberechtigten und gegenseitig vorteilhaften Bezie-
hungen zu allen Ländern und integrativen Zusammenschlüssen, 
vor allem zu den Teilnehmern der Gemeinschaft Unabhängiger 
Staaten (GUS) und traditionellen Partnern Russlands, in der all-
gemeinen Wahrung der Menschenrechte und Freiheiten und in 
der Unzulässigkeit, doppelte Standards in diesem Bereich anzu-
wenden. […] Die nationalen Interessen Russlands im militäri-
schen Bereich bestehen im Schutz der Unabhängigkeit, Souverä-
nität, der staatlichen und territorialen Integrität, in der 
Vorbeugung einer bewaffneten Aggression gegen Russland und 
dessen Verbündete, in der Gewährleistung von Verhältnissen zur 
friedlichen, demokratischen Entwicklung des Staates. […] Die na-
tionalen Interessen Russlands im Bereich der Grenzen bestehen 
in der Schaffung der politischen, rechtlichen, organisatorischen 
und anderen Verhältnissen, welche den zuverlässigen Schutz der 
Staatsgrenze der Russischen Föderation gewährleisten.«

Koncepcija nacional’noj bezopasnosti Rossijskoj Federacii (Konzeption der nationalen Si-
cherheit der Russischen Föderation), bestätigt durch den Ukaz des Präsidenten der Russi-
schen Föderation Nr. 24 vom 10.1.2000.

M 2 Gefährdung der nationalen Sicherheit der RF

»Die Hauptgefahren im internationalen Bereich sind durch fol-
gende Faktoren verursacht: – Die Bestrebungen einzelner Staa-
ten und zwischenstaatlicher Vereinigungen, die Rolle der beste-
henden Mechanismen zur Gewährleistung der internationalen 
Sicherheit abzuwerten, vor allem der UNO und der OSZE. 
– Die Gefahr der Schwächung des politischen, wirtschaftlichen 

und militärischen Einflusses Russlands in der Welt. -Die Festi-
gung militär-politischer Blöcke und Bündnisse, vor allem die 
Erweitung der NATO nach Osten. Eventuelles Aufkommen von 

ausländischen Militärstützpunkten und großen Truppenkontin-
genten in unmittelbarer Nähe der russischen Grenzen. 

– Die Weiterverbreitung von Massenvernichtungswaffen und 
deren Trägermittel. 

– Die Schwächung der Integrationsprozesse in der Gemein-
schaft Unabhängiger Staaten. 

– Die Entstehung und Eskalation der Konflikte in der Nähe der 
Staatsgrenze der Russischen Föderation und der Außengren-
zen der Teilnehmer der Gemeinschaft Unabhängiger Staaten. 
Die Ansprüche auf Territorium der Russischen Föderation.

Die Gefährdung der nationalen Sicherheit der Russischen Födera-
tion im internationalen Bereich kommt in Versuchen anderer 
Staaten zum Ausdruck, der Festigung Russlands als eines Ein-
flusszentrums in der multipolaren Welt entgegen zu wirken, 
Russland an der Realisierung nationaler Interessen zu hindern 

und seine Positionen in Europa, dem 
Nahen Osten, Transkaukasien, Zent-
ralasien und der asiatisch-pazifi-
schen Region zu schwächen. Eine 
ernsthafte Gefahr für die nationale 
Sicherheit der Russischen Föderation 
stellt der Terrorismus dar. Der inter-
nationale Terrorismus entfesselte 
einen offenen Feldzug zur Destabili-
sierung der Lage in Russland. […] Die 
Gefährdung der nationalen Sicher-
heit und der Interessen der Russi-
schen Föderation auf dem Gebiet der 
Staatsgrenze sind durch Folgendes 
verursacht: Wirtschaftliche, demo-
graphische und kulturell-religiöse 
Expansion der angrenzenden Staaten 
auf das russische Territorium; Akti-
vierung der grenzüberschreitenden 
organisierten Kriminalität sowie aus-
ländischer Terrororganisationen.

Koncepcija nacional’noj bezopasnosti Rossijskoj 
Federacii (Konzeption der nationalen Sicherheit der 
Russischen Föderation), bestätigt durch Ukaz des 
Präsidenten der Russischen Föderation Nr. 24 vom 
10.1.2000.

M 4  Russland-NATO-
Gipfel am 28.5. 
2002 in Rom: 
19 NATO-Staa-
ten und Russ-
land unterzeich-
nen Abkommen 
gegen Terror-
bekämpfung 
und für Abrüs-
tung © picture 
 alliance, dpa

M 3  Meinungsumfragen in der Russischen Föderation: Verhältnis zur USA von 1990–2008
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17.–20. Juli 2009 führte das Analysezentrum Jurij Levada (Levada-Zent-
rum) eine repräsentative Meinungsumfrage unter 1600 Russen in 128 
Wohnorten und 46 Regionen des Landes durch. Die Verteilung der Ant-
worten auf die Fragen dieser Untersuchung führt in Prozentangaben 
der Gesamtzahl der Befragten zusammen mit den Ergebnissen vorher-
gehender Umfragen. Die statistische Abweichung überschreitet nicht 
3,4 %
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M 5 Präsident Putin zur NATO

» Ich denke, es liegt auf der Hand, dass die Expansion der NATO 
mit der Modernisierung des Bündnisses selbst oder mit der Ge-
währleistung der Sicherheit in Europa in keinerlei Zusammen-
hang steht. Sie stellt im Gegenteil eine ernste Provokation dar, 
die das Maß des gegenseitigen Vertrauens mindert. Wir haben 
das Recht zu fragen, gegen wen diese Expansion sich richtet. Und 
was ist aus den Zusicherungen geworden, die unsere westlichen 
Partner uns nach der Auflösung des Warschauer Paktes gaben? 
Wo sind diese Erklärungen heute? Niemand erinnert sich mehr 
daran. Aber ich erlaube mir […] ins Gedächtnis zu rufen, was sei-
nerzeit erklärt wurde. Ich möchte aus der Rede von NATO-Gene-
ralsekretär [Manfred] Wörner am 17. Mai 1990 in Brüssel zitieren. 
Er sagte damals: »Die Tatsache, dass wir bereit sind, keine NATO-
Truppen außerhalb des Territoriums der Bundesrepublik zu stati-
onieren, gibt der Sowjetunion feste Sicherheitsgarantien.« Was 
ist aus diesen Garantien geworden?«

Präsident der Russischen Föderation, Wladimir Putin, auf der Konferenz für Sicherheitspo-
litik in München am 10.2.2007.

M 6 Präsident Medwedew zum NATO-Russland-Rat

» Russland […] geht […] von der Wichtigkeit der stabilen Entwick-
lung des Zusammenwirkens im Format des Russland-Nato-Rates 
aus, um die Berechenbarkeit und Stabilität in der Euroatlanti-
schen Region, maximale Nutzung des politischen Dialogs und der 
praktischen Zusammenarbeit bei der Lösung von Fragen zu si-
chern, die gemeinsame Bedrohungen betreffen: Terrorismus, 
Verbreitung von Massenvernichtungswaffen, regionale Krisen, 
Drogenhandel, natürliche und anthropogene Katastrophen. In 
den Beziehungen zur NATO will Russland von der Bereitschaft der 
Allianz zur gleichberechtigten Partnerschaft ausgehen, von der 
strikten Beachtung von Prinzipien und Normen des Völkerrechts, 
von der Erfüllung der im Rahmen des Russland-NATO-Rates über-
nommenen Verpflichtung aller Mitglieder, ihre Sicherheit nicht 
auf Kosten der Sicherheit der Russischen Föderation zu gewähr-
leisten sowie sich militärisch zurück zu halten. Russland lehnt die 
NATO-Erweiterung ab, unter anderem auch die Pläne, die Ukraine 
und Georgien in die NATO aufzunehmen sowie überhaupt die mi-
litärische Infrastruktur der NATO zu den russischen Grenzen an-
zunähern. Das verletzt das Prinzip der gleichen Sicherheit, führt 
zu neuen Trennlinien in Europa und widerspricht der Aufgabe, die 
Effizienz der gemeinsamen Arbeit bei der Suche nach Antworten 
auf reale Herausforderungen der Gegenwart zu erhöhen.

Koncepcija vnešnej politiki Rossijskoj Federacii (Konzeption der Außenpolitik der Russi-
schen Föderation), bestätigt durch den Ukaz des Präsidenten der Russischen Föderation 
D. A. Medwedew, 12.7.2008

M 7 Präsident Medwedew zur NATO

» Der bestimmende Faktor in Bezug auf die Nordatlantische Ver-
tragsorganisation besteht in der für Russland unannehmbaren 
Pläne, die militärische Infrastruktur der Allianz an seine Grenzen 
vorzuverlegen und im Versuch, sich eine globale Rolle zu geben, 
die im Gegensatz zu den Normen des Völkerrechts steht. Russ-
land ist bereit, die Beziehungen mit der Nordatlantischen Ver-
tragsorganisation auf der Grundlage der Gleichberechtigung und 
im Interesse der Stärkung der allgemeinen Sicherheit in der nord-
atlantischen Region zu entwickeln. Ihre Tiefe und ihr Gehalt wer-
den von der Bereitschaft der Allianz bestimmt, bei der Verwirkli-
chung ihrer militär-politischen Pläne den gerechtfertigten 
Interessen Russlands Rechnung zu tragen, die Normen des Völ-
kerrechts zu respektieren, aber auch von der humanitären Rich-

tung bei ihrer weiteren Transformation und Suche nach neuen 
Aufgaben und Funktionen.

Strategija nacional’noj bezopasnosti Rossijskoj Federacii do 2020 goda (Strategie der nati-
onalen Sicherheit der Russischen Föderation bis zum Jahr 2020), bestätigt durch den Ukaz 
des Präsidenten der Russischen Föderation Nr. 537 vom 12.5.2009.

M 9 Geostrategische und globale Perspektiven

» Es gibt eine Reihe von Fragen, bei denen sich russische, europä-
ische und amerikanische Interessen ähneln oder decken. Sie be-
treffen Afghanistan, Pakistan, Iran, die Eindämmung von Atom-
waffen, den Kampf gegen den Terrorismus und die Piraterie usw. 
Eine wirksame globale Führung erfordert eine neue Lesart der 
problematischen europäisch-atlantischen Sicherheit nicht nur in 
Washington und Brüssel, sondern auch in Moskau. Die Alterna-
tive – der Versuch, ein gewisses Gegengewicht zu Amerika und 
Europa auf der Basis der BRIC-Staaten (= Brasilien, Russland, In-
dien und China) zu schaffen – ist illusorisch. So bleibt zu hoffen, 
dass die russische Führung die nüchterne Reaktion Pekings auf 
die Ereignisse im Kaukasus richtig einschätzt: China wird aus-
schließlich im eigenen Interesse und im Rahmen einer langfristi-
gen Strategie für den Aufstieg der Volksrepublik China handeln. 
Die besonderen Beziehungen zwischen dem Gläubiger China und 
dem Schuldner USA ähneln der indisch-amerikanischen Allianz 
und der friedlichen Beziehung zwischen dem südamerikanischen 
Giganten und dem Koloss im Norden des Kontinents. Selbst 
wenn Russland das Ziel verfolgte, Beziehungen zu jenem Teil der 
Welt aufzubauen, müsste es sich von der fixen Idee des Kampfes 
gegen den amerikanischen Imperialismus verabschieden und 
den Antiamerikanismus in der offiziellen Propaganda eindäm-
men, der Russland zum »weißen Raben« auch bei den BRIK-Staa-
ten macht.«

Trenin, Dmitri. Neprakticnyj pragmatizm (Unpraktischer Pragmatismus). Pro et Contra, 
Sept.-Dez. 2008, S. 31.

M 8  Russische Karikatur zu Putins Verhältnis zu den neuen NATO – Mitglied-
staaten bzw. Kandidaten: Von links oben »Prag«, »Warschau«, »Kiew«, 
»Bukarest« (7.4.2008) © RIA NOVOSTI, Moskau, Russian News&Information 
 Agency, www.visualrian.com
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Der Nato-Vertrag ist seit 1949 unverändert gültig und hat im Lauf 
der Zeit verschiedene strategische Neuausrichtungen erlebt. Bis 
1989 handelte es sich dabei meist um reaktive Maßnahmen, wel-
che auf die Politik der Sowjetunion und des Warschauer Pakts 
antworten sollten. Exemplarisch seien dabei in Schlagworten 
chronologisch die Schwerpunkte der Nato Strategie verdeutlicht: 
Bis 1957 galt die Theorie von »Schwert und Schild«, 1957 abgelöst 
durch die atomar geprägte »massive Vergeltung«. Im Zuge des 
Prager Frühlings 1968 wurde die »flexible response« eingeführt, 
welche ihrerseits von der Anfang der Siebzigerjahre verabschie-
deten Doktrin der »Entspannung und Verteidigungsfähigkeit« er-
setzt wurde. Auch die Nato war also stets ein Spiegelbild ihrer Zeit 
und somit in den Fünfzigerjahren von einer angespannten krisen-
geschüttelten Zeit auf eine mögliche Ost-West-Konfrontation 
eingestellt. Im Lauf der Zeit wechselten die politischen Akteure 
und mit ihnen zog Anfang der Siebzigerjahre eine Annäherung 
zwischen Ost und West in den politischen Alltag ein. Abrüstungs-
konferenzen und die Konferenz für Sicherheit und Zusammenar-
beit in Europa (KSZE) bestimmten ein zunehmendes Klima des 
Dialogs. Trotz allem kam es infolge der sowjetischen Offensivrüs-
tung der späten Siebzigerjahre zu einem Wettrüsten im Rahmen 
des Nato-Doppelbeschlusses 1979. Verbunden mit der Nachrüs-
tung in Europa erhielt die sowjetische Führung ein Verhandlungs-
angebot über konkrete Abrüstungen. Mitte der Achtzigerjahre 
konnte die Sowjetunion ihre Rüstungsinvestitionen nicht mehr 
finanzieren und musste schließlich konkreten Abrüstungen zu-
stimmen. Der wirtschaftliche Kollaps der Sowjetunion und damit 
auch des Warschauer Pakts war nun in den Bereich des Mögli-
chen getreten. Trotzdem waren die Ereignisse des Sommers und 
Herbst 1989 für die meisten überraschend und auch die Nato war 
auf solche eine fundamentale Veränderung nicht vorbereitet.

Die gescheiterte Friedensdividende und die 
 »Partnership for Peace (PfP)«

Die Organe der Nato und ihre Mitgliedstaaten waren gezwungen, 
auf die politischen Umwälzungen der frühen Neunzigerjahre 
durch eine umfassende neue Beurteilung der Sicherheitslage zu 
reagieren. Diese Analyse ergab, dass das Bündnis weder über ein 

Zwanzig Jahre nach dem Fall der Mauer und fast zwanzig  
Jahre nach Auflösung des Warschauer Paktes und der So-

wjetunion feiert die Nato ihr 60-jähriges Bestehen und sieht 
sich mit vielfältigen neuen Herausforderungen konfrontiert. 
Sechs Jahrzehnte nachdem in Washington das transatlanti-
sche strategische Bündnis zwischen dem nordamerikanischen 
Kontinent (USA und Kanada) und Westeuropa begründet wor-
den war, befindet sich die Nato in einem entscheidenden 
Transformationsprozess. Die internationale Neuausrichtung 
der Nato nach 1990 und die fortschreitende Integration ehe-
maliger Warschauer-Pakt-Staaten, wie beispielsweise Polens, 
in die Organisationsstrukturen der Nato waren eine entschei-
dende Aufgabe der letzten Dekade. Einst als kollektives 
Selbstverteidigungsbündnis begrenzt auf den geographi-
schen Raum der Bündnismitglieder mit Schwerpunkt Mittel-
europa gegründet, engagiert sich die Nato heute unter ande-
rem in Afghanistan und am Horn von Afrika, um dort, wie der 
amerikanische Vizepräsident Joe Biden 2009 in München for-
mulierte, »neuen Realitäten effektiv begegnen zu können«.

Das Ende des Kalten Krieges

Mit der als »Wende« bezeichneten radikalen Veränderung der po-
litischen Landschaft in Osteuropa und dem dadurch ausgelösten 
Zerfall des Warschauer Paktes und der Sowjetunion ging die nach 
dem zweiten Weltkrieg entstandene und als »Kalter Krieg« be-
schriebenen Ost-West-Konfrontation zu Ende. Am 4. April 1949 
war die Nato als Antwort auf sowjetische Expansionsbestrebun-
gen in Osteuropa und der Berlin-Blockade auf Basis des in Artikel 
51 der UN-Charta garantierten »Recht zur individuellen und kol-
lektiven Selbstverteidigung« gegründet worden (| M 3 |).
Die Bundesrepublik Deutschland trat 1955 der Nato bei. Die Alli-
anz ist ein Zusammenschluss souveräner Staaten, die vereinbart 
haben, entscheidende Ziele ihrer Sicherheits- und Verteidigungs-
politik gemeinsam zu verfolgen. Das sind in erster Linie die Ge-
währleistung von Freiheit und Sicherheit aller Mitgliedstaaten mit 
politischen und militärischen Mitteln sowie die Mitwirkung an 
einer gerechten und dauerhaften Friedensordnung im euroatlan-
tischen Raum und die Sicherung des Wohlergehens seiner Bürge-
rinnen und Bürger. Die Mitgliedstaaten verfolgen als gemeinsa-
mes Interesse eine angemessene militärische Verteidigung zur 
Abschreckung und die Abwehr von Aggressionen gegen sie. Im 
Sinne der UN-Charta sollen internationale Streitfälle friedlich ge-
regelt und internationale Beziehungen ohne Gewaltandrohung 
oder ihre Anwendung unterhalten werden (| M 1 |).
Kernstück des Nato-Vertrages ist der Beistandsartikel im Falle 
eines Angriffs, der Artikel 5. Dieser Artikel regelt das Recht auf 
kollektive Selbstverteidigung, welches zum Tragen kommt, so-
bald ein oder mehrere Mitglieder angegriffen werden sollten. 
Kommt es in Folge eines Angriffs zur Erklärung des Artikel, wie 
nach den Anschlägen des 11. September 2001 geschehen, sehen 
sich die Mitgliedstaaten zur Beistandsleistung verpflichtet, wobei 
diese nicht zwingend militärischer Natur sein muss. Angriffe wie 
Gegenmaßnahmen werden dem Sicherheitsrat der Vereinten Na-
tionen mitgeteilt. Diese Maßnahmen sollen eingestellt werden, 
sobald der Sicherheitsrat die notwendigen Schritte zur Wieder-
herstellung und Erhaltung von Frieden und Sicherheit unternom-
men hat (| M 2 |).

III. MAUERÖFFNUNG IN EUROPA

6.  Die NATO – ein Relikt des Kalten 
Kriegs?

FLORIAN JORDAN

Abb. 1 »Die neuen Feinde« © Klaus Stuttmann, 3.4.2009
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lagegerechtes Konzept noch über die 
erforderlichen Strukturen verfügte, 
um den Risiken und Herausforderun-
gen des letzten Jahrzehnt des 20. 
Jahrhunderts und darüber hinaus ge-
recht zu werden. In der allgemeinen 
Hochstimmung über das Ende des 
Kalten Krieges, die in Deutschland 
aufgrund der Wiedervereinigung be-
sonders ausgeprägt war, entstand 
die Vorstellung, nunmehr in einer 
Epoche des allgemeinen Friedens 
und globaler Stabilität leben zu kön-
nen. Derlei Vorstellungen erwiesen 
sich bei genauer Betrachtung aber 
schnell als Utopie. Es zeigte sich, 
dass die Welt nicht friedlicher gewor-
den war, sondern zunehmend neue 
beziehungsweise bisher durch den 
Kalten Krieg überlagerte Instabilitä-
ten und Konflikte zu registrieren waren. Die Zahl der bewaffne-
ten Auseinandersetzungen, insbesondere in Asien und Afrika, 
hatte signifikant zugenommen. Auch im näheren Umfeld der 
Nato spitzte sich die Situation zu: Ein erster Konflikt in Slowenien 
1991 bildete den Auftakt für den Krieg in und um das zerfallende 
Jugoslawien. 
Zu einer ersten wegweisenden Weichenstellung kam es auf dem 
Nato-Gipfel in Rom 1991 durch die Annahme eines neuen strate-
gischen Konzepts, welches zum Ausgangspunkt für eine General-
überholung der Allianz wurde. Deren Rahmen wurde wiederum 
im Januar 1994 auf dem Gipfel von Brüssel vorgezeichnet: eine in-
terne sowie externe Anpassung an die veränderten sicherheitspo-
litischen Parameter. Die Allianz beschloss einen deutlichen Abbau 
ihrer Streitkräfte, vor allem in Europa, und stellte die Wahrung 
von Sicherheit und Stabilität in Gesamteuropa in den Mittelpunkt 
ihrer Politik.
Die Auflösung des Warschauer Pakts und der Zerfall der Sowjet-
union führte in Ost- und Südosteuropa zu einem sicherheitspoliti-
schen Vakuum, in dem traditionelle nationalistische, ethnische 
und religiöse Konflikte aufbrachen oder weiter aufbrechen konn-
ten. Die Furcht vor einem Erstarken des imperialen Anspruchs 
Russlands bewog vor allem die mittelosteuropäischen Staaten, 
um Aufnahme in die Nato und EU zu ersuchen. Somit fand sich die 
NATO in den Neunzigerjahren vor allem mit Fragen des Artikel 10 
des NATO-Vertrags auseinandergesetzt. Der Artikel 10 behandelt 
die Möglichkeit, neue Mitgliedstaaten in die Allianz aufzunehmen 
und in die Organisationsstrukturen der NATO zu integrieren. Erste 
Grundlagen für eine mögliche Aufnahme früherer Warschauer-
Pakt-Staaten im Rahmen der »Londoner Erklärung« vom 6. Juli 
1990 durch die offizielle Einladung wechselseitig die bisherige 
Gegnerschaft zu beenden und den Gewaltverzicht zu erklären: 
»Wir (die NATO Mitgliedstaaten: Anm. d. Verf.) wissen, dass in dem neuen 
Europa die Sicherheit eines jeden Staates untrennbar mit der Sicherheit 
seiner Nachbarn verbunden ist. Die NATO muss zu einem Forum werden, 
in dem Europäer, Kanadier und Amerikaner zusammenarbeiten, nicht nur 
zur gemeinsamen Verteidigung, sondern auch beim Aufbau einer neuen 
Partnerschaft mit allen Ländern Europas. Die atlantische Gemeinschaft 
wendet sich den Ländern Mittel- und Osteuropas zu, die im Kalten Krieg 
unsere Gegner waren, und reicht ihnen die Hand zur Freundschaft.«
1991 wurde als permanente Struktur zum Zweck wechselseitiger 
sicherheitspolitischer Konsultationen der NATO zunächst ein Ko-
operationsrat, bestehend aus den ehemaligen Warschauer-Pakt-
Staaten und den NATO-Mitgliedern, eingerichtet. Als weitere Ins-
titution wurde 1994 das »Partnership for Peace Programm« ins 
Leben gerufen. Sein Ziel ist die Vertrauensbildung mit den Län-
dern Osteuropas durch eine gemeinsame Sicherheitsplanung, 
gemeinsame militärische Übungen sowie die Förderung der de-
mokratischen Kontrolle in den Armeen der Partnerländer. Einge-
laden waren alle am KSZE-Prozess beteiligten Staaten (z. B. auch 

Armenien, Georgien und die Ukraine). Die Kooperation basiert 
auf einem mit den einzelnen Teilnehmer bilateral verhandelten 
individuellen Partnerschaftsprogramm. Jeder Teilnehmerstaat 
bestimmt selbst den Inhalt, das Ausmaß und die Intensität der 
Kooperation. Zu den Zielen der »Partnership for Peace« zählen 
die Transparenz nationaler Verteidigungsplanung und Haushalts-
verfahren und die Stärkung der Fähigkeit und der Bereitschaft, zu 
Krisenmanagementeinsätzen unter UN- oder KSZE/OSZE-Mandat 
beizutragen.
Schließlich wurde 1997 noch der »NATO-Russland-Rat« eingerich-
tet, der auf Basis einer »Grundakte über gegenseitige Beziehun-
gen, Zusammenarbeit und Sicherheit« dem sicherheitspoliti-
schen Verhältnis der Allianz zu Russland eine stabile Basis geben 
sollte. 

Die Osterweiterung der NATO

Diese Entwicklung war notwendig, um die nach NATO-Artikel 10 
mögliche und von den ehemaligen Warschauer-Pakt-Staaten wie 
Polen oder Ungarn gewünschte Aufnahme in die NATO zu ver-
wirklichen (| M 10 |). Denn insbesondere Russland betrachtete 
eine Osterweiterung der NATO skeptisch und abwartend. Durch 
das Versprechen der NATO, in den potentiellen neuen Mitglieds-
ländern von der Stationierung ausländischer Truppen und von 
Kernwaffen abzusehen und durch die beständige Einbindung 
Russlands im Rahmen des NATO-Russland-Rates, wurde der Er-
weiterungsoption ein realpolitische Chance gegeben. 
Anlässlich ihrer Tagung im Juli 1997 in Madrid luden die NATO die 
Länder Polen, Tschechien und Ungarn offiziell zu Beitrittsver-
handlungen ein. Nachdem der Ratifizierungsprozess 1999 abge-
schlossen war, konnten die drei Länder am 12. März 1999, anläss-
lich des 50. Jahrestages der Allianz, in das Bündnis aufgenommen 
werden. Die NATO bekannte sich zu dieser Zeit zu einer »Politik 
der offenen Tür« und sicherte weiteren Staaten die Möglichkeit 
eines Beitritts zu, ohne sie aber schon namentlich zu nennen. 
Die Aufnahme drei neuen Mitgliedstaaten der NATO im Jahre 1999 
war ein Meilenstein in der Geschichte des atlantischen Bündnis-
ses, das zum ersten Mal Staaten aufnahm, die zehn Jahre zuvor 
noch dem Warschauer Pakt angehört hatten. Aufnahme fanden 
damit die Länder, bei denen der politische und wirtschaftliche 
Transformationsprozess am weitesten fortgeschritten war. 
In einer zweiten Runde wurden 2004 und 2009 weitere Mitglieder 
in die NATO integriert. Dabei handelte es sich 2004 im einzelnen 
um: Bulgarien, Estland, Lettland, Litauen, Rumänien, Slowakei 
und Slowenien. 2009 kamen noch Albanien und Kroatien als 
jüngste Mitglieder zur NATO. Ein »Membership Action Plan« hatte 
die neuen Mitglieder auf ihre Teilnahme an der Allianz vorberei-
tet. Dazu wurden sie auf die Notwendigkeit der Vorhaltung geeig-

Abb. 2 60 Jahre NATO – Entwicklung der Mitgliedstaaten © dpa, 2009
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neter Streitkräfte für NATO-Missionen, deren Standardisierung 
und Interoperabilität, ausreichende Verteidigungsausgaben 
sowie die Mitwirkung in den NATO-Gremien verwiesen.
Mit den baltischen Staaten wurden zudem erstmals Teilrepubli-
ken der ehemaligen Sowjetunion aufgenommen. Die russische 
Regierung stand auch deshalb der Osterweiterung der NATO zu-
nehmend kritisch gegenüber. Auch innerhalb des Bündnisse gab 
und gibt es anhaltende Diskussionen über die Aufnahme osteuro-
päischer Staaten in die NATO. Auf dem NATO-Gipfel in Bukarest 
2008 konnten sich so die Mitgliedstaaten nicht darauf einigen, 
die insbesondere von den USA unter der Bush-Administration ge-
wünschte Aufnahme von Georgien und der Ukraine sofort einzu-
leiten. Diesen Ländern bot die Allianz dort nunmehr eine Bei-
trittsperspektive ohne festen Zeitplan an.

Out of area und Operation Althea 
(Bosnien-Herzegowina)

»Heute sehen sich unsere Nationen und die Welt neuen zunehmend globa-
len Bedrohungen wie dem Terrorismus, der Verbreitung von Massenver-
nichtungswaffen und ihrer Trägermittel und Angriffen auf Compu-
ternetzwerke gegenüber.« Diese »Erklärung zur Sicherheit des 
Bündnisse« anlässlich des Straßburger Gipfels im April 2009 stellt 
konzentriert die neuen Herausforderungen für die transatlanti-
sche Allianz zu Beginn des 21. Jahrhunderts dar. Mit dem Unter-
gang der Sowjetunion stellte sich die Frage nach der Funktion des 
Bündnisses in einem gänzlich veränderten politischen System. 
Die Mitgliedstaaten gerieten unter erheblichen Anpassungs-
druck. Sie waren einstimmig der Meinung, dass eine direkte Be-
drohung wie zu Zeiten des Kalten Kriegs nicht mehr vorhanden 
war, dass aber nach wie vor die Existenz des Bündnisses notwen-
dig sei. Die NATO hat in dieser Zeit neben der Osterweiterung und 
der Europäisierung des transatlantischen Bündnisses sich vor 
allem als Mandatnehmer der UN bewiesen (| Abb. 3 |). Die verän-
derte globale Sicherheitsarchitektur wurde zusehends instabiler 
und die Bipolarität des Kalten Kriegs wich einer neuen Multipola-
rität regionaler Krisen und Konflikte mit häufig überregionalen 
Folgen. Ursprünglich rein auf den transatlantischen Raum fokus-
siert und somit geostrategisch positioniert und mit dem Schutz 
der Integrität seiner Mitgliedstaaten beauftragt, betrat Anfang 

der Neunzigerjahre der »out-of-
area«-Terminus die Bühne der Welt-
politik. Galt bis 1990 ein möglicher 
»out-of-area-Einsatz« als potenzielle 
Gefahr für den Weltfrieden, zwangen 
die Balkan-Kriege im ehemaligen Ju-
goslawien, der Krieg in Ruanda, der 
Bürgerkrieg in Somalia und der erste 
Golfkrieg Anfang der Neunzigerjahre 
zu einer Neubewertung der NATO-
Strategie. Eine zunehmende Destabi-
lisierungswirkung ganzer Regionen 
durch »failed states« und die damit 
einhergehenden Migrationsbewe-
gungen von Flüchtlingen schufen die 
Notwendigkeit, sowohl aus humani-
tären wie auch realpolitischen Erwä-
gungen zu handeln und über Einsätze 
»out-of-area« nachzudenken und 
diese dann auch durchzuführen.
1991 wurde das Konzept »Out of 
area« von der Allianz schließlich offi-
ziell verabschiedet. Es sollte das 
Übergreifen von Krisen auf das Bünd-
nisgebiet verhindern, Konflikte ver-
hüten und durch die Einrichtung 
einer schnellen Eingreiftruppe bes-
sere Möglichkeiten bieten, schnell 

und flexibel regionale Konflikte einzudämmen und Konfliktpar-
teien zu trennen und an den Verhandlungstisch zurückzuführen.
Die NATO erklärte sich nun bereit, friedenserhaltende Maßnah-
men auf der Basis der UN oder der OSZE durchzuführen und im 
Rahmen der UN-Charta Krisen- und Konfliktprävention zu be-
treiben. Der Bürgerkrieg im ehemaligen Jugoslawien lenkte allein 
aufgrund der fast 350.000 Flüchtlinge, die insbesondere in 
Deutschland Zuflucht suchten, die Aufmerksamkeit der NATO auf 
den westlichen Balkan, sodass es 1992 zu einem ersten Einsatz 
der NATO zur Kontrolle des UN-Embargos gegen Rest-Jugosla-
wien kam. Nachdem der Bosnien-Herzegowina-Konflikt mit dem 
Abkommen von Dayton 1995 beendet werden konnte, übernahm 
die NATO auf Beschluss des UN-Sicherheitsrates die Führung 
einer multinationalen »Implementation Force« (IFOR), bestehend 
aus NATO-Staaten und Partnerstaaten, zur Aufrechterhaltung des 
Friedens. Im Jahre 2004 wurde die NATO durch die Europäische 
Union abgelöst, die ihrerseits nun die Verantwortung für den 
Frieden in Bosnien-Herzegowina trägt. Dies sollte den zuneh-
menden sicherheitspolitischen Handlungswillen der Mitglieds-
länder der EU und ihres militärischen Organs der WEU zum Aus-
druck bringen. Vier Faktoren förderten die Absicht der EU, die 
Führung der IFOR-Nachfolgemission zu übernehmen: Erstens der 
Abschluss der Dauervereinbarungen von NATO und EU, mit denen 
die Europäer überhaupt erst in die Lage versetzt wurden, eine mi-
litärische Operation dieser Größenordnung in Angriff zu nehmen, 
zweitens das besondere europäische Interesse an einem Land mit 
EU-Perspektive, das unter anderem in dem gemeinsamen Vorge-
hen von NATO und EU auf dem Balkan zum Ausdruck kam, drit-
tens die Lage in Bosnien-Herzegowina selbst, die sich zum Positi-
ven wandelte, sowie viertens das entwickelnde übereinstimmende 
amerikanisch-europäische Interesse an einer europäischen Nach-
folgeoperation in Form der Mission EUFOR Althea. 
Die NATO-EU-Partnerschaft, die den europäischen Regierungen 
die Verfügung über die notwendigen Instrumente für größere 
Krisenmanagementoperationen unter eigener Führung garan-
tiert, wurde im Wesentlichen in der 2002 durch alle NATO-Staaten 
und der EU verabschiedeten »Deklaration zur Europäischen Si-
cherheits- und Verteidigungspolitik« umgesetzt. Bei Anerken-
nung der unterschiedlichen Natur von EU und NATO soll hier si-
chergestellt werden, dass sich die Krisenmanagementaktivitäten 
gegenseitig verstärken. Ob im Krisenfall die NATO oder die EU 

Abb. 3 Auslandseinsätze der Bundeswehr © dpa 2009



 D i e  N AT O  –  e i n  R e l i k t  d e s  K a l t e n  K r i e g s ?

7 5

Heft 58 · 2009D&E

eingreift, ergibt sich aus Konsultationen innerhalb der einzelnen 
Organisationen wie auch zwischen ihnen. 
Die NATO-EU-Zusammenarbeit in Bosnien-Herzegowina ist als 
Mission »EUFOR Althea« eingebettet in ein abgestimmtes Vorge-
hen auf dem westlichen Balkan. Als Ziel nennt die Vereinbarung 
die selbsttragende Stabilität der fünf Staaten des westlichen Bal-
kans: Albanien, Bosnien-Herzegowina, Kroatien, Mazedonien 
und Serbien-Montenegro auf der Grundlage demokratischer und 
effektiver Regierungsstrukturen und einer lebensfähigen Markt-
wirtschaft. Als Zwischenbilanz lässt sich sagen, dass »EUFOR Al-
thea« seinen Auftrag bisher erfüllen konnte und in Bosnien-Her-
zegowina ein sicheres Umfeld aufbauen konnte, das als zentrale 
Voraussetzung für die friedliche weitere Umgestaltung des Staa-
tes einer zukünftigen EU-Mitgliedschaft gelten kann. 
Neben der Mission in Bosnien-Herzegowina kam es schließlich 
1999 zum militärischen Einsatz der NATO als »humanitärer Inter-
vention« in Serbien und im Kosovo, letztlich um einen Genozid an 
der Kosovo-albanischen Bevölkerung zu unterbinden und auch in 
dieser Region des ehemaligen Jugoslawien sichere und stabile 
Verhältnisse zu garantieren. Die völkerrechtliche Legitimation 
dieses Schrittes wurde jedoch nicht nur von Russland, sondern 
auch von innenpolitischen Kritikern angezweifelt. Ausgestattet 
mit einem Mandat der UN wurde jedoch nach dem Waffengang 
und nach dem Vorbild von IFOR eine multinationale »Kosovo 
Force« (KFOR) aufgebaut und im Kosovo stationiert. Diese soll 
bis zur endgültigen Klärung des zukünftigen Status des Kosovo 
die Friedenssicherung in der Region garantieren. Nach der Unab-
hängigkeitserklärung und Anerkennung des Kosovo durch zahl-
reiche Staaten wurde das Mandat von KFOR durch die UN-Sicher-
heitsrats-Resolution 1244 weiter verlängert, um die noch fragile 
Stabilität zu schützen.

Die Zukunft der NATO

Auch im sechzigsten Jahr ihres Bestehens gilt weiterhin das Dik-
tum des ehemaligen NATO-Generalsekräters Manfred Wörner: 
»The slogan ›out-of-area or out of business‹ is out of date. We are out-of-
area and we are very much in business.« Die neue Multipolarität der 
Welt nach 1990 und die zahlreichen ungelösten ethnisch-religiö-
sen, ökonomischen, ökologischen und sozialen Disparitäten 
führten zu den ersten Schritten eines globalen-vernetzten Sicher-
heitsdenkens innerhalb der NATO. Angesichts der Anschläge vom 
11. September 2001 und der sich anschließenden erstmaligen Er-
klärung des Artikel 5 der NATO-Charta beschleunigte sich das 
Tempo internationaler Krisenintervention durch die NATO. In der 
Auseinandersetzung mit den Gefahren des internationalen Terro-
rismus erkannten viele Staaten und Regierungen die dringende 
Handlungsnotwendigkeit im Rahmen des Krisenmanagements 
mit möglichst präventivem Charakter. Die NATO umfasst heute 
28 Mitgliedstaaten in einem transatlantischen Bündnis, das sich 
vom Verteidigungsbündnis zu einem Instrument globaler Stabili-
tätsprojektion entwickelt hat und nahezu global agiert. Es gelang 
der NATO erfolgreich, zahlreiche Staaten des ehemaligen War-
schauer Pakts zu integrieren und die Partnerschaft der Allianz mit 
Russland zu vertiefen.
Das transatlantische Bündnis hat sich, beispielsweise in Bosnien, 
als einzige wirksames und weltweit agierendes Instrument des 
militärischen Konfliktmanagement erwiesen. In wieweit die EU 
weiterhin einen eigenständigen Beitrag – auch außerhalb Euro-
pas wie z. B. zur Absicherung der Wahlen im Kongo – leisten wird, 
bleibt abzuwarten. Hier zeigen sich vor allem innereuropäische 
Auseinandersetzungen über eine gemeinsame sicherheitspoliti-
sche Strategie und ihre möglichen Umsetzung in potentiellen 
Krisenregionen. Ein ähnlicher Diskurs wird zunehmend auch 
unter den NATO-Staaten über die richtige Wahl der Einsatzmittel 
und einer möglichen geographischen Fokussierung geführt. Des 
Weiteren setzt sich eine mit dem Einsatz in Afghanistan begon-
nene Diskussion über den vernetzten Ansatz, also der gleichran-

gigen Anwendungen sowohl militärischer wie auch ziviler Krisen- 
und Wiederaufbauinstrumente fort (| M 7 |). 
Zahlreiche Missionen führten und führen die NATO neben den 
dargestellten Einsätzen auf dem Balkan zu Krisenoperationen in 
»failing und failed states« wie beispielsweise am Horn von Afrika 
im Rahmen der Pirateriebekämpfung und dem Einsatz in Afgha-
nistan im Rahmen der »International Security Assistance Force« 
(ISAF). Dass die NATO auch jenseits des Atlantiks für die neue US-
Administration unter Präsident Obama eine entscheidende Rolle 
in der globalen Sicherheitsarchitektur und als Stabilitätsfaktor 
für die transatlantischen Beziehungen spielt, brachte der ameri-
kanische Vizepräsident Joe Biden im Frühjahr 2009 auf der 
Münchner Sicherheitskonferenz zum Ausdruck, als er ausdrück-
lich eine Erneuerung der Partnerschaft Europas und Amerikas auf 
Basis der NATO anbot (| M 6 |). 
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Abb. 4 »Um sieben Mitglieder stärker«  © Horst Haitzinger, 22.11.2002



D i e  N AT O  –  e i n  R e l i k t  d e s  K a l t e n  K r i e g s ?

7 6

Heft 58 · 2009

FL
O

RI
AN

 JO
RD

AN

D&E

MATERIALIEN

M 1 Präambel des Nordatlantikvertrages (1949)

»Die Parteien dieses Vertrages bekräftigen erneut ihren Glauben 
an die Ziele und Grundsätze der Satzung der Vereinten Nationen 
und ihren Wunsch, mit allen Völkern und Regierungen in Frieden 
zu leben. Sie sind entschossen, die Freiheit, das gemeinsame 
Erbe und die Zivilisation ihrer Völker, die auf den Grundsätzen der 
Demokratie, der Freiheit der Person und der Herrschaft des 
Rechts beruhen, zu gewährleisten. Sie sind bestrebt, die innere 
Festigkeit und das Wohlergehen im nord-atlantischen Gebiet zu 
fördern.«

www.staatsvertraege.de/natov49.htm

M 2 Artikel 5 des Nordatlantikvertrages

»Die Parteien vereinbaren, dass ein bewaffneter Angriff gegen 
eine oder mehrere von ihnen in Europa oder Nordamerika als ein 
Angriff gegen sie alle angesehen wird; sie vereinbaren daher, dass 
im Falle eines solchen bewaffneten Angriffs jede von ihnen in 
Ausübung des in Artikel 51 der Satzung der Vereinten Nationen 
anerkannten Rechts der individuellen oder kollektiven Selbstver-
teidigung der Partei oder den Parteien, die angegriffen werden, 
Beistand leistet, indem jede von ihnen unverzüglich für sich und 
im Zusammenwirken mit den anderen Parteien die Maßnahmen, 
einschließlich der Anwendung von Waffengewalt, trifft, die sie für 
erforderlich erachtet, um die Sicherheit des nordatlantischen Ge-
biets wiederherzustellen und zu erhalten. 
Von jedem bewaffneten Angriff und allen daraufhin getroffenen 
Gegenmaßnahmen ist unverzüglich dem UN-Sicherheitsrat Mit-
teilung zu machen. Die Maßnahmen sind einzustellen, sobald der 
Sicherheitsrat diejenigen Schritte unternommen hat, die notwen-
dig sind, um den internationalen Frieden und die internationale 
Sicherheit wiederherzustellen und zu erhalten.«

www.staatsvertraege.de/natov49.htm

M 3 Charta der Vereinigten Nationen, Artikel 51

»Diese Charta beeinträchtigt im Falle eines bewaffneten Angriffs 
gegen ein Mitglied der Vereinten Nationen keineswegs das natur-
gegebene Recht zur individuellen oder kollektiven Selbstverteidi-
gung, bis der UN-Sicherheitsrat die zur Wahrung des Weltfrie-
dens und der internationalen Sicherheit erforderlichen 
Maßnahmen getroffen hat. Maßnahmen, die ein Mitglied in Aus-
übung dieses Selbstverteidigungsrechts trifft, sind dem Sicher-
heitsrat sofort anzuzeigen; sie berühren in keiner Weise dessen 
auf dieser Charta beruhende Befugnis und Pflicht, jederzeit die 
Maßnahmen zu treffen, die er zur Wahrung oder Wiederherstel-
lung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit für er-
forderlich hält.«

www.unric.org/html/german/pdf/charta.pdf

M 4 Artikel 10 des Nordatlantikvertrages

»Die Parteien können durch einstimmigen Beschluss jeden ande-
ren europäischen Staat, der in der Lage ist, die Grundsätze dieses 
Vertrags zu fördern und zur Sicherheit des nordatlantischen Ge-
biets beizutragen, zum Beitritt einladen. »

www.staatsvertraege.de/natov49.htm

M 6  Ansprache Vizepräsident Joe Biden auf der Münchner Si-
cherheitskonferenz 2009

Chancellor Merkel, Ambassador Ischinger, colleagues: 
(…) Today, I am especially honored to represent a new American 
administration and the oldest American tradition: the peaceful, 
democratic transfer of power. (…) I come to Europe on behalf of a 
new administration determined to set a new tone in Washington, 
and in America’s relations around the world. That new tone – 
rooted in strong partnerships to meet common challenges – is 
not a luxury. It is a necessity. While every new beginning is a mo-
ment of hope, this moment for America and the countries repre-
sented in this room – is fraught with concern and peril. In this mo-
ment, our obligation to our fellow citizens is to put aside the petty 
and the political to reject zero sum mentalities and rigid ideolo-
gies, to listen to and learn from one another and to work together 
for our common prosperity and security. That is what this moment 
demands. That is what the United States is determined to do.
For 45 years, this conference has brought together Americans and 
Europeans – and, in recent years, leaders from beyond the Trans-
Atlantic community – to think through matters of physical secu-
rity. This year, more than ever before, we know that our physical 
security and our economic security are indivisible. We are all con-
fronting a serious threat to our economic security that could 
spread instability and erode the progress we’ve made in improv-
ing the lives of our citizens. In the United States, we are taking ag-
gressive action to stabilize our financial system, jump start our 
economy and lay a foundation for growth. (…) Even as we grapple 
with an economic crisis, we must contend with a war in Afghani-
stan now in its eighth year, and a war in Iraq well into its sixth year; 
And we must recognize new forces shaping this young century: 
The spread of mass destruction weapons and dangerous diseases; 
A growing gap between rich and poor; Ethnic animosities and 
failed states; A rapidly warming planet and uncertain supplies of 
energy, food, water; The challenge to freedom and security from 
radical fundamentalism (…) Two months from now, the members 
of the North Atlantic Treaty Organization will gather for our Alli-
ance’s 60th anniversary. This Alliance has been the cornerstone of 
our common security since the end of World War II. It has an-
chored the United States in Europe and helped forge a Europe 
whole and free. Together, we made a pact to safeguard the free-
dom of our peoples, founded on the principles of democracy, indi-
vidual liberty and the rule of law. We made a commitment to coop-
erate, to consult – and to act with resolve when the principles we 
defend are challenged. There is much to celebrate. But we must do 
more. We must recommit to our shared security and renew NATO, 
so that its success in the 20th century is matched in the 21st. 
NATO’s core purpose remains the collective defense of its mem-

M 5  Proteste auf dem Sonderparteitag der Grünen zum Afghanistan-Einsatz 
der Bundeswehr im Jahre 2007  © picture alliance, dpa 2007
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bers. But faced with new threats, we need a new resolve to meet 
them, and the capabilities to succeed. Our Alliance must be better 
equipped to help stop the spread of the world’s most dangerous 
weapons, to tackle terrorism and cyber-security, to expand its writ 
to energy security and to act in and out of area effectively.
We will continue to develop missile defenses to counter a growing 
Iranian capability, provided the technology is proven to work and 
cost effective. We will do so in consultation with our NATO allies 
and Russia. As we embark on this renewal project, the United 
States, like other Allies, would warmly welcome a decision by 
France to fully participate in NATO structures. (…) We also sup-
port the further strengthening of European defense, an increased 
role for the European Union in preserving peace and security, a 
fundamentally stronger NATO-EU partnership and deeper coop-
eration with countries outside the Alliance who share our com-
mon goals and principles.
The United States rejects the notion that NATO’s gain is Russia’s 
loss, or that Russia’s strength is NATO’s weakness. The last few 
years have seen a dangerous drift in relations between Russia and 
the members of our Alliance. It is time to press the reset button 
and to revisit the many areas where we can and should work to-
gether. Our Russian colleagues long ago warned about the rising 
threat from the Taliban and Al Qaeda in Afghanistan. Today, NATO 
and Russia can and should cooperate to defeat this common 
enemy. We can and should cooperate to secure loose nuclear 
weapons and materials and prevent their spread, to renew the 
verification procedures in the START-treaty and then go beyond 
existing treaties to negotiate deeper cuts in our arsenals. The 
United States and Russia have a special obligation to lead the in-
ternational effort to reduce the number of nuclear weapons in the 
world. We will not agree with Russia on everything. For example, 
the United States will not recognize Abkhazia and South Ossetia 
as independent states. We will not recognize a sphere of influ-
ence. It will remain our view that sovereign states have the right 
to make their own decisions and choose their own alliances. 
But the United States and Russia can disagree and still work to-
gether where our interests coincide.

www.securityconference.de/konferenzen/rede.php?menu_2009=&menu_
konferenzen=&sprache=de&id=238&

M 7 Die Nato sucht eine neue Strategie

So selbstverständlich mittlerweile der Nato-Einsatz in Afghanistan 
geworden ist, so schwer fällt es, den Sinn des Bündnisses insge-
samt im 21. Jahrhundert zu definieren. 28 Nato-Mitglieder haben 
28 Vorstellungen, die von der Rolle des Weltpolizisten bis zur Kon-
zentration auf die Verteidigung der Mitgliedstaaten reichen. Es 
klingt paradox: In der Praxis funktioniert die Nato, sie kann auf Kri-
sen reagieren. Aber manchmal fangen die Probleme mit den Wor-
ten an – wenn man definieren soll, warum man tut, was man tut 
(…). Zentraler ist aber die Frage, welche Aufgaben die Nato künftig 
übernehmen soll. Vor allem die USA drängen auf eine größere welt-
weite Rolle. Das ist wenig überraschend. Denn zum einen hätte die 
ökonomisch angeschlagene Supermacht gern einen Partner, der 
ihren Einfluss absichert. Sehr schmerzlich haben die USA zudem 
gelernt, wie kontraproduktiv es sein kann, allein zu handeln – 
selbst wenn sie über genügend militärische Mittel verfügen.
Zudem ist die Nato nach wie vor die einzige funktionsfähige Or-
ganisation, die die USA mit ihrem wichtigsten Verbündeten, Eu-
ropa, verbindet. Also wird das Bündnis in Washington und im 
Nato-Hauptquartier als Allzweckwaffe gehandelt, um künftig 
auch ein breites Themenspektrum wie Klimawandel, Energiesi-
cherheit, Migration oder »Cyberwar«, also Angriffe auf elektroni-
sche Netzwerke, abzudecken.
Dagegen steht das völlig andere Interesse der östlichen Nato-
Staaten, die das Bündnis vor allem als Schutz gegen Russland be-
greifen. Statt geografischer Ausweitung des Aktionsradius wollen 

sie eher eine Beschränkung auf den Schutz der Nato-Länder 
selbst. Auch kleine Nato-Staaten wie Norwegen, die zunehmend 
Übungsflüge russischer Kampfbomber an ihren Grenzen beob-
achten, drängen auf eine Stärkung des Artikels 5 des Nato-Vertra-
ges, also der Beistandsklausel bei Angriffen. In der nun begin-
nenden Strategiedebatte wären die Nato-Staaten gut beraten, 
Debatten ehrlicher zu führen und die Organisation nicht mit Auf-
gaben zu überfrachten. Die Debatte über den Artikel 5 zeigt, wie 
unsinnig etwa bestimmte Erweiterungsdiskussionen sind: Die 
Nato muss im Notfall auch halten können, was sie verspricht. In 
der Verlässlichkeit liegt ihre Abschreckungskraft. Aber es dürfte 
beim bestem Willen unmöglich sein, etwa dem isoliert liegenden 
Georgien an Russlands Südgrenze im Falle eines umfassenden 
Angriffs wirklich zu helfen. Zweitens wächst nach den Erfahrun-
gen im Irak und in Afghanistan die Einsicht, dass Sicherheit und 
Stabilität eben nur zum Teil durch militärische Mittel erreicht wer-
den können. Daraus folgt, dass die Bewältigung zusätzlicher Her-
ausforderungen im 21. Jahrhundert nicht unter dem Dach eines 
militärischen Bündnisses organisiert werden sollte.
Und drittens hat die Nato viel zu wenig beachtet, wie ihr Handeln 
in der Welt ankommt. Der Blick auf militärische Kapazitäten und 
die Freude über die eigene Effektivität verstellen nur den Blick auf 
unbeabsichtigte und negative politische Nebenwirkungen. Wenn 
der mächtigste Militärapparat der Welt auf anderen Kontinenten 
aktiv wird, löst dies fast zwangsläufig Misstrauen über die Motive 
aus. (…) 
Gerade im Verhältnis zu Russland hat die Nato zudem die Erfah-
rung machen müssen, dass mehr Waffen und mehr Militärbasen 
nicht unbedingt mehr Sicherheit erzeugen. So verstärkte der 
Streit über das geplante und nun erst einmal vertagte US-Rake-
tenabwehrsystem in Osteuropa die Gefahr eines neuen Wettrüs-
tens. In den kommenden Jahren wird dies zunehmend auch für 
die Politik gegenüber China gelten. Die Nato darf deshalb kein 
Instrument werden, um den wachsenden Einfluss Chinas in Asien 
zurückzudrängen.
All dies spricht dafür, sich bei allen Wünschen nach einer klaren 
Rolle für das Bündnis mit der neuen Nato-Strategie nicht zu über-
heben und politisch vorsichtig zu agieren. Ein offensiv formulier-
tes Konzept richtet mehr Schaden an, als es nutzt. Das bedeutet 
nicht, dass das Bündnis im 21. Jahrhundert an Bedeutung verlie-
ren wird, wie die russische Führung gern suggeriert. Einen Groß-
teil der Stabilität gerade in Westeuropa verdanken wir der Tatsa-
che, dass sich niemand mit der Nato anlegen möchte. Aber auch 
in einem Militärbündnis zählen nicht allein die Waffen – es kommt 
ebenso sehr auf die Worte an.

Andreas Rinke, Handelsblatt, 30.07.09

M 8  Der US-amerikanische Vizepräsident Joe Biden stellte auf der 45. Münch-
ner Sicherheitskonferenz im Jahre 2009 die neue Sicherheitspolitik der 
Obama-Administration vor © picture alliance, dpa
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genannten »Ostblock« und damit direkten Einflussbereich der 
Sowjetunion gezählt hatten. 
Die in den europäischen, aber auch US-Medien verwendeten Be-
griffe wie »American Empire« oder »Imperial Ambitions« bezogen 
sich dabei bewusst auf jene radikale Kritik amerikanischer Au-
ßenpolitik, die einst während des Vietnam-Krieges zu weltweiten 
Protesten gegenüber jener Nation geführt hatte, die noch im II. 
Weltkrieg Europa vom Nationalsozialismus befreit hatte. Mit der 
neuen Präsidentschaft von Barack Obama scheint sich nun, 
glaubt man wiederum den Medien, schlagartig das Auftreten US-
amerikanischer Außenpolitik verändert zu haben. 

Interdependenz von Außen- und Innenpolitik

Zu kurz greift, wer die Außenpolitik der USA nur aus dem interna-
tionalen System erklären will. Vielmehr sind gerade bei den USA 
jene Bedingungen und Zusammenhänge immer einzubeziehen, 
die sich aus dem politischen System der Vereinigten Staaten 
selbst ergeben. Europäer sind gelegentlich verwirrt und irritiert, 
wenn aus der Administration eines Präsidenten höchst wider-
sprüchliche Äußerungen kommen, die Politik des Landes von 
maßgeblichen Regierungsmitgliedern immer wieder unter-
schiedlich definiert wird. Aus dieser Widersprüchlichkeit kann 
auf der anderen Seite des Atlantiks jedoch auch die Gewissheit 
gewonnen werden: »Äußerungen einzelner Politikerinnen bzw. Politi-
ker, die radikal und zugespitzt anmuten, an Säbelrasseln, an Imperialis-
mus und pure Machtpolitik erinnern, sind unter Umständen nicht so ge-
meint, wie sie beim ersten Zuhören klingen. In Wirklichkeit deuten sie 
eher auf einen Machtkampf in der präsidentiellen Administration hin: Es 
gilt die Aufmerksamkeit und Zustimmung des Präsidenten zu gewinnen. 
Zudem hat ein prinzipieller Wesenszug der Gesellschaft in den USA bis 
heute Gültigkeit, auch in den Zeiten des Patriot Act, der Heimatschutzbe-

Nach wie vor konkurrieren in den USA im Wesentlichen  
»zwei Varianten hegemonialer Außenpolitik« (Peter Ru-

dolf) miteinander: Da ist zum einen die nach dem 11. Septem-
ber 2001 unter Präsident George W. Bush imperial zugespitze 
Position des »Unilateralismus«, die den USA als »verbliebener 
Weltmacht« das Recht auf ein selbstmandatiertes internatio-
nales Handeln zubilligte, und zum anderen die »liberal-multi-
laterale Position«, die im Moment z. B. von Präsident Barack 
Obama vertreten wird und die auf die Tradition Woodrow Wil-
sons, des US-Präsidenten im I. Weltkrieg (»To make the world 
save for democracy«), zurückreicht und die sich einem »multi-
lateralen Internationalismus« unter demokratischen Bünd-
nispartnern verpflichtet weiß. Isolationistische Positionen, 
wie sie noch in der Zwischenkriegszeit in den USA die Ober-
hand gewonnen hatten, befinden sich in der US-amerikani-
schen Diskussion immer mehr auf dem Rückzug. Die Bereit-
schaft zum Einsatz militärischer Macht ist in den großen 
politischen Lagern der USA, in den beiden Häusern des Kon-
gresses, den Meinungsspalten der überregionalen Zeitungen 
und Politikjournale, aber auch den einflussreichen Interes-
sengruppen und »Think Tanks«, den Ideenagenturen, längst 
nicht mehr umstritten. 

»Imperiale Illusionen?«

Insbesondere in den acht Jahren der Präsidentschaft von George 
W. Bushs (2001–2009) geriet die US-amerikanische Außenpolitik 
international gesehen heftig in die Kritik. Dabei verlagerte sich 
zudem der Fokus deutlich weg von Europa hin zum Nahen und 
Mittleren Osten. Nicht mehr der »Eiserne Vorhang« (Churchill) 
und die Konfrontation zweier Supermächte standen im Mittel-
punkt des Geschehens. Spätestens seit den Anschlägen des 11. 
September 2001 in New York mit mehr als 3.000 Toten traten die 
Probleme der »neuen Kriege« (Herfried Münkler) und asymmetri-
scher Kriegsführung auch ins Bewusstsein der Öffentlichkeit. 
Was war zu tun? Welche Konsequenzen sollte dies für die US-ame-
rikanische Außenpolitik zeitigen? Die Bush-Administration re-
agierte rasch mit der sogenannten »Bush-Doktrin« (| M 5 |), also 
der Drohung, militärische Macht auch präventiv (»preemptiv«) 
einzusetzen, und zwar nicht nur gegen terroristische Organisati-
onen und Staaten, die ihnen Unterstützung gewähren, sondern 
auch gegen »Schurkenstaaten«, die nach Massenvernichtungs-
waffen strebten. Bush verfolgte hierbei zudem einen konsequent 
unilateralen Kurs. Obwohl die NATO nach den Anschlägen von 
New York zum ersten Mal den Verteidigungsfall ausgerufen hatte 
und zum Militärschlag gegen Afghanistan bereit war, verzichte-
ten die USA hier ausdrücklich auf deren militärische Unterstüt-
zung. Im Falle des Krieges gegen den Irak im Jahre 2003 vertraute 
Bush ausschließlich auf sogenannte »willige Helfer«, also z. B. 
Bündnispartner in Europa, die bereit waren, unter US-amerikani-
schem Oberbefehl militärisch zu intervenieren. Dies spaltete die 
europäischen Nationen innerhalb der EU und NATO nachhaltig. 
Berühmtheit erhielt hier insbesondere die Rede des ehemaligen 
Verteidigungsministers Donald Rumsfeld, der vom »alten« und 
»neuen« Europa gesprochen hatte. Mit »alt« waren hier vor allem 
Frankreich und Deutschland gemeint, die sich einer Intervention 
im Irak widersetzten, mit »neu« jedoch insbesondere auch jene 
Länder wie z. B. Polen und Tschechien, die noch vor 1989 zum so-

III. 20 JAHRE MAUERÖFFNUNG IN DEUTSCHLAND

7.  Die Verbliebene Weltmacht: Die Europa-
politik der USA vor und nach 1989

JÜRGEN KALB

Abb. 1 Vom Reichstagsgebäude aus schauen der amerikanische Präsident Ro-
nald Reagan (Mitte), Bundeskanzler Kohl und der Regierende Bürgermeister 
Eberhard Diepgen am 12.6. 1987 über die Berliner Mauer. Am 22.6. forderte er 
den Staats- und Parteichef der UDSSR auf: »Herr Gorbatschow, reißen Sie diese 
Mauer ein!« © picture alliance, dpa, Roland Holschneider
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hörde, der Einschränkung einiger Grundrechte und des militärischen und 
diplomatischen Unilateralismus: die fundamentale Skepsis gegen jede Art 
von Machtanhäufung. Diese ist Teil des US-amerikanischen Freiheitsver-
ständnisses, wird genährt aus der Tradition der Graswurzeldemokratie 
und leitet sich historisch her aus der Ablehnung absolutistischer Tyrannei 
im Europa des 17. und 18. Jahrhunderts.« (Peter Lösche, www.bpb.de, 
a. a. O.) Gerade für die USA trifft exemplarisch zu, dass Außen- 
und Innenpolitik, Außen- und Wirtschaftspolitik stets eng mitein-
ander verbunden sind. Die US-amerikanische Außenpolitik kann 
daher nur aus ihrem jeweiligen inneren Zusammenhang, in dem 
sie formuliert wurde, begriffen, kann nur analysiert werden, wenn 
sie als Teil und Ergebnis des politischen Systems der Vereinigten 
Staaten verstanden wird. Ernst-Otto Czempiel hat gleich in meh-
reren Publikationen darauf hingewiesen, dass sich im Prozess der 
innenpolitischen Demokratisierung weltweit, der nicht zuletzt 
seinen Ausgang von den USA nahm, die Beziehung zwischen Ge-
sellschaft und Herrschaft, jedenfalls im Unterschied zu den Mon-
archien und autoritären Regimes des 19. und 20. Jahrhunderts, 
grundlegend geändert hat. Demokratische Systeme seien »prinzi-
piell auf Sicherheit und Frieden gerichtet, weil der Wohlstandsbürger risi-
koavers ist.« (Czempiel, S. 18) Zunehmend beeinflussen gesell-
schaftliche Akteure das ehedem Außenpolitik-Monopol der 
jeweiligen präsidentialen Administration. 
Zudem hat sich das internationale System seit dem Zusammen-
bruch des Kommunismus in Osteuropa und fortschreitender Glo-
balisierungsprozesse grundlegend geändert. War Globalisierung 
im Zeitalter des Kalten Krieges noch weitgehend durch die Sys-
temkonkurrenz geprägt, so kennzeichne das aktuelle internatio-
nale System vor allem die fortschreitende »Ausbreitung des liberal-
kapitalistischen Wirtschaftssystems auf immer größere Teile der Welt 
und das weltweite Auftreten gesellschaftlicher Akteure« (Czempiel, 
S. 20). Insbesondere aus der Sicht der USA verliert Europa hierbei 
längst seine von ihm selbst häufig noch beanspruchte zentrale 
Lage, die es zu Zeiten des Kalten Krieges möglicherweise noch 
inne hatte. Geostrategische Überlegungen in den USA zielen 
längst eher auf den mittleren und fernen Osten ab. Kriegerische 
Auseinandersetzungen (wie z. B. Afghanistan, Irak) haben sich 
dorthin verlagert. Sorgen um dortige Ressourcen und Absätz-
märkte (Der Spiegel, 2003: »Kampf ums Öl«) beschäftigen US-
amerikanische Beobachter ebenso weit stärker als die so kontro-
vers diskutierte These von Samuel P. Huntington vom »Clash of 
Civilizations« (auf deutsch mit »Kampf der Kulturen« wiedergege-
ben), von einer Systemkonkurrenz zwischen westlichen und isla-
mischen Kulturen und einer »Neugestaltung der Weltpolitik im 
21. Jahrhundert« (Huntington). 
Stephan Bierling hat in seiner »Geschichte der amerikanischen 
Außenpolitik« zudem darauf hingewiesen, dass die amerikani-
sche Öffentlichkeit, sieht man einmal von den großen Tageszei-
tung »New York Times, »Washington Post« und »Los Angeles 
Times« ab, die noch darüber berichten, wenig von der internatio-
nalen Politik, schon gar nicht in Europa, wahrnimmt und höchs-
tens auf aktuelle, zumal kriegerische Ereignisse reagiert, und das 
nicht selten eher emotional. In der Tradition der amerikanischen 
Freiheitsbewegung sei man in den USA nach wie vor und über alle 
Lager hinweg der Meinung, die USA seien etwas ganz Besonde-
res. Gab es in Europa im 19. und 20. Jahrhundert nur »Krieg, Macht-
politik, Tyrannei und Unterdrückung, (so stand) Amerika für Frieden, Frei-
heit, Demokratie und Ideale. Dieser Exzeptionalismus kulminierte in der 
Ansicht, dass es die ‹gottgewollte Bestimmung› (Manifest destiny) der 
USA sei, der Welt als Vorbild zu dienen.« (Bierling, S. 13). Walter Mc-
Dougall spricht gar vom Wandel der USA vom »Leuchtturm« zum 
»Kreuzfahrer-Staat« (Walter McDougall: Promised Land, Crusader 
State. Boston 1977). Der »American Way of life« solle nunmehr die 
Welt endgültig erreichen, d. h. Demokratie und Marktwirtschaft 
mit weltweit offenen Märkten die Welt humanisieren. Dahinter 
steht aus US-amerikanischer Sicht nicht nur die tiefe Überzeu-
gung, dass demokratische Staaten gegeneinander keine Kriege 
führten, sondern auch und vor allem, dass diese »amerikani-
schen« Werte anderen in der Welt weit überlegen seien. Diese 

Überzeugungen scheinen – trotz aller sonstigen Unterschiede – 
die Eliten, hier z. B. die außenpolitischen »Schulen«, zu einen und 
dafür zu sorgen, dass innenpolitisch ein weit größeren Anteil am 
Bruttoinlandsprodukt für Rüstungsanstrengungen aufgebracht 
werden kann als in anderen westlichen Staaten, z. B. in Europa 
oder gar der Bundesrepublik Deutschland.
Wenn auch der Präsident und seine jeweilige Administration im 
Bereich der Außenpolitik weit stärkere Vollmachten besitzen als 
in der Innenpolitik, so ist der Einfluss des Kongresses, im Bereich 
der Außenpolitik speziell des Senats, in den USA kaum zu unter-
schätzen. Weltanschaulich lassen sich hier nach Stephan Bierling 
vor allem drei Richtungen unterscheiden, die – von recht ver-
schiedenen »pressure groups« beeinflusst – durchaus unter-
schiedliche Akzente setzen können: (1) Die »liberalen Institutio-
nalisten«; – (2) die »konservativen Internationalisten« oder 
Vertreter der realistischen Schule sowie (3) die »konservativen 
Unilateralisten« oder auch allgemein die Vertreter der Neokon-
servativen.
Zu den Vertretern der »liberalen Institutionalisten« zählen in 
jüngster Zeit vor allem die Präsidenten Jimmy Carter und Bill Clin-
ton (jener zumindest in seiner ersten Amtszeit, als die »Republi-
kaner« noch nicht die Mehrheit in beiden Häusern des Kongres-
ses hatten) sowie aktuell Barack Obama. Als Mittel der Politik 
geht es ihnen vor allem um eine multilaterale Vorgehensweise mit 
offener Diplomatie und die Stärkung internationaler Organisatio-
nen wie UNO, aber auch der NATO. Gewaltanwendung wird hier 
nur als »ultima Ratio« in Betracht gezogen. Demgegenüber ver-
treten die »konservativen Internationalisten« oder auch »Realis-
ten« die These, die USA müssten, um globale Bedrohungen wie 
den Kommunismus oder Terrorismus abzuwenden, militärisch 
nahezu überall auf der Welt präsent sein und die Gefahren einzu-
dämmen (»Containment«-Politik). Internationale Bündnissys-
teme sollten vor allem unter dem Gesichtspunkt betrachtet wer-
den, ob sie US-amerikanischen Interessen dienten. Die 
»Realisten« in dieser Richtung vertraten deshalb vor allem eine 
Gleichgewichtspolitik und den Interessenausgleich z. B. mit der 
ehemaligen Sowjetunion. Richard Nixon und später George Bush 

Abb. 2 Die außenpolitische Entscheidungsfindung in den USA. 
 © Stephan Bierling, Geschichte der amerikanischen Außenpolitik, a. a. O., S. 10
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sen. könnten als klassische Vertreter dieser Position genannt wer-
den. Der ehemalige Außenminister Nixons und Friedensnobel-
preisträger Henry Kissinger vertritt heute noch auf internationa-
len Vortragsreisen diese Position.
Mit Ronald Reagan und George W. Bush jr. haben sich in den letz-
ten Jahrzehnten Präsidenten hervorgetan, die unter dem Schlag-
wort »America first« und dem Bekenntnis zu einem amerikani-
schen Unilateralismus bekannt und deshalb oftmals heftig 
kritisiert wurden. Diese »Neokonservativen«, deren Bewegung je-
doch nicht zuletzt innenpolitisch motiviert war, kennzeichnet eine 
tiefe Skepsis gegenüber internationalen Organisationen, vor allem 
der UNO und ihren Unterorganisationen, aus. Neben der Forde-
rung nach höheren Rüstungsausgaben vertreten die »konservati-
ven Unilateralisten« insbesondere Pläne für eine »Nationale Rake-
tenabwehr« (aktuell: »National Missile Defense =NMD) zur Abwehr 
potenzieller Angriffe von »Schurkenstaaten« (»rogue states«). Ge-
genüber internationalen Umweltprogrammen oder Familienpla-
nungsinitiativen der UNO verhalten sie sich äußerst kritisch.
Ein kurzer historischer Rückblick soll hier im Folgenden zu einer 
näheren Charakterisierung der Abfolge US-amerikanischer Euro-
papolitik führen.

US- Europapolitik unter Carter: Von der Détente zur 
Verschärfung des Konflikts

Als der Demokrat Jimmy Carter 1977 Präsident wurde, wollte er 
nach dem Trauma des Vietnamkriegs und der Machtpolitik Ri-
chard Nixons und Gerald Fords zunächst eine neue ethische Basis 
für die Außenpolitik legen. Allerdings erschwerten sowjetische 
atomare Aufrüstungsaktivitäten in Europa mit sogenannten 
SS 20 – Mittelstreckenraketen seine Bemühungen, Entspan-
nungspolitik gegenüber der UdSSR fortzusetzen. Nicht zuletzt 
der deutsche Bundeskanzler Helmut Schmidt (SPD) drängte die 
USA zu einem Nachrüstungsbeschluss für atomare Mittelstre-
ckenraketen (z. B. »Pershing II«), die ihm innenpolitisch in der 
Bundesrepublik große Schwierigkeiten bereitete. Als dann die SU 
unter ihrem greisen Generalsekretär der KPdSU Leonid Bresch-
new auch noch am 27. Dezember 1979 in Afghanistan einmar-
schierte, gehörte die »Détente«-Politik der USA vollends der Ver-
gangenheit an. Carters tiefe Enttäuschung mündete gleich in 
einer Reihe von antisowjetischen Maßnamen: Verurteilung der 
sowjetischen Invasion durch den Sicherheitsrat und die General-
versammlung der UNO, Weizenembargo, Stopp der Lieferung von 
High-Tech-Produkten an die SU, Rückzug aus dem SALT II – Ver-
trag mit der SU, der Obergrenzen für die Aufrüstung von atoma-
ren Interkontinentalraketen vorsah sowie den Boykott der Olym-
pischen Spiele 1980 in Moskau. Dies traf nun aber wieder auf 
Widerstand bei vielen europäischen Bündnispartnern.

Reagans Kreuzzug gegen das »Reich des Bösen«

Ronald Reagan war 1981 vor allem gewählt worden, um die ameri-
kanische Wirtschaft zu sanieren. Außenpolitisch versprach er ins-
besondere die Stärkung der amerikanischen Rolle in der Welt. Dazu 
bediente er sich von Anfang an einer »konservativen Kreuzzugsrhe-
torik« (Bierling, S. 177), die an die »Containment«-Politik Henry Tru-
mans und seine »Roll back«-Strategie der 50er-Jahre erinnerte. Für 
Reagan war klar, dass die UdSSR die Wurzel der Instabilität auf der 
Welt bildete, sie entfachte Bürgerkriege, unterstützte Terroristen 
und war bereit, »jedes Verbrechen zu begehen, zu lügen und zu be-
trügen«. In seiner berühmten Ansprache vor der »Nationalen Verei-
nigung protestantischer Christen« am 12.9. 1983 sprach er davon, 
dass die UdSSR das »Zentrum des Bösen in der modernen Welt« sei 
und ein »Reich des Bösen« (»evil empire«) beherrsche (| M 1 |). Als 
ersten Schritt im Systemwettkampf mit der UdSSR setzte der Präsi-
dent deshalb eine Erhöhung des Rüstungsbudgets um 15 Prozent 
auf 233 Milliarden Dollar durch, im Fünfjahresprogramm waren es 
mehr als 1,5 Billionen Dollar. Zudem verkündete er einer staunen-
den Öffentlichkeit die Entwicklung einer weltraumgestützten »Stra-
tegischen Verteidigungsinitiative« (»SDI«), die die USA im Kriegsfall 
vor feindlichen Atomraketen schützen solle. In großer Deutlichkeit 
wollte die Reagan-Administration der UdSSR deutlich machen, dass 
sie den Rüstungswettlauf mit den USA nicht gewinnen könne.
Eine Wende trat jedoch im Frühjahr 1985 ein, als Reagan nach sei-
ner triumphalen Wiederwahl dem neuen Generalsekretär der 
KPdSU Michail Gorbatschow persönlich begegnete. Zwar dauerte 
es noch etwa zwei Jahre, bis konkrete Verhandlungen zu einem 
Ergebnis führten. Aber Gorbatschow wollte und konnte sich nicht 
auf einen für die Sowjetunion fatalen Rüstungswettlauf einlas-
sen, Reagan wollte aber unbedingt an seinen SDI-Plänen festhal-
ten. 1987 unterzeichneten sie schließlich doch ein erstes ernst-
haftes Abrüstungsabkommen zwischen den Supermächten, den 
INF-Vertrag, der vorsah, innerhalb von drei Jahren alle boden-
gestützten atomaren Kurz- und Mittelstreckenraketen zu ver-
schrotten (»Nulllösung«). Außerdem gewährleistete er ein um-
fangreiches Verifikationssystem mit Vorort-Inspektionen und 
Überwachungsmaßnahmen. Reagan wollte nunmehr auch nicht 
mehr vom »Reich des Bösen« sprechen, forderte aber am 22.6. 
1987 dennoch Gorbatschow in seiner berühmten Rede direkt auf: 
»Wenn Sie Frieden, wenn Sie Wohlstand für die Sowjetunion und Osteu-
ropa, wenn Sie Liberalisierung suchen (…), dann, Herr Gorbatschow, rei-
ßen Sie diese Mauer ein!« Reagans Position hatte sich dennoch 
deutlich gewandelt: Von seiner neokonservativen Kreuzzugsrhe-
torik war er immer mehr zu einer Kooperation mit Gorbatschow 
übergegangen, die sich zunehmend, wenn auch in erster Linie bi-
lateral verstanden, an die Positionen der »Realisten« innerhalb 
der republikanischen Partei annäherte.

Abb. 3 Der sowjetische Staats- und Parteichef Michail Gorbatschow auf 
einem von insgesamt 6 Gipfeltreffen mit dem amerikanischen Präsidenten 
 Ronald Reagan, 1987 in Rejkiawik (Island) © picture alliance, dpa 1987

Abb. 4 »Das Kuratorium Deutsche Einheit« verlieh am 16.6. 2005 den Archi-
tekten der deutschen Einigung den »Point-Alpha-Preis«. Von links: Der frühere so-
wjetische Präsident Michail Gorbatschow, Ex-US-Präsident George Bush senior 
und Altbundeskanzler Helmut Kohl  © picture alliance, dpa 2007
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George Bush sen.: »Konservativer Multilateralismus«

Als der ehemalige Vizepräsident George Bush sen. 1989 sein Amt 
übernahm, fand er eine insgesamt recht stabile Situation vor. Ab 
Mai 1989 rückte Bush dann immer mehr von der amerikanischen 
Eindämmungspolitik ab und begann, Gorbatschow international 
zu unterstützen. Zwar forderte er öffentlich von der Sowjetunion 
weitere Abrüstungsschritte im nuklearen und konventionellen 
Bereich, das Recht der mittel- und osteuropäischen Staaten auf 
Selbstbestimmung und demokratische Freiheit im Ostblock, ver-
wies aber schon im Juli 1989 darauf, dass die begonnenen Refor-
men in Osteuropa wesentlich vom Erfolg der »Perestroika« Gor-
batschows abhingen: Zu seinen Beratern sagte er: »Wenn es keinen 
Gorbatschow gäbe, gäbe es auch nichts von dem, was wir gerade in Polen 
und Ungarn gesehen haben« (Michael Duffy). Ungarn hatte im Mai 
den Eisernen Vorhang geöffnet, bei halbfreien Wahlen im Juni in 
Polen war die Gewerkschaftsbewegung »Solidarnosc« als klarer 
Wahlsieger hervorgegangen. Besonders beeindruckte Bush sen., 
dass Gorbatschow die Breschnew-Doktrin aufgegeben hatte, mit 
der die UdSSR seit 1968 Interventionen in Satellitenstaaten ge-
rechtfertigt hatte, und dass er das marode SED-Regime in der 
DDR anlässlich der 40-Jahr-Feiern im Oktober 1989 in Ost-Berlin 
offensichtlich intern heftig kritisiert hatte sowie vor allem keiner-
lei Maßnahmen ergriff, um die Öffnung der Mauer am 9. Novem-
ber rückgängig zu machen. Anfang Dezember versuchte er auf 
einem Gipfeltreffen Gorbatschow die Angst zu nehmen, die USA 
könnten die Schwierigkeiten der UdSSR zum Ausbau der eigenen 
Machtposition nutzen. Er versicherte, er werde jede Annäherung 
der beiden deutschen Staaten »weise und vorsichtig« begleiten 
und die »legitimen sicherheitspolitischen Interessen der UdSSR« 
berücksichtigen. Bush sah dabei Helmut Kohls 10-Punkte-Plan 
und die weiteren Schritte zur deutschen Einheit in wesentlich po-
sitiverem Licht als die meisten seiner Berater, vor allem aber als 
die britische Premierministerin Margaret Thatcher und der fran-
zösische Präsident François Mitterand. Stephan Bierling analy-
siert hierbei ein strategisches Kalkül Bushs: »Wenn sich die USA als 
erste Macht für Kohls Vereinigungspolitik einsetzten, so würde ihnen das 
Deutschland später nicht vergessen.« (S. 202). Allerdings nannte Bush 
auch deutliche Bedingungen für eine Zustimmung der USA zur 
deutschen Einigung: Anerkennung der Oder-Neiße-Grenze zu 
Polen und Verbleib Gesamtdeutschlands in der NATO. Zur multi-
lateralen Einbettung der deutschen Einigung initiierte Bush 
schließlich die »2+4-Verhandlungen«, in deren Rahmen die Bun-
desrepublik und die DDR mit den Vertretern der vier Sieger-

mächte des Zweiten Weltkriegs die außenpolitischen Regulierun-
gen zur Deutschen Einheit völkerrechtlich abschlossen.
Als Moskau im Januar 1991 mit Gewalt gegen Sezessionsbewegun-
gen im Baltikum vorging, reagierte die Bush-Administration nur 
recht milde, um Gorbatschow nicht zu brüskieren. Und Boris Jel-
zin, den Widerpart Gorbatschows in Russland, akzeptierte er als 
Gesprächspartner erst, als mit dessen Unterstützung ein Putsch-
versuch der sowjetischen Militärs gegen Gorbatschow niederge-
schlagen wurde. Dieser Kollaps der Sowjetunion war in der Folge-
zeit dann nicht nur die Geburtsstunde der GUS, der Gemeinschaft 
Unabhängiger Staaten, als Nachfolgeorganisation der UdSSR, 
sondern auch der Beginn einer Suche nach einer »Neuen Weltord-
nung«, die Bush 1991 ausrief. Insbesondere im ersten Irakkrieg, als 
Saddam Hussein Kuwait überfiel, setzte George Bush sen. ganz 
auf die multilaterale Zusammenarbeit und UNO-Legitimation. 
Schon Ende 1990 hatten die ehemaligen Gegner des Ost-West-
Konflikts die »Charta von Paris« unterzeichnet und damit ein um-
fassendes Bekenntnis zu den Menschenrechten, zur Demokratie, 
zum Freihandel und zu einer Zusammenarbeit im Bereich der Si-
cherheitspolitik abgelegt. Aus den eher losen KSZE-Treffen wurde 
1995 schließlich eine ständige Organisation mit Sitz in Wien: die 
OSZE (»Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Eu-
ropa«). Die NATO-Staaten reduzierten in der Folgezeit ihrer Vertei-
digungshaushalt um rund 20 %, vor allem in der Bundesrepublik 
Deutschland, was u. a. auch Teil des »2+4-Abkommens« war.

Bill Clinton: Zunächst Innenpolitiker – 
 außenpolitisch eine »Wende rückwärts«

Bei den Präsidentschaftswahlen im November 1992 hatten Bush 
seine außenpolitischen Erfolge jedoch wenig genutzt. Eine anhal-
tende Wirtschaftskrise und nach wie vor horrende Schulden im 
Staatshaushalt brachten den Demokraten Bill Clinton ins Weiße 
Haus in Washington. Am Mulitlateralismus seines Vorgängers 
hielt Clinton fest, sprach gar von einem »assertive« (»anspruchs-
vollen«) Multilateralismus. Dies bedeutete auch, dass die UNO in 
den sich entwickelnden Jugoslawien-Krieg ab 1991/92 die Initia-
tive erhielt. Die Kriege in Kroatien und Bosnien-Herzegowina 
wurden als Bürgerkriege eingestuft und zur Sicherung des Frie-
dens wurden Peacekeeping-Truppen (»UNPROFOR«) eingesetzt, 
was sich als wenig effektiv herausstellte. Nach dem Friedens-
schluss von Dayton (1995) in Bosnien beauftragte schließlich der 
Sicherheitsrat der UNO die Militärallianz NATO mit der Beaufsich-
tigung, was zur Etablierung von IFOR und SFOR-Truppen führte. 
Ab 1994 spricht Czempiel von einer »Wende rückwärts« in Clin-
tons Außenpolitik. Was war geschehen? In den USA hatten die Re-
publikaner in beiden Häusern nicht nur die Mehrheit erlangt und 
eine neue amerikanische Außenpolitik unter dem Titel »Contract 

Abb. 5 Am 12.9.1990 unterzeichneten die vier Siegermächte des II. Weltkriegs 
und die Vertreter der beiden deutschen Staaten im Moskauer Hotel »Oktober« 
den »2+4-Vertrag«. Von links: Die Außenminister Roland Dumas (F), Eduard 
Schewardnadse (UdSSR), James Baker (USA), Dietrich Genscher (BRD) und Doug-
las Hurd (GB). In der Mitte Michail Gobatschow und rechts der erste und letzte 
demokratisch gewählte Ministerpräsident der DDR: Lothar de Maizière
 © picture alliance, dpa

Abb. 6 Der amerikanische Präsident Bill Clinton (Mitte) informiert sich am 
5.5.1999 im Brüsseler Hauptquartier des Miltärbündnisses bei NATO-General-
sekretär Javier Solana (re.) und dem Oberkommandierenden in Europa, US-Gene-
ral Wesley Clark, über den Stand der Luftangriffe der Allianz gegen Jugo slawien 
(Serbien) © picture alliance, dpa
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with America« gefordert, auch in zahlreichen osteuropäischen 
Staaten mehrten sich die Stimmen, über den »Nordatlanischen 
Kooperationsrat« mit seinen rund 40 Mitgliedstaaten – ein-
schließlich Russlands und der meisten GUS-Stataten – hinaus als 
Vollmitglied in die NATO aufgenommen zu werden. Vermutet wird 
auch, dass Interessen der amerikanischen Rüstungsindustrie 
eine wichtige Rolle spielten. Jetzt sollten Polen, Tschechien und 
Ungarn in die NATO aufgenommen werden. Boris Jelzin reagierte 
empört. Am 5.12.1995 erklärte Jelzin auf einer OSZE-Tagung, der 
Westen riskiere einen »kalten Frieden«, wenn er russische Sicher-
heitsinteressen übergehe. Die Clinton-Administration reagierte 
zwar mit weiteren wirtschaftlichen Zugeständnissen an Russland 
und der »NATO-Russland-Gründungsakte«, die 2002 schließlich 
in den »NATO-Russland-Rat« mündete, die »Russia-First-Politik« 
war jedoch gescheitert. Im Weiteren intensivierten die USA ihre 
Kontakte zu den baltischen Staaten, den ehemaligen Sowjetre-
publiken im Kaukasus und zur Ukraine, die bereits 1997 mehr 
Auslandshilfe erhielt als die Russische Föderation. Unter »Enlar-
gement« wurde nunmehr etwas anderes verstanden als noch zu 
Zeiten der Charta von Paris. Die NATO- und auch EU-Osterweite-
rung rückten beide Bündnisse eng an die ehemaligen Grenzen 
der UdSSR heran. 
Den eindeutigen Führungsanspruch (»leadership«) der USA im 
Bündnis, obwohl am Multilateralismus festhaltend, belegten 
letztlich auch die Ereignisse im Serbien- bzw. Kosovo-Krieg im 
März 1999. Bei ihren Luftangriffen auf Serbien verzichteten die 
USA und die NATO ganz bewusst auf eine Autorisierung durch den 
Sicherheitsrat der Vereinten Nationen. Massenvertreibungen von 
Kosovo-Albanern und grausame Massaker unter der Zivilbevölke-
rung, für die die NATO-Staaten Serbien unter Slobodan Milosevic 
verantwortlich machten, führten letztlich zu einem neuen NATO-
Konzept, das das westliche Militärbündnis nunmehr als eine wei-
tere globale Organisation zur Sicherung des Weltfriedens neben 
UNO, OSZE, EU u. a. betrachtete. Kritiker sprachen hier von der 
»Selbstmandatierung« der NATO und sprachen ihr hierfür die Le-
gitimation eines Einsatzes außerhalb der reinen Selbstverteidi-
gung ab. Das Verhältnis zur Russischen Föderation erfuhr durch 
die Serbien-Kosovo-Frage auf jeden Fall eine nachhaltige Ver-
schlechterung. 

Bushs Hegemonialismus nach 9/11

Eine weltpolitische Zäsur stellte unumstritten der Terrorangriff is-
lamistischer Fundamentalisten am 11.9.2001 in dar. Die sich an die 
Anschläge mit mehr als 3.000 Toten in New York und Washington 
anschließende Neujustierung der US-Außenpolitik unter George 
W. Bush veränderte die internationalen Beziehungen fundamen-

tal. Wie einst im Kalten Krieg die Qualität der Beziehungen der 
USA zu einem anderen Staat primär davon abhing, wie er sich zur 
Sowjetunion stellte, so richtete sich die Regierung Bush nunmehr 
danach, ob ein Staat den amerikanischen »Krieg gegen den Ter-
ror« unterstützte oder nicht. Die Mitte September 2002 verkün-
dete »Nationale Sicherheitsstrategie« (NSS) bekannte sich in bis-
her nicht gekannter Deutlichkeit zum Unilateralismus (| M 5 |). Die 
Vereinigten Staaten als führende Militärmacht nehmen darin für 
sich in Anspruch, mit »präemptiven Aktionen« nicht nur gegen 
Terroristen, sondern auch gegen »Schurkenstaaten« vorzugehen, 
vor allem wenn diese Massenvernichtungswaffen besitzen oder 
erwerben wollten und damit die Sicherheit der USA gefährdeten. 
Entscheidungen über solche Interventionen sollten nun aber al-
lein in den USA gefällt werden. Das Prinzip der Souveränität von 
Staaten, zu dem sich die UNO bekennt, hat somit nach amerikani-
scher Auffassung nur noch »eingeschränkte Gültigkeit« (Bierling, 
S. 245). Die Doktrin geht noch weiter: Ausdrücklich wird betont, 
dass die amerikanischen Normen »Demokratie, Entwicklung, freie 
Märkte und freier Handel« universell Gültigkeit haben sollten. 
War kurz nach den Anschlägen die internationale Solidarität mit 
den USA weltumspannend, so fürchteten bald viele Verbündete, 
insbesondere die Kontinental- und dort vor allem die Westeuro-
päer, die mit einer solchen Politik einhergehenden Risiken und 
lehnten diese Politik als »Pax Americana« (Czempiel) grundsätz-
lich ab. Der französische Außenminister Hubert Védrine kriti-
sierte die NSS öffentlich als zu »simplistisch«, der deutsche Au-
ßenminister Joschka Fischer betonte, Bündnispartner seien keine 
Satelliten. Dabei hatten in den ersten Wochen und Monaten nach 
dem 11. September nicht nur der Sicherheitsrat der UNO das 
»Recht auf Selbstverteidigung«, sondern auch die NATO – sogar 
zum ersten Mal in ihrer Geschichte – den »Verteidigungsfall« aus-
gerufen. Bei den sich anschließenden amerikanischen Waffen-
gängen gegen Afghanistan und 2003 gegen den Irak versicherte 
sich Bush schon nicht mehr der internationalen Organsiationen, 
auch nicht der Unterstützung der NATO. Lediglich Großbritan-
nien, später dann weitere europäische Mitglieder der Allianz, 
wurde auf bilateraler Ebene hinzugezogen. 
Die NATO hat sich in den neunziger Jahren ohnehin deutlich geän-
dert. Mit der Allianz zur Zeit des Kalten Krieges hatte sie immer 
weniger gemein. Schon bald hatte sie 19, dann 26 und später sogar 
29 Mitgliedstaaten. Sie entwickelte sich immer mehr zu einer Or-
ganisation, die für die politische Stabilität des osteuropäischen 
Raumes – im amerikanischen Sinne – kümmern sollte. Die anfäng-
liche Kooperation mit der Russischen Föderation im Programm 
»Partnerschaft für den Frieden« oder im »Nato-Russland-Rat« blie-
ben jedoch im Weiteren nicht spannungsfrei. Als George Bush den 
Regierungen der Ukraine und in Georgien seine Bereitschaft zur 
Aufnahme ihrer Länder in die NATO signalisierte, waren heftige 

Abb. 7 Junge Demonstranten verbrennen 1999 bei einer Protestaktion vor der 
US-Botschaft in Moskau die amerikanische Flagge. Sie forderten die Einstellung 
der Luftangriffe der NATO auf Serbien  © picture alliance, dpa 27.3.1999

Abb. 8 US-Präsident George W. Bush drückt am 8.5.2003 bei einem Empfang 
im Weißen Haus in Washington seine Unterstützung für die Osterweiterung der 
NATO aus. Hinter ihm stehen (von links nach rechts) die Außenminister von Est-
land, Rumänien, Litauen, US-Außenminister Colin Powell, der Slowakei, Slowe-
nien, Bulgarien und Lettland Sandra. Zuvor hatte der US-Senat die Osterweite-
rung der NATO einstimmig gebilligt. © picture alliance, dpa 
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Proteste aus Moskau hörbar. Diese Spannungen fanden schließ-
lich ihren Höhepunkt im Georgienkrieg des Jahres 2008.
Unter Präsident George W. Bush diente die Formel vom »Globalen 
Kampf gegen den Terror« zur Legitimation für die Durchsetzung eines 
neuen strategischen Paradigmas: eines »Hegemonialismus mit imperialen 
Implikationen, einer ‹grand strategy›, die nicht in erster Linie auf die kon-
sensorientierte Kooperation innerhalb multilateraler Institutionen setzt, 
sondern auf einseitiges Handeln und harte erzwingende Macht zur 
Durchsetzung eigener, sehr weit verstandener Sicherheitsinteressen.« 
(Rudolf, 2006, S. 13). Zentrale Prinzipien sind hierbei die Bewah-
rung einer überlegenen Machtposition der USA, nicht zuletzt im 
militärischen Bereich, eine strategische Unabhängigkeit im Sinne 
eines US-amerikanischen Unilateralismus, die Ausweitung des 
Verständnisses von Selbstverteidigung mit Recht auf offensive 
präventive Selbstverteidigung sowie die Transformation autokra-
tischer Staaten in Richtung »Freiheit und Demokratie« mit einem 
Fokus auf die arabische Welt (| M 2 |). Ernst-Otto Czempiel nennt 
als Ursache hierfür neben der realen Bedrohung durch terroristi-
sche Gewalttaten vor allem innenpolitische Gründe in den USA. 
Er wertet gar das Nationale Raketen-Abwehr-Programm, eine 
Wiederaufnahme und Weiterentwicklung von Reagans SDI-Pro-
jekt, als »außenpolitisches Hauptziel der Bush-Administration« 
 (Czempiel, S. 164). Und in der Tat hinterließ George Bush 2009 
nach acht Jahren Präsidentschaft ein riesiges Haushaltsdefizit, 
das längst vor der weltweiten Finanz- und Wirtschaftskrise durch 
die enormen Rüstungsausgaben entstanden war. Geplante ame-
rikanische Raketenabfanganlagen auf den Territorien Polens und 
Tschechiens zur Abwehr von Raketen z. B. aus dem Iran interpre-
tierte der Kreml als unmittelbare Aggression gegenüber der Rus-
sischen Föderation. Auch diese Frage spaltete ähnlich wie das 
militärische Engagement gegen den Irak die europäischen Natio-
nen, die inzwischen zum Großteil Mitglied in der Europäischen 
Union geworden waren.

Obama: »Paradigmenwechsel« oder »instrumentel-
ler Multilateralismus«?

Die Vorstellung, dass die politischen Kräfteverhältnisse der Welt 
durch den Einsatz der Armee neu geordnet werden können, war 
die Hoffnung der Bush-Administration und ein klarer Bruch mit 
der »realistischen« Doktrin, der noch sein Vater während der 
Überwindung des Kalten Krieges anhing. Der »Realismus« oder 
»konservative Instutionalismus« besagte, dass das Militär nur 
maßvoll eingesetzt werden sollte, vor allem als unmittelbare Ant-
wort auf offene Aggressionen des Gegners.
Die Mehrzahl der Europäer erwartete dies nun wieder von Barack 
Obama, dem neuen amerikanischen Präsidenten. Er solle »euro-
päische Mittel« (Scott Stock Gissendanner, Die Zeit 18.1.2009) an-
wenden, also mit multilateralen Verhandlungen, unter Einhaltung 
des Völkerrechts, d. h. mit vorrangig »weichen« Mitteln wie Ent-
wicklungshilfe oder mittels kulturellem Austausch Amerikas Füh-
rungsrolle ausfüllen (| M 8 |). Die Grundzüge seiner Außenpolitik 
hat Obama bereits in mehreren Reden vorgestellt. Als seine pri-
mären Ziele nannte er, Amerikas »moralische Führerschaft« wie-
derherzustellen, multilaterale Ansätze zu stärken und aus der 
Großmacht USA wieder die Zivilmacht USA zu machen. Damit er-
füllt er bislang weitestgehend die Erwartungen der (West-)Euro-
päer. Inzwischen hat er auch das ehrgeizige Raketenabwehrpro-
jekt eingestellt und Vorsicht bei der NATO-Osterweiterung 
signalisiert. Gleichzeitig fordert er ein stärkeres Engagement der 
Europäer bei internationalen Konflikten, z. B. im Afghanistan-
Krieg. Abzuwarten bleibt, ob Obama in konkreten außenpoliti-
schen Konfliktsituationen seinem Bekenntnis zum Multilateralis-
mus, seinem Bekenntnis zur UNO und zur NATO treu bleiben wird. 
Skeptiker sprechen schon heute davon, dass auch Obama bei der 
Vertretung amerikanischer Interessen in erster Linie an die Kos-
teneffizienz denkt und sein Multilateralismus ein instrumenteller 
sein werde. Die Verleihung des Friedensnobelpreises an Obama 

im Oktober 2009 wurde zudem von seinen innenpolitischen Geg-
nern in den USA kritisch kommentiert. Auch in der Ära Clinton 
konnte ein durch Wahlen gestärkter Kongress gegen die außen-
politischen Prinzipien des Präsidenten wirkungsvoll opponieren.
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M 1 »The Reagan Doctrine« (6.2.1985)

»We cannot play innocents abroad in a world that is not innocent; 
nor can we be passive when freedom is under siege. (…) We must 
stand by all our democratic allies. And we must not break faith 
with those who are risking their lives – on every continent, from 
Afghanistan to Nicaragua – to defy Soviet-supported aggression 
and secure rights which have been ours since birth. (…) Support 
for freedom-fighters is self-defense.«

www.reagan.utexas.edu//archives//speeches/1985/20685e.htm

M 2 »Neue Chancen amerikanischer Politik«

»… an earthquake of the magnitude of 9/11 can shift the tectonic 
plates of international politics. The international system has 
been in flux since the collapse of Soviet power. Now it is possi-
ble – indeed, probable – that the transition is coming to an end. If 
that is right, if the collapse of the Soviet Union and 9/11 bookend a 
major shift in international politics, then this is a period not just 
of grave danger, but of enormous opportunity. Before the clay is 
dry again, America and our friends and our allies must move deci-
sively to take advantage of these new opportunities. This is, then, 
a period akin to 1945 to 1947, when American leadership ex-
panded the number of free and democratic states – Japan and 
Germany among the great powers – to create a new balance of 
power that favored freedom.
After the end of the Cold War, and still in the shadow of Septem-
ber 11, we may well be on the cusp of an era in which the world will 
not be bedeviled by great power rivalry. There will be differences 
among the great powers. But if the scales tip toward shared inter-
est, rather than interest in conflict between them, this will truly 
be an era unlike any other.«

Rice, Condoleezza, National Security Advisor, Remarks on Terrorism and Foreign Policy, 
29.4.2002, www.whitehouse.gov/news/releases/2002/04/print/20020429-9.html

M 5  George W. Bush – amerikanischer Präsident von 2001–
2009

»Competition between great nations is inevitable, but armed con-
flict in our world is not. More and more, civilized nations find our-
selves on the same side – united by common dangers of terrorist 
violence and chaos. America has, and intends to keep, military 
strengths beyond challenge – thereby, making the destabilizing 
arms races of other eras pointless, and limiting rivalries to trade 
and other pursuits of peace. (…) 
Today the great powers are also increasingly united by common 
values, instead of divided by conflicting ideologies. The United 
States, Japan and our Pacific friends, and now all of Europe, share 
a deep commitment to human freedom, embodied in such strong 
alliances as NATO. (…) Democracy and economic openness (…) are 
the best foundations for domestic stability and international 
order. The United States will use this moment of oppurtunity to 
extend the benefits of freedom across the globe. We will actively 
work to bring the hope of development, free markets, and free 
trade to every corner of the world. The events of September 11, 
2001, taught us that weak states, like Afghanistan, can pose as 
great a danger to our national interests as strong states. Poverty 
does not make poor people into terrorists and murderers. Yet pov-

erty, weak institutions, and corrup-
tion can make weak states vulnerable 
to terrorist networks and drug cartels 
within their borders. (…) 

© Bush, George, W.: Rede in West Point vom 
1.6.2002, www.whitehouse.gov/news/ 
releases/2002/06/20020601-3.html

M 6  NSS – Nationale Sicherheits-
strategie der USA – 2006

»If necessary, however, under long-
standing principles of self defense, 
we do not rule out the use of force 
before attacks occur, even if uncer-
cainty remains as to the time and 
place of enemy’s attack. When the 
consequences of an attack with WMD 
(Weapons of Mass Destruction) are 
potentially so devastating, we cannot 
afford to stand idly by as grave dan-
gers materialize. This is the principle 
and logic of preemption.«

© The White House, The National Security Strategy 
of the United States of America, März 2006, S. 23.

M 4  Auf einem Treffen am 1.4. 2008 in Kiew mit dem amerikanischen Präsi-
denten George W. Bush betonte der ukrainische Präsident Viktor Jusch-
tschenko, es läge im ukrainischen Interesse, rasch NATO-Mitglied zu 
 werden. © picture alliance, dpa 

M 3  Die Entwicklung der weltweiten Rüstungsausgaben und der Umsatz der größten Rüstungskonzerne
 © picture alliance, dpa 2007
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M 8  »Das ist das Ende der Eiszeit« – Barack Obama als Präsi-
dent

Markus Kaim leitet die Forschungsgruppe Sicherheitspolitik der Stiftung 
Wissenschaft und Politik (SWP) in Berlin. 
sueddeutsche.de: US-Präsident Obama stoppt die Pläne seines Vor-
gängers George W. Bush, einen Raketenschild in Osteuropa zu bauen. Der 
offizielle Grund ist die nachlassende Bedrohung durch Iran. Ist das nur ein 
Vorwand? 
Markus Kaim: Iran mag auch eine Rolle gespielt haben, das kann 
ich nicht ausschließen. Der entscheidende Grund aber ist der Pa-
radigmenwechsel in den amerikanisch-russischen Beziehungen. 
Seit Obamas Amtsantritt kann man ganz deutlich erkennen, dass 
die US-Regierung von völlig neuen Grundannahmen ausgeht. 
Bush hat, vor allem am Ende seiner Amtszeit, Russland als Rivalen 
und potentiellen Störenfried angesehen, sei es im Kosovo oder im 
Verhältnis zu Iran. Bei der Regierung Obama überwiegt ganz 
deutlich die Einsicht, dass die USA Russland zur Lösung einer Viel-
zahl von Problemen benötigt – von Regionalkonflikten wie in Ge-
orgien bis hin zu den großen Themen Iran oder Rüstungskont-
rolle.
sueddeutsche.de: Erleben wir damit eine Zäsur in den amerikanisch- 
russischen Beziehungen? 
Kaim: Das ist das Ende der Eiszeit. Allerdings ist das Moratorium 
für den Raketenschild nicht das erste Anzeichen dafür. Bei sei-
nem Besuch in Moskau im Juli hat Obama sich mit Russland in ei-
nigen wichtigen Fragen der Abrüstung und Rüstungskontrolle 
geeinigt. In diesem Feld ist am Ende der Ära Bush überhaupt 
nichts mehr passiert. Zweites Stichwort ist die Nato-Osterweite-
rung. Bush drängte auf einen baldigen Eintritt Georgiens und der 
Ukraine in das Verteidigungsbündnis, Obama trat auch hier so 
stark auf die Bremse, sodass auch diese Pläne erst einmal vertagt 
sind. Und das dritte Feld ist eben die Raketenabwehr. (…) 
sueddeutsche.de: Muss Obama nun fürchten, dass seine Landsleute 
ihm vorwerfen, zu wenig die Interessen der Amerikaner zu vertreten?
Kaim: Natürlich werden morgen die üblichen Verdächtigen, die 
außenpolitischen Hardliner, Obama beschimpfen. Die breite Be-
völkerungsschicht hat derzeit jedoch andere Prioritäten. In der 
Innenpolitik dominiert der Streit um Obamas Gesundheitsre-
form, in der Außenpolitik der Krieg in Afghanistan. Einzig die ein-
flussreiche Gruppe polnischstämmiger Amerikaner könnte sich 
Obama vergraulen. Die zeigten bereits deutlich ihren Unmut, als 
sich ihre Hoffnungen auf Visafreiheit für Polen nicht erfüllt haben. 
Die nächsten Wahlen in den USA, die »midterm elections«, sind 
aber noch mehr als ein Jahr entfernt – bis dahin dürfte auch deren 
Ärger verraucht sein.

www.sueddeutsche.de, 17.9.2009

M 10  Die liberale polnische Zeitung »Gazeta Wyborcza« 

»Polen braucht weiterhin den starken Verbündeten aus den USA. 
Der Raketenschild sollte seine Grundlage sein, und nun müssen 
wir halt auf irgendeinen Ersatz warten. Nach der gestrigen Ent-
scheidung des Weißen Hauses, auf den Bau des Raketenabwehr-
schildes in Polen und in Tschechien zu verzichten, müssen sich die 
Beziehungen zwischen Warschau und Washington ändern. Das 
Jahr 2009 hat sich als Ende des engen Bündnisses mit den USA 
erwiesen, das ziemlich lange gedauert hat – rund zehn Jahre. Man 
kann und muss dieses Bündnis weiter fortführen, aber auf einer 
anderen Grundlage. Amerika bleibt nach wie vor die wichtigste 
Supermacht auf der Welt, auch wenn sie nachlässt. Und ihre Inte-
ressen und fundamentalen Werte decken sich mit unseren.« 

© Bartosz Weglarczyk, 18.09.2009

M 11 Das tschechische Internetportal: www.aktualne.cz

»Barack Obama erbte das Projekt, das den Bau eines Radars in 
Tschechien und eines Raketenschildes in Polen vorsah, von sei-
nem Vorgänger. Die Leute um George W. Bush hatten damals be-
reits die Verträge mit der tschechischen und der polnischen Re-
gierung vereinbart. Von Beginn an verhielt sich Obama, der erste 
Mann der USA seltsam dazu. Und das aus drei Gründen: wegen 
der hohen Kosten, der fragwürdigen Verlässlichkeit des Systems 
und nicht zuletzt wegen des laut geäußerten Unwillens des 
Kreml. Auf der anderen Seite war da das Bemühen des Weißen 
Hauses, die Welt vor der Gefahr aus dem Iran zu schützen und das 
den Verbündeten gegebene Versprechen einzuhalten. (…) Am 
Ende waren auch die innenpolitischen Probleme Tschechiens und 
Polens, das Projekt der eigenen Bevölkerung schmackhaft zu ma-
chen, ein Argument für die neue Regierung, das Projekt zu stop-
pen. (…) Kritiker sehen in diesem Schritt einen Sieg des Kreml, 
mit dem das Weiße Haus einen Neuanfang versucht.« 

© www.aktualne.cz vom 17.09.2009

M 7  Anti-NATO-Demonstration von ukrainischen Orthodoxen am 2.4. 2008 in 
Kiew. Der amerikanische Präsident Bush hatte die NATO aufgefordert, 
due Ukraine und Georgien möglichst rasch in die Allianz aufzunehmen.
 © picture alliance, dpa 

M 9  Präsident Obama kündigte am 17.9.2009 öffentlich an, auf die geplanten 
amerikanischen Raketenabwehrbasen in Polen und Tschechien einstweilen 
zu verzichten, die sein Vorgänger George W. Bush geplant hatte. Russland 
hatte sich von dem Projekt bedroht gefühlt und wiederholt mit Gegen-
maßnahmen gedroht. © picture alliance, dpa


